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MARKTGEMEINDE     HARMANNSDORF 
2111  HARMANNSDORF   -   Kirchengasse  5 

Tel:  02264/7500    oder    7501           FAX  02264/7501-16 

E-Mail:  gemeinde@harmannsdorf.gv.at       www.harmannsdorf.gv.at 
 

 

  LP 2020-2025   5/2024 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
über die 

SITZUNG des GEMEINDERATES 
 

am Dienstag, 26.November 2024 im Dorflokal in Hetzmannsdorf 
Beginn: 18:00 Uhr Die Einladung erfolgte am 12.11.2024 
Ende: 21:42 Uhr mittels Kurrende, E-Mail und RSB 
 
ANWESEND WAREN: 
 

Bürgermeister  RAICHER Alexander, Ing. 
Vizebürgermeister  NEBENFÜHR Anneliese 

 
die Mitglieder des Gemeinderates 
 

3.   GfGR EICHBERGER Martin    4.   GfGR GSCHWENT Franz 
5.   GfGR MARTIN Ronald    6.   GfGR SCHAGERL Peter 
7.   GfGR WENDY Mag. Karl     
8.   GR   BAUMHAUER Martin    9.   GR  BUNKA Ulrike Herta, Dr.    
10. GR  FASCHING Wilfried    11. GR  HAIBL Robert      
12. GR  HOFBAUER Eva       13. GR  KAMPLEITNER Ing. Roman 
14. GR   KRAUSE Hubert, Ing.       15. GR  KRETSCHMER Wolfgang, Dr.    
16. GR  MANNERSDORFER Leo      17. GR  NEBENFÜHR David     
18. GR        19. GR                                   
20. GR  STRÖHM Elisabeth    21. GR  TRÖSTL Matthias     
22. GR  WANNERER Josef          23. GR  WUNDSAM Matthäus 
 

 
ANWESEND WAREN AUSSERDEM:  
 

1. AL HARTL Günter (Schriftführer) 2.  7 Zuhörer 
3. AL-Stv. DI (FH) KESSLER Gerald 4.  ……………………………………….   
5. ……………………………………….    
 

ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
 

1. NEUMEYER Franz, Ing.     2. SCHEFFL Johann 

3.  ……………………………………….    4. ……………………………………….. 

 
Vorsitzender: Bürgermeister Ing. Alexander RAICHER 

Die Sitzung war öffentlich 

Die Sitzung war beschlussfähig 

 

mailto:gemeinde@harmannsdorf.gv.at
http://www.harmannsdorf.gv.at/
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TAGESORDNUNG 

 

Top 1.) Genehmigung des letzten GR-Protokolls 
Top 2.) Bericht des Prüfungsausschusses 
Top 3.) 2. NTVA 2024 
Top 4.) Voranschlag 2025 
Top 5.) Darlehensaufnahme:   Bauhoferweiterung Harmannsdorf 
Top 6.) Darlehensaufnahme:   TBE Würnitz 
Top 7.) Darlehensaufnahme:   Radrouten BA1 
Top 8.) Darlehensaufnahme:   Abwasserbeseitigung BA22 
Top 9.) Darlehensaufnahme:   Wasserversorgungsanlage BA18 
Top 10.) Darlehensaufnahme:   Vorfinanzierung – Hochwasserschutz 
Top 11.) Verordnung Gebrauchsabgabe 
Top 12.) Verordnung Friedhofsgebühren (Totengräbergebühren) 
Top 13.) Verordnung Hundeabgabe 
Top 14.) KG Hetzmannsdorf: Freigabe der Aufschließungszone BW-A5-2WE 
Top 15.) Kellergassen: Erlass einer Bausperre 
Top 16.) KG Kleinrötz: Ausscheidung von Grundflächen aus dem öffentlichen Gut TP GZ 13584,  

  29522 und 41345 
Top 17.) KG Mollmannsdorf: Übernahme einer Grundfläche in das öffentliche Gut, TP GZ 40252 
Top 18.) KG Rückersdorf: Übernahme und Ausscheidung von einer Grundfläche aus dem  

  öffentlichen Gut TP GZ 15666 und TP GZ 42177 
Top 19.) KG Rückersdorf: Übernahme und Ausscheidung von Grundflächen, TP GZ 2647 
Top 20.) KG Würnitz: Übernahme von Grundflächen in das öffentliche Gut, TP GZ 2709 
Top 21.) KG Seebarn: Ausscheidung öffentliches Gut (Kellerweg) 
Top 22.) KG Rückersdorf: Ausscheidung öffentliches Gut (Kellergasse) 
Top 23.) KG Rückersdorf: Land NÖ. Erklärung zur Erhaltung geförderter Radwege BA1 
Top 24.) KG Mollmannsdorf: GZ: 42242 

a. Ausscheidung öffentliches Gut 
b. Verkauf einer Teilfläche 

Top 25.) KG Seebarn: Leihvertrag Buswartehäuschen 
Top 26.) KG Seebarn: Mietvertrag Kinderspielplatz 
Top 27.) KG Seebarn: Kaufverträge Kellergasse Seebarn 
Top 28.) KG Obergänserndorf: Baurechtsverträge Sonnenhang 
Top 29.) KG Obergänserndorf: Verkauf einer Teilfläche für die Errichtung einer Garage 
Top 30.) KG Rückersdorf: Mietvertrag Kinderspielplatz 
Top 31.) KG Rückersdorf: Baulandsicherungsverträge Salzgarten 
Top 32.) KG Rückersdorf: Löschungserklärung EZ 1011  
Top 33.) KG Rückersdorf: Rückhaltebecken Ziegeleigasse West 

a. Grundsatzbeschluss für die Errichtung des Beckens 
b. Übereinkommen Franziska Haller 
c. Übereinkommen Christina Kaltenbrunner 
d. Übereinkommen Theresia Neumayer 
e. Übereinkommen Maria und Martin Hendler 
f. Übereinkommen Martin Stoßfellner 
g. Übereinkommen Martin Holzer 

Top 34.) TBE Würnitz: Vergabe Arbeiten 
a. Fester und Portale 
b. Spengler und Schwarzdecker 
c. Zimmerer 
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d. HLS 
Top 35.) Heizkostenzuschuss 2024/25 
Top 36.) Subventionen 

a. Freiwillige Feuerwehr Würnitz 
b. Überparteilicher Seniorenclub Würnitz 
c. TSU NEUMED Obergänserndorf 
d. ÖKB Rückersdorf 
e. ÖKB Würnitz 
f. Friedenslicht 

Top 37.) Kommunalkredit: Annahmeerklärung Förderung Wasserversorgungsanlage BA 16 
Top 38.) Kommunalkredit: Annahmeerklärung Förderung Abwasserbeseitigungsanlage BA 21 
Top 39.) Berichte des Bürgermeisters und der Ausschussobmänner 

 
Gemäß § 47 NÖ Gemeindeordnung werden die nachstehenden Punkte in einer 

nicht öffentlichen Sitzung behandelt: 
 

Top 40.) Personalangelegenheiten 
a. Kinderweihnachtsgeld 
b. Überstellung Kinderbetreuerin von Entlohnungsgruppe 3 in 4 
c. Wechsel Bauhofleitung 
d. Leistungszulage als Beckenwart 

 
 

 
 

  
 Vor Einstieg in die Tagesordnung ergehen nachstehende Dringlichkeitsanträge: 
 
 

DRINGLICHKEITSANTRAG  
gemäß § 46 Abs.3 

NÖ GEMEINDEORDNUNG 1973 
 

Der Bürgermeister der Marktgemeinde Harmannsdorf Ing. Alexander Raicher stellt den Antrag, die 
 

„WASSERABGABENVERORDNUNG“ 
 

nach Verordnungsprüfung durch das Land NÖ mit Schreiben vom 14.11.2024 neu zu beschließen. 
Begründüng:  
In der Kundmachung wurde bei den Bestimmungen über die Umsatzsteuer und den 
Rechtwirksamkeitsbeginn neben einer vom Sitzungsprotokoll abweichenden Textierung durch die 
Verwendung der §§ 9 und 10 eine unrichtige Reihung der Paragrafen vorgenommen. Da der 
Ablesezeitraum unter § 7 verordnet wurde, hätte richtigerweise und wie auch laut 
Sitzungsprotokoll beschlossen, mit den §§ 8 und 9 fortgesetzt werden müssen. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Aufnahme in die Tagesordnung 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    

 
 Der Dringlichkeitsantrag wird unter GR-TOP 39 behandelt. 
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DRINGLICHKEITSANTRAG 
gemäß § 46 Abs.3 

NÖ GEMEINDEORDNUNG 1973 
 

Der Bürgermeister der Marktgemeinde Harmannsdorf Ing. Alexander Raicher stellt den Antrag, das 
 

„Übereinkommen mit der Regiobahn Leiser Berge Eisenbahninfrastruktur GmbH“ 
 

zu beschließen. Hauptgegenstand ist die Kostentragung für die Planung, Errichtung, Erhaltung und 
Reinvestition einer Lichtzeichenanlage Bahnübergang KM 11,559 in der Katastralgemeinde 
Mollmannsdorf. 
Begründüng: 
Dieses Projekt ist im VA 2025 im Investitionsnachweis Bahnübergang Mollmannsdorf 
Lichtzeichenanlage budgetiert. Der Streckenbetreiber möchte die Lichtzeichenanlage so schnell 
wie möglich installieren und bereits im Jänner abrechnen und um Förderung beim Land 
Niederösterreich ansuchen. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Aufnahme in die Tagesordnung 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    

 
 Der Dringlichkeitsantrag wird unter GR-TOP 40 behandelt. 
 
 

DRINGLICHKEITSANTRAG 
gemäß § 46 Abs.3 

NÖ GEMEINDEORDNUNG 1973 
 

Der Bürgermeister der Marktgemeinde Harmannsdorf Ing. Alexander Raicher stellt den Antrag, 
den Beschluss 
 

„KG Würnitz: Neuerlicher Beschluss über die Übernahme und Ausscheidung von Grundflächen 
in das öffentliche Gut, TP GZ 26176“ 

von der Gemeinderatssitzung vom 25.06.2024 unter TOP 7 dahingehend zu ändern, dass das 
Trennstück 6 im Ausmaß von 0m² des Grundstücks Nr. 1444/2 EZ 28, KG Würnitz aus dem 
öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück Nr. 1871 
EZ 144, KG Würnitz einverleibt wird. 
Begründüng: 
Im Zuge der Verbücherung des Teilungsplans hat die Marktgemeinde Harmannsdorf den 
Verbesserungsauftrag durch das Bezirksgericht Korneuburg erhalten. Nun gilt es diesen zeitnah 
umzusetzen, da sonst die Gefahr besteht, dass die Frist für die Verbücherung des Teilungsplans 
abläuft und nochmals der Plan erstellt und eingereicht werden muss. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Aufnahme in die Tagesordnung 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    

 
 Der Dringlichkeitsantrag wird unter GR-TOP 41 behandelt. 
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DRINGLICHKEITSANTRAG 
gemäß § 46 Abs.3 

NÖ GEMEINDEORDNUNG 1973 
 

Der Bürgermeister der Marktgemeinde Harmannsdorf Ing. Alexander Raicher stellt den Antrag, 
einen 
 

„Kaufantrag an das Land NÖ für das GSTNR: 1255 (Trockengraben) in der KG Obergänserndorf “ 
 

zu stellen. Des Weiteren ist ein Kulturtechniker in Regie für die Erstellung eines wasserrechtlichen 
Einreichprojektes für die Verrohrung des Grabens zu beauftragen. 
Begründüng: 
Der Vorstand der TSU NEUMED Obergänserndorf ist bereits vor einiger Zeit an die Marktgemeinde 
Harmannsdorf herangetreten, um sie bei der Errichtung einer neuen Sportanlage zu unterstützen. 
Aktuell liegen zwei bzw. drei Varianten vor, über die der Sportverein selbst entscheiden soll. Um 
eine der Varianten zu ermöglich, ist der Kauf eines Trockengrabens, welcher sich im Eigentum des 
Landes Niederösterreich befindet, für eine Nutzung der Fläche zu beantragen. Aufgrund der für 
dieses Jahr geplanten Mitgliederversammlung ergibt sich die Dringlichkeit des Antrags. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Aufnahme in die Tagesordnung 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    

 
 Der Dringlichkeitsantrag wird unter GR-TOP 42 behandelt. 
 
 
 

DRINGLICHKEITSANTRAG 
gemäß § 46 Abs.3 

NÖ GEMEINDEORDNUNG 1973 
eingebracht von der 7-Orte Bürgerliste, Dr. Wolfgang Kretschmer und Dr. Ulrike Bunka 

 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Bürgermeister wird beauftragt, gegenüber dem Land Niederösterreich die notwendigen 
Schritte zu unternehmen, damit auf der B6-Umfahrung eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
70km/h verordnet wird. 
 

Begründung: 
a. Dringlichkeit: 
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Die Dringlichkeit dieses Antrages ergibt sich daraus, dass es sich um eine Maßnahme handelt, die 
im Interesse der Sicherheit der Verkehrsteilnehmer auf der B6 sowie der Gesundheit der Bewohner 
der nördlichen und südlichen Teile der Gemeinde liegt. 

b. Zur Sache: 
Seit der Inbetriebnahme der B6-Umfahrung haben sich bereits mehrere Verkehrsunfälle ereignet. 
Es ist zu befürchten, dass sich bei winterlichen Fahrverhältnissen weitere Unfälle ereignen. 
Darüber hinaus leiden die Menschen, die nahe an der Umfahrung wohnen, unter einer schweren 
Lärmbelästigung. 
Eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 70 km/h erscheint als geeignete Maßnahme, um die 
Sicherheit zu erhöhen und die Lärmbelästigung zu verringern. Es liegt im dringenden Interesse der 
Gemeinde, dass das Land diese Maßnahme ehestmöglich setzt. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Aufnahme in die Tagesordnung 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    

 
 Der Dringlichkeitsantrag wird unter GR-TOP 43 behandelt. 
 
 

 
Dadurch ergibt sich nachstehend neue Tagesordnung: 
 

Top 1.) Genehmigung des letzten GR-Protokolls 
Top 2.) Bericht des Prüfungsausschusses 
Top 3.) 2. NTVA 2024 
Top 4.) Voranschlag 2025 
Top 5.) Darlehensaufnahme:   Bauhoferweiterung Harmannsdorf 
Top 6.) Darlehensaufnahme:   TBE Würnitz 
Top 7.) Darlehensaufnahme:   Radrouten BA1 
Top 8.) Darlehensaufnahme:   Abwasserbeseitigung BA22 
Top 9.) Darlehensaufnahme:   Wasserversorgungsanlage BA18 
Top 10.) Darlehensaufnahme:   Vorfinanzierung – Hochwasserschutz 
Top 11.) Verordnung Gebrauchsabgabe 
Top 12.) Verordnung Friedhofsgebühren (Totengräbergebühren) 
Top 13.) Verordnung Hundeabgabe 
Top 14.) KG Hetzmannsdorf: Freigabe der Aufschließungszone BW-A5-2WE 
Top 15.) Kellergassen: Erlass einer Bausperre 
Top 16.) KG Kleinrötz: Ausscheidung von Grundflächen aus dem öffentlichen Gut TP GZ 13584,  

  29522 und 41345 
Top 17.) KG Mollmannsdorf: Übernahme einer Grundfläche in das öffentliche Gut, TP GZ 40252 
Top 18.) KG Rückersdorf: Übernahme und Ausscheidung von einer Grundfläche aus dem  

  öffentlichen Gut TP GZ 15666 und TP GZ 42177 
Top 19.) KG Rückersdorf: Übernahme und Ausscheidung von Grundflächen, TP GZ 2647 
Top 20.) KG Würnitz: Übernahme von Grundflächen in das öffentliche Gut, TP GZ 2709 
Top 21.) KG Seebarn: Ausscheidung öffentliches Gut (Kellerweg) 
Top 22.) KG Rückersdorf: Ausscheidung öffentliches Gut (Kellergasse) 
Top 23.) KG Rückersdorf: Land NÖ. Erklärung zur Erhaltung geförderter Radwege BA1 
Top 24.) KG Mollmannsdorf: GZ: 42242 
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a. Ausscheidung öffentliches Gut 
b. Verkauf einer Teilfläche 

Top 25.) KG Seebarn: Leihvertrag Buswartehäuschen 
Top 26.) KG Seebarn: Mietvertrag Kinderspielplatz 
Top 27.) KG Seebarn: Kaufverträge Kellergasse Seebarn 
Top 28.) KG Obergänserndorf: Baurechtsverträge Sonnenhang 
Top 29.) KG Obergänserndorf: Verkauf einer Teilfläche für die Errichtung einer Garage 
Top 30.) KG Rückersdorf: Mietvertrag Kinderspielplatz 
Top 31.) KG Rückersdorf: Baulandsicherungsverträge Salzgarten 
Top 32.) KG Rückersdorf: Löschungserklärung EZ 1011  
Top 33.) KG Rückersdorf: Rückhaltebecken Ziegeleigasse West 

a. Grundsatzbeschluss für die Errichtung des Beckens 
b. Übereinkommen Franziska Haller 
c. Übereinkommen Christina Kaltenbrunner 
d. Übereinkommen Theresia Neumayer 
e. Übereinkommen Maria und Martin Hendler 
f. Übereinkommen Martin Stoßfellner 
g. Übereinkommen Martin Holzer 

Top 34.) TBE Würnitz: Vergabe Arbeiten 
a. Fester und Portale 
b. Spengler und Schwarzdecker 
c. Zimmerer 
d. HLS 

Top 35.) Heizkostenzuschuss 2024/25 
Top 36.) Subventionen 

a. Freiwillige Feuerwehr Würnitz 
b. Überparteilicher Seniorenclub Würnitz 
c. TSU NEUMED Obergänserndorf 
d. ÖKB Rückersdorf 
e. ÖKB Würnitz 
f. Friedenslicht 

Top 37.) Kommunalkredit: Annahmeerklärung Förderung Wasserversorgungsanlage BA 16 
Top 38.) Kommunalkredit: Annahmeerklärung Förderung Abwasserbeseitigungsanlage BA 21 
Top 39.) Dringlichkeitsantrag: Wasserabgabenordnung 
Top 40.) Dringlichkeitsantrag: Übereinkommen mit der Regiobahn Leiser Berge  

  Eisenbahninfrastruktur GmbH 
Top 41.) Dringlichkeitsantrag: KG Würnitz – Neuerlicher Beschluss über die Übernahme und  

  Ausscheidung von Grundflächen in das öffentliche Gut, TP GZ 26176 
Top 42.) Dringlichkeitsantrag: Kaufantrag an das Land NÖ für das Grundstück Nr. 1255  

  (Trockengraben) in der KG Obergänserndorf 
Top 43.) Dringlichkeitsantrag: B6 Umfahrung – Geschwindigkeitsbeschränkung 70km/h 
Top 44.) Berichte des Bürgermeisters und der Ausschussobmänner 

 

Gemäß § 47 NÖ Gemeindeordnung werden die nachstehenden Punkte in einer 
nicht öffentlichen Sitzung behandelt: 

 

Top 45.) Personalangelegenheiten 
a. Kinderweihnachtsgeld 
b. Überstellung Kinderbetreuerin von Entlohnungsgruppe 3 in 4 
c. Wechsel Bauhofleitung 
d. Leistungszulage als Beckenwart 
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Verlauf der Sitzung 

 
 

Top 1.) Genehmigung des letzten GR-Protokolls 
   

  Da keine schriftlichen Einwände einlangten, gilt das Protokoll als genehmigt. 
 

Top 2.) Bericht des Prüfungsausschusses 
 

Die Obfrau des Prüfungsausschusses berichtet über die am 19.11.2024 durchgeführte Prüfungs-
ausschusssitzung.  
 

Herr Obfrau-Stellvertreter Martin Baumhauer  

in gewohnter Manier finden Sie untenstehend eine Niederschrift meines Beitrages zum TOP 2 
„Bericht des Prüfungsausschusses“ der Gemeinderatssitzung am 26.11.2024: 

„Gemeinderat Baumhauer (SPÖ) stellt fest, dass bei den Kanal- bzw. Abwassergebühren erneut 
hohe Überschüsse geplant werden. So beläuft sich der geplante Überschuss bzw. Gewinn im 
Zweiten Nachtragsvoranschlag für das Jahr 2024 auf 305.300 € und im Voranschlag (= Budget) für 
das Jahr 2025 auf - konservativ geplante - 60.900 €. Seiner Meinung nach stellt dies eine versteckte 
Gemeindesteuer dar, um die die Bürger*innen der Marktgemeinde entlastet werden können und 
sollen. Er stimmt deshalb dem Zweiten Nachtragsvoranschlag 2024 und dem Voranschlag 2025 
nicht zu." 
 

Der ausführliche Bericht wurde vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. 
 

Top 3.) 2. NTVA 2024 
 

Der 2. Nachtragsvoranschlag 2024 lag in der Zeit vom 11.11.2024 bis 25.11.2024 während der 
Amtsstunden im Gemeindeamt Harmannsdorf zur öffentlichen Einsicht auf. Dazu wurden keine 
Erinnerungen eingebracht. Der 2. NTVA 2024 wurde im Prüfungsausschuss am 19.11.2024 
behandelt. Anfragen dazu wurden durchbesprochen und aufgeklärt und vom Prüfungsausschuss 
rechnerisch für in Ordnung befun-den. 
Das verfügbare kumulierte Haushaltspotential im 2.NTVA 2024 beträgt € 30.900,--.  
Das Nettoergebnis weist € -70.900,-- aus. 
 Im 2.NTVA 2024 kommt es zu einer gesamt Neuverschuldung 2024 von € 1.804.800,--. Die 
Tilgungen werden € 1.010.000,-- betragen. Demnach beträgt der Schuldenstand mit 31.12.2024 - 
€ 10.851.200,--. 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den 2.NTVA 2024 in vorgelegter Form 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 17         Zustimmungen                                               
  1          Gegenstimmen        GR Wilfried Fasching (Grüne)  
  3          Stimmenhaltungen   GR Martin Baumhauer SPÖ, Fraktion 7-OBL 

 

 

 
Top 4.) Voranschlag 2025 

 

Der Voranschlag 2025 lag in der Zeit vom 11.11.2024 bis 25.11.2024 im Gemeindeamt 
Harmannsdorf während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht auf und wurde im Prüfungs-
ausschuss der Marktgemeinde Harmannsdorf am 19.11.2024 geprüft. Anfragen im Prüfungs-
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ausschuss wurden behandelt und aufgeklärt. Der Prüfungsausschuss hat den Voranschlag 2025 
rechnerisch für in Ordnung befunden. 
Wie im Vorbericht ersichtlich, ergibt der Voranschlag 2025 bei 4125 Einwohnern ein jährliches  
Haushaltspotential von € 56.900,-- und ein kumuliertes Haushaltspotential in der Höhe von                  
€ 51.100,--. Den Erträgen in der Höhe von € 11.688.200,-- stehen Aufwendungen in der Höhe von 
€ 11.647.600,-- gegenüber. Nach Zuweisungen an Haushaltsrücklagen in der Höhe von € 27.000,-- 
ergibt dies ein Nettoergebnis von € 11.600,--. Die Entwicklung der Abgabenertragsanteile von 2024 
(2.NTVA) € 4.150.000,-- auf 2025 € 4.161.000,--. Die Gebührenhaushalte sind ausgeglichen. Die 
Rücklagen werden am Ende 2025 mit € 589.000,-- zu Buche stehen.  
Geplanten Darlehensaufnahmen in der Höhe von € 1.490.000,-- stehen Tilgungen in der Höhe von 
€ 1.057.900,-- gegenüber, somit wird der Schuldenstand mit 31.12.2025 € 11.327.400,-- betragen. 
Mit dem Voranschlag werden auch alle erforderlichen zusätzlichen Beschlüsse, MFP, Dienst-
postenplan etc. beschlossen. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Voranschlag 2025 in vorgelegter 
Form beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 14         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  7          Stimmenhaltungen    GR Martin Baumhauer SPÖ, Fraktion 7-OBL,  

    Fraktion FPÖ, Fraktion Grüne 

 
Top 5.) Darlehensaufnahme:   Bauhoferweiterung Harmannsdorf 

 

Für die Finanzierung der Bauhoferweiterung (Hallenzubau) soll ein Darlehen in der Höhe von               
€ 250.000,-- aufgenommen werden. Dazu gab es eine Ausschreibung durch die FRC (kommunale 
Finanzierung). Insgesamt wurden 13 Angebote abgegeben (6 mit Fixzinssatz und 7 mit variablem 
Zinssatz). Die Laufzeit soll 10 Jahre betragen, die Fälligkeiten halbjährlich am 01.03/01.09. 
Angebotslegung war Zum 6-Monatseuribor Indikator-Stichtag 21.10.2024 – Indikator -Wert 
2,972%, dazu kommt ein Aufschlag vom Bestbieter der SPARKASSE Horn-Ravelsbach-Kirchberg 
AG von + 0,310 %.  Der Effektivzinssatz beträgt 3,330 %. Die Darlehensaufnahme ist im 2. NTVA 
2024 budgetiert.  
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Darlehensaufnahme für die 
Bauhoferweiterung Harmannsdorf lt. Vergabevorschlag der FRC bei der Sparkasse Ravelsbach – 
Horn beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen   
  

 
Top 6.) Darlehensaufnahme:   TBE Würnitz 

 

Für die Finanzierung der Tagesbetreuungseinrichtung in Würnitz soll ein Darlehen in der Höhe von               
€ 1.000.000,-- aufgenommen werden. Dazu gab es eine Ausschreibung durch die FRC (kommunale 
Finanzierung). Insgesamt wurden 13 Angebote abgegeben (6 mit Fixzinssatz und 7 mit variablem 
Zinssatz). Die Laufzeit soll 15 Jahre betragen, die Fälligkeiten halbjährlich am 01.03/01.09. 
Angebotslegung war Zum 6-Monatseuribor Indikator-Stichtag 21.10.2024 – Indikator -Wert 
2,972%, dazu kommt ein Aufschlag vom Bestbieter der SPARKASSE Horn-Ravelsbach-Kirchberg 
AG von + 0,310 %.  Der Effektivzinssatz beträgt 3,330 %. Die Darlehensaufnahme ist im Voranschlag 
2025 budgetiert. 
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Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Darlehensaufnahme für die 
Tagesbetreuungseinrichtung in Würnitz lt. Vergabevorschlag der FRC bei der Sparkasse Ravelsbach 
– Horn beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen   
  

 
Top 7.) Darlehensaufnahme:   Radrouten  

 

Für die Finanzierung der Radrouten – Bauabschnitt 1 und 2 soll ein Darlehen in der Höhe von               
€ 300.000,-- aufgenommen werden.  
Dazu gab es eine Ausschreibung durch die FRC (kommunale Finanzierung). Insgesamt wurden 13 
Angebote abgegeben (6 mit Fixzinssatz und 7 mit variablem Zinssatz). Die Laufzeit soll 10 Jahre 
betragen, die Fälligkeiten halbjährlich am 01.03/01.09. Angebotslegung war Zum 6-Monatseuribor 
Indikator-Stichtag 21.10.2024 – Indikator -Wert 2,972%, dazu kommt ein Aufschlag vom 
Bestbieter der SPARKASSE Horn-Ravelsbach-Kirchberg AG von + 0,310 %.   
Der Effektivzinssatz beträgt 3,330 %. Die Darlehensaufnahme ist im 2. NTVA 2024 budgetiert.  
Das Darlehen ist nicht genehmigungspflichtig, da unter der Wertgrenze. 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Darlehensaufnahme für den 
Radroutenausbau BA1 und BA2 lt. Vergabevorschlag der FRC bei der Sparkasse Ravelsbach – Horn 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen   
  

 
Top 8.) Darlehensaufnahme:   Abwasserbeseitigung BA22 

 

Für die Finanzierung der Radrouten – Bauabschnitt 1 und 2 soll ein Darlehen in der Höhe von               
€ 288.000,-- aufgenommen werden.  
Dazu gab es eine Ausschreibung durch die FRC (kommunale Finanzierung). Insgesamt wurden 13 
Angebote abgegeben (6 mit Fixzinssatz und 7 mit variablem Zinssatz). Die Laufzeit soll 10 Jahre 
betragen, die Fälligkeiten halbjährlich am 01.06/01.12. Angebotslegung FIXZINSSATZ war zum 
Indikator-Stichtag 21.10.2024 – Indikator -Wert 2,990% Der Effektivzinssatz beträgt 3,034 %. 
Bestbieter ist die SPARKASSE Horn-Ravelsbach-Kirchberg AG.  
Die Darlehensaufnahme ist im Voranschlag 2025 budgetiert und werden auch erst 2025 zugezählt. 
 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Darlehensaufnahme für die die 
Abwasserbeseitigungsanlage BA22 lt. Vergabevorschlag der FRC bei der Sparkasse Ravelsbach – 
Horn beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen   
  

 
Top 9.) Darlehensaufnahme:   Wasserversorgungsanlage BA18 

 

Für die Finanzierung der Wasserversorgungsanlage BA18 soll ein Darlehen in der Höhe von                  
€ 112.000,-- aufgenommen werden.  
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Dazu gab es eine Ausschreibung durch die FRC (kommunale Finanzierung). Insgesamt wurden 13 
Angebote abgegeben (6 mit Fixzinssatz und 7 mit variablem Zinssatz). Die Laufzeit soll 10 Jahre 
betragen, die Fälligkeiten halbjährlich am 01.06/01.12. Angebotslegung FIXZINSSATZ war zum 
Indikator-Stichtag 21.10.2024 – Indikator -Wert 2,990% Der Effektivzinssatz beträgt 3,034 %. 
Bestbieter ist die SPARKASSE Horn-Ravelsbach-Kirchberg AG.  
Die Darlehensaufnahme ist im Voranschlag 2025 budgetiert und werden auch erst 2025 zugezählt. 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Darlehensaufnahme für die 
Wasserversorgungsanlage BA18 lt. Vergabevorschlag der FRC bei der Sparkasse Ravelsbach – Horn 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen   
  

 
Top 10.)  Darlehensaufnahme:   Vorfinanzierung – Hochwasserschutz Bericht des Prüfungsausschusses 

 

Für die Vorfinanzierung der Rückhaltebecken (Hochwasserschutz) soll ein Darlehen in der Höhe 
von € 600.000,-- aufgenommen werden.  
Dazu gab es eine Ausschreibung durch die FRC (kommunale Finanzierung). Insgesamt wurden 11 
Angebote abgegeben (4 mit Fixzinssatz und 7 mit variablem Zinssatz). Die Laufzeit soll bis maximal 
31.12.2026 betragen. Ratenperiode vierteljährlich. Angebotslegung FIXZINSSATZ war zum 
Indikator-Stichtag 21.10.2024 – Indikator -Wert 2,990% Der Effektivzinssatz beträgt 3,034 %. 
Bestbieter ist die SPARKASSE Horn-Ravelsbach-Kirchberg AG Eine vorzeitige pönalefreie 
Rückzahlung ist möglich.  
Dieses Darlehen ist laut §90 Abs.4 Ziffer 6 GENEHMIGUNGSFREI. Die Darlehensaufnahme ist im 
2.NTVA 2024 budgetiert. 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Darlehensaufnahme für die 
Vorfinanzierung im Bereich Hochwasserschutz lt. Vergabevorschlag der FRC bei der Sparkasse 
Ravelsbach - Horn beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen   
  

 
Top 11.)  Verordnung Gebrauchsabgabe 

 

KUNDMACHUNG 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Harmannsdorf hat in seiner Sitzung am 26.11.2024 
folgende  

Verordnung über die Erhebung einer 
Gebrauchsabgabe 

beschlossen.  
§ 1 

Für den über den widmungsmäßigen Zweck hinausgehenden Gebrauch von öffentlichem Grund 
in der Gemeinde wird eine Gebrauchsabgabe nach den Bestimmungen des NÖ 
Gebrauchsabgabegesetzes 1973, LGBl. 3700, in der derzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit 
dem NÖ Gebrauchsabgabetarif 2025, LGBl. Nr. 49/2024, wie folgt eingehoben: 

§ 2 
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Die Gebrauchsabgabe ist von allen Gebrauchsarten des Tarifes des NÖ Gebrauchsabgabegesetzes 
1973 (NÖ Gebrauchsabgabetarif 2017) mit den dort angeführten Höchstsätzen zu entrichten.  
 

§ 3 
Diese Verordnung tritt mit 01.01.2025 in Kraft.  

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Verordnung der Gebrauchsabgabe 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 19        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  2           Stimmenhaltungen     Fraktion 7-OBL 
  

 
Top 12.)  Verordnung Friedhofsgebühren (Totengräbergebühren) 
 

K U N D M A C H U N G 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde 2111 Harmannsdorf hat in seiner Sitzung am 26.11.2024 
folgende 
 

Friedhofsgebührenordnung 
nach dem NÖ Bestattungsgesetz 2007 

für die Friedhöfe der Marktgemeinde Harmannsdorf in den Katastralgemeinden 

Mollmannsdorf – Obergänserndorf - Würnitz 
 

beschlossen: 
§ 1 

Arten der Friedhofsgebühren 
 

Für die Benützung des Gemeindefriedhofes werden eingehoben: 
 

1. Grabstellengebühren 
2. Verlängerungsgebühren 
3. Beerdigungsgebühren 
4. Enterdigungsgebühren 
5. Gebühren für die Benützung der Leichenkammer (Kühlanlage) 
6. Gebühren für die Benützung der Aufbahrungshalle 

 

§ 2 
Grabstellengebühren 

 

(1) Die Grabstellengebühr für die Überlassung des Benützungsrechtes auf 10 Jahre bei 
Erdgrabstellen, Urnengrabstellen und Urnennischen bzw. auf 30 Jahre bei gemauerten 
Grabstellen (Grüften) beträgt für 

 
 a)   Erdgrabstellen  
  a1) Einzelgräber   ( bis 3 Leichen ) und 3 Urnen  € 350,00 
  a2) Doppelgräber ( bis 6 Leichen )  und 6 Urnen  € 700,00 
  

b)   Urnengrabstellen      
 b1)      Urnenerdgrab  (bis 4 Urnen)    € 350,00 

b2)      Urnennische (bis 3 Urnen)    € 700,00 
 

c)   gemauerte Grabstellen   
 c1)   Grüfte bis  zu 3 Leichen und 3 Urnen           € 1.800,00  
 c2) Grüfte bis zu  6 Leichen und 6 Urnen           € 3.600,00 
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§ 3 
 

Verlängerungsgebühren 
 

(1) Für Erdgrabstellen und Urnenerdgräber, für die ein erstmaliges Benützungsrecht mit der Dauer 
von 10 Jahren festgesetzt wurde, wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlängerung 
des Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit dem gleichen Betrag festgesetzt, der für solche 
Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist. 

(2) Für Urnennischen, für die ein erstmaliges Benützungsrecht mit der Dauer von 10 Jahren 
festgesetzt wurde, wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlängerung des 
Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit dem gleichen Betrag festgesetzt, der für solche 
Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist. 

(3) Für gemauerte Grabstellen, für die ein erstmaliges Benützungsrecht mit der Dauer von 30 
Jahren festgesetzt wurde,  wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlängerung des 
Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit einem Drittel des Betrages festgesetzt, der für 
solche Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist. 

 

§ 4 
Beerdigungsgebühren 

 

(1) Die Beerdigungsgebühr (für das Öffnen und Schließen der Grabstelle und die Bereitstellung des 
Versenkungsapparates) beträgt bei der 

 

1. Beerdigung einer Leiche in einem Erdgrab     €   990,00 
2. Beerdigung einer Urne in einem Erdgrab für Leichen   €   450,00 
3. Beerdigung einer Urne in einem Erdgrab für Urnen   €   450,00 
4. Beisetzung einer Leiche in einer Gruft     €   930,00 
5. Beisetzung einer Urne in einer Gruft für Leichen    €   930,00 
6. Beisetzung einer Urne in einer Urnennische (wenn vorhanden) €     90,00/Std. 
7. Grüfte säubern        €   660,00 
8.  Winterzuschlag (bei Frost)      €     90,00 
9.  Zuschlag bei Handgrabung      €   125,00 

10.  Stemmarbeiten       €     90,00/Std.  
11.  Tieferlegung        €     90,00/Std. 
12.  Entfernung von Denkmälern, Einfassungen und Baubestandteile  

jeglicher Art „ohne Fundamentdemontage“    €   798,00 

13.  Entfernung von Denkmälern, Einfassungen und Baubestandteile 
jeglicher Art „mit Fundamentdemontage“    €  1.482,00 

     

(2) Die Beerdigungsgebühr von Leichen von Kindern beträgt die Hälfte der im Absatz 1 festgesetzten 
Gebührensätze. 

(3) Am „Friedhof Mollmannsdorf“, „Friedhof Würnitz Neuer Teil“ und „Friedhof Obergänserndorf 
Neu“ erhöht sich die jeweilige Gebühr nach Absatz 1 um € 880,00 für das öffnen und schließen 
bei Erdgräbern mit Deckel (blinde Gruft). 

(4) Am „Obergänserndorf Alt“ und „Friedhof Würnitz Alter Teil“ erhöht sich die jeweilige Gebühr 
nach Absatz 1 um € 1.200,00 für das öffnen und schließen bei Erdgräbern mit Deckel (blinde 
Gruft). 

(5) Bei Beerdigungen außerhalb der Dienstzeit (Samstag), erhöht sich die jeweilige Gebühr nach 
Absatz 1 um 50 %. 

 

§ 5 
Enterdigungsgebühr 

 

(1) Die Enterdigungsgebühr für eine Enterdigung (§ 19 Abs. 1 NÖ Bestattungsgesetz 2007) einer 
Leiche beträgt das Zweifache der jeweiligen Beerdigungsgebühr. 
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(2) Die Enterdigungsgebühr für eine Enterdigung (§ 19 Abs. 1 NÖ Bestattungsgesetz 2007) einer 
Urne beträgt die jeweilige Beerdigungsgebühr. 
 

§ 6 
Gebühren für die Benützung der 

Leichenkammer und der Aufbahrungshalle 
 

(1) Die Gebühr für die Benützung der Leichenkammer (Kühlanlage) beträgt für jeden angefangenen 
Tag € 70,00 maximal € 350,00 

 

(2) Die Gebühr für die Benützung der Aufbahrungshalle beträgt für jeden angefangenen Tag          
€ 70,00 maximal € 350,00 

 

§ 7 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 

Diese Friedhofsgebührenordnung wird mit dem Monatsersten rechtswirksam, der dem Ablauf der 
zweiwöchigen Kundmachungsfrist zunächst folgt. 
 

Der Bürgermeister:  
Ing. Alexander Raicher 

angeschlagen: 27.11.2024 
abgenommen: 12.12.2024 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Friedhofsgebührenordnung 
beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 19        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  2           Stimmenhaltungen   Fraktion 7-OBL 
   

 
Top 13.)  Verordnung Hundeabgabe 
 

Betrifft: Verordnung über die Einhebung einer Hundeabgabe 
 

KUNDMACHUNG 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Harmannsdorf hat in seiner Sitzung am 26.11.2024 
folgende 

VERORDNUNG 
beschlossen: 
 

Aufgrund der Bestimmungen des NÖ Hundeabgabegesetzes 1979, LGBl. 3702, in der derzeit 
geltenden Fassung wird für das Halten von Hunden eine Abgabe wie folgt eingehoben: 
 

1.) für Nutzhunde    jährlich   € 6,54 pro Hund 
 

2.) für Hunde mit erhöhtem Gefährdungspotential und auffällige 
nach §§ 2 und 3 NÖ Hundehaltegesetz jährlich   € 140,-- pro Hund 

3.) für alle übrigen Hunde jährlich   €   40,-- pro Hund 
 

Wird der Hund während des Jahres erworben, so ist die Hundeabgabe innerhalb eines Monats nach 
dem Erwerb zu entrichten. Für die folgenden Jahre ist die Hundeabgabe bis spätestens zum 15. 
Februar des laufenden Jahres ohne weitere Aufforderung zu entrichten. 
 

 Diese Verordnung tritt mit 1.Jänner 2025 in Kraft. 
    Der Bürgermeister: Ing. Alexander RAICHER 
angeschlagen am:      27.11.2024 
abgenommen am:     13.12.2024 
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Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Verordnung betreffen die 
Hundeabgabe beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 19         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  2           Stimmenhaltungen  Fraktion 7-OBL 
   

 
Top 14.)  KG Hetzmannsdorf: Freigabe der Aufschließungszone BW-A5-2WE 

 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Harmannsdorf hat am 27.04.1995 das örtliches 
Raumordnungsprogramm erlassen. Dieses ist am 15.09.1995 in Kraft getreten. 
Dabei wurden auch die Bedingungen für die Freigabe der Aufschließungszonen festgelegt. 
 

Für das Bauland-Wohngebiet-Aufschließungszone 5 mit Einschränkung auf maximal zwei 
Wohneinheiten (BW-A5-2WE) in der KG. Hetzmannsdorf gelten folgende Freigabebedingungen: 
 

• Vorliegen eines durch die Gemeinde akzeptierten Parzellierungs- und Bebauungskonzeptes 
 

• Vorhandensein der notwendigen Ver- und Entsorgungseinrichtungen bzw. Nachweis der 
Entsorgungsmöglichkeit durch eine gemeinschaftliche Entsorgungsanlage 

 

Am 14.12.1999 und 06.06.2003 wurden bereits Teile der gegenständlichen Aufschließungszone 
(Teilfreigaben) für eine Bebauung freigegeben. Im Zuge der 22.Änderung des örtlichen 
Raumordnungsprogrammes wurde für die Aufschließungszone der Widmungszusatz „maximal 
zwei Wohneinheiten (-2WE)“ verordnet. 
Nunmehr ist vorgesehen, die gegenständliche Aufschließungszone zur Gänze für eine Bebauung 
freizugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der freizugebende Bereich wurde bereits in Abstimmung mit der Marktgemeinde Harmannsdorf 
parzelliert. Durch die Festlegungen von Bebauungsbestimmungen im Bebauungsplan ist auch die 
Bebauung in den Grundzügen bereits geregelt. Es ist – auch durch den Widmungszusatz „maximal 
zwei Wohneinheiten“ der Bau von Ein- bzw. Zweifamilienhäusern in diesem Bereich zu erwarten. 
Ein Bebauungskonzept liegt den Gemeinderatsbeschlussunterlagen bei. 
 

Die Marktgemeinde Harmannsdorf beabsichtigt unverzüglich nach Freigabe der Aufschließungs-
zone die technische Infrastruktur (Kanal, Wasser, Erschließungsstraße) herzustellen. Angebote für 
die Planung, Ausschreibung und Kollaudierung der Kanal- und der Wasserleitungen liegen bereits 
vor. Die Beauftragung der Planungen, Ausschreibung und Kollaudierung erfolgten am 11.11.2024. 
Mit der Errichtung der technischen Infrastruktur kann daher im Jahr 2025 gerechnet werden. 
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Somit sind die Freigabebedingungen für die Freigabe der BW-A5 zur Gänze erfüllt. 
 

Nachstehende Verordnung soll ergehen: 
 

§ 1 
 

Auf Grund des § 16 Abs. 4 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 3/2015 i.d.g.F., wird das im 
Flächenwidmungsplan im Bereich der KG. Hetzmannsdorf ausgewiesene Bauland-Wohngebiet-
Aufschließungszone 5 mit Einschränkung auf maximal 2 Wohneinheiten (BW-A5-2WE) zur Gänze 
zur Bebauung freigegeben. 

§ 2 
Die Voraussetzungen für die Teilfreigabe dieser Aufschließungszone, die bei der Sitzung des 
Gemeinderates am 27.04.1995 festgelegt wurde, nämlich: 

  

• Vorliegen eines durch die Gemeinde akzeptierten Parzellierungs- und Bebauungskonzeptes 
 

• Vorhandensein der notwendigen Ver- und Entsorgungseinrichtungen bzw. Nachweis der 
Entsorgungsmöglichkeit durch eine gemeinschaftliche Entsorgungsanlage 

 

sind erfüllt. 
 

§ 3 
Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Freigabe der Aufschließungszone 
BW-A5-2WE in der KG Hetzmannsdorf beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    

 
Top 15.) Kellergassen: Erlass einer Bausperre 
  

Der Gemeinderat der Gemeinde Harmannsdorf hat in der Sitzung am 26.11.2024, folgende 
 

VERORDNUNG 
beschlossen: 

 

§ 1 Allgemeines 
 

Gemäß §35 des NÖ Raumordungsgesetz 2014, LGBI. Nr. 3/2015, in der derzeit geltenden Fassung, 
werden für die Kellergassen „Kellerweg Seebarn“ in der Katastralgemeinde Seebarn, „Hollabrunner 
Straße“ und „Drift“ in der Katastralgemeinde Obergänserndorf und „Kellergasse Schloßberggasse“ 
in der Katastralgemeinde Hetzmannsdorf der Gemeinde Harmannsdorf eine Bausperre erlassen. 
 

§ 2 Bereich der Bausperre 
 

Die Bausperre umfasst die Kellergassen „Kellerweg Seebarn“, „Drift Obergänserndorf“, 
„Hollabrunner Straße Obergänserndorf“ und „Schloßberggasse Hetzmannsdorf“, siehe 
Plandarstellungen. 

§ 3 Anlass der Bausperre 
 

Die Gemeinde Harmannsdorf beabsichtigt für die im § 1 angeführten Kellergassen einen Bebau-
ungsplan zu erstellen sowie im Zuge dessen in diesem „Schutzzonen“ (Schutzzone-Kellergasse) 
auszuweisen. Im Rahmen einer umfassenden Grundlagenforschung und Untersuchung der 
örtlichen Gegebenheiten soll hierbei für den Bebauungsplan im allgemeinen der Charakter, im 
Hinblick auf eine harmonische und ortsbildgerechte Entwicklung, für die „Schutzzonen“ im 
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speziellen schutzwürdige, ensemblebedeutsame sowie weiterer für den Erhalt des Kulturerbes 
Kellergasse, des Landschaftsbildes und der Sichtachsen relevanter Bereiche untersucht und 
dokumentiert werden. Darauf aufbauend soll der Bebauungsplan überarbeitet und in weiterer 
Folge dieser in Rechtskraft gebracht werden. 
 

§ 4 Zweck und Zielsetzung der Bausperre 
 

Im Zuge der oben angeführten Erstellung eines Bebauungsplanes werden folgende wesentliche 
Ziele verfolgt: 
- Erhalt des homogenen Erscheinungsbildes der historischen Kellergasse als 

landschaftsprägendes Ensemble 
- Definition und Ausweisung von Schutzzonen („Schutzzone-Kellergasse“) mit besonderen 

Bestimmungen zur Sicherung und Erhalt des durch die bestehende Bebauung geprägten 
charakteristischen Ensembles in der historischen Kellergasse 

- Erhalt von Strukturen, Topographien und Flächen mit besonderer Bedeutung für das 
Kulturerbe Kellergasse 

 

PRÄAMBEL 
 

Die Kellergassen stellen ein bedeutendes Kulturgut dar. Diese zu erhalten zählt zu den wichtigsten 
kulturellen Aufgaben des Weinviertels. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der Erhaltung der 
Presshäuser/Vorkaplln, etc. in ihrer Schlichtheit, Ursprünglichkeit und Gleichheit. 
 

Ziel dieser Bebauungsrichtlinie ist es: 
- Der traditionellen Baukultur eine respektvolle Werthaltung entgegenzubringen, 
- Die historisch gewachsene Kellergasse in ihrem bekannten Erscheinungsbild angemessen und 

sensibel zu bewahren (oder weiterzuentwickeln), 
- Den Bautypus zu erhalten sowie die historischen Baudetails zu bewahren, 
- Wesentliche landschaftstypische Sichtachsen und Blickbezüge weiterhin zu gewährleisten 

 

Die Richtlinien sollen helfen die überlieferten Strukturen zu bewahren, die bauliche 
Erscheinungsform zu erhalten, sensibel weiter zu entwickeln und die kulturelle Bautradition der 
Kellergasse wieder in Erinnerung rufen. 
 

§ 5 Verordnung der Bausperre 
 

Zur Verhinderung von diesen Zielen widersprechenden Entwicklungen bis zur endgültigen 
Rechtskraft des entsprechend erstellten Bebauungsplans wird eine Bausperre gem. § 35 NÖ 
Raumordnungsgesetz 2014 i.d.dzt.g.F. erlassen. 
 

Diese Verordnung tritt mit ihrer Kundmachung in Kraft. Die Bausperre tritt zwei Jahre nach ihrer 
Kundmachung außer Kraft, wenn sie nicht zuvor aufgehoben oder für ein Jahr verlängert wird. 
 

Bewilligungspflichtige Vorhaben (§14 NÖBO), anzeigepflichtige Vorhaben (§15 NÖBO), 
meldepflichtige Vorhaben (§16 NÖBO) sowie nicht anzeigepflichtige und meldepflichtige 
Vorhaben die in Schutzzonen zu behandeln sind (wie z.B. PV-Anlagen, etc.) welche während der 
Bausperre einlangen, sind in Hinblick auf etwaige Widersprüche zu den Zielen der Bausperre zu 
prüfen. 
   

Harmannsdorf, am 27.11.2024            Der Bürgermeister: 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Erlass einer Bausperre für 
Kellergassen beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
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Top 16.) KG Kleinrötz: Ausscheidung von Grundflächen aus dem öffentlichen Gut TP GZ 13584,  
  29522 und 41345 
 

Mit dem Teilungsplan GZ 13584 von 14.10.1995 der Vermessung DI Frantz - DI Gaenger – DI 
Leissler, 2100 Korneuburg, wurde das Trennstück 3 im Ausmaß von 32m² von dem Grundstück 
1983 EZ 456, KG Kleinrötz unentgeltlich in das öffentliche Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, 
Parz. 1929 EZ 553, KG Kleinrötz abgetreten.  
Dieser Teilungsplan wurde mit Bescheid vom 31.10.1995 genehmigt und dieser Bescheid ist am 
20.11.1995 in Rechtskraft erwachsen.  
 

Mit dem Teilungsplan GZ 29522 vom 11.12.2020 der ARGE Vermessung DI Trappl - DI Wailzer, 2100 
Korneuburg wurde das Grundstück Nr. 1983 EZ 456, KG Kleinrötz in die Grundstücke Nr. 1983/1 
und 1983/2 EZ 456, KG Kleinrötz geteilt.  
Dieser Teilungsplan wurde mit Bescheid vom 30.12.2020 genehmigt. 
 

Aufgrund des aktuellen Bebauungsplanes gibt es eine Änderung und das Trennstück, welches 
unentgeltlich abgetreten wurde, wird wieder aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde 
Harmannsdorf ausgeschieden.   
 

Grundlage für diese Änderung ist der Teilungsplan GZ 41325 vom 22.12.2023 der ARGE 
Vermessung DI Trappl - DI Wailzer, 2100 Korneuburg. 

 

Demnach wird die in diesem Teilungsplan ausgewiesene Grundfläche, nämlich das Trennstück 1 im 
Ausmaß von 12m² des Grundstücks 1929 EZ 553, KG Kleinrötz wieder unentgeltlich aus dem 
öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück 1983/2 
EZ 727, KG Kleinrötz einverleibt. 
 

Weiters wird das Trennstück 2 im Ausmaß von 19m² des Grundstücks 1929 EZ 553, KG Kleinrötz 
wieder unentgeltlich aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden 
und dem Grundstück 1983/1 EZ 456, KG Kleinrötz einverleibt.  

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Ausscheidung der Trennstücke 1 
und 2, aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, wie vorstehend angeführt 
beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    

 
Top 17.) KG Mollmannsdorf: Übernahme einer Grundfläche in das öffentliche Gut, TP GZ 40252 
 

Die Änderung der Grundstücksgrenzen gemäß dem Teilungsplan GZ.: 40252 der ARGE Vermessung 
DI Trappl – DI Wailzer, 2100 Korneuburg, wurde mit Bescheid vom 30.09.2024, Zl.: TEIL-16/2024 
bewilligt. Dieser Bescheid, der die diesbezügliche Grundabtretung beinhaltet, ist am 04.10.2024 in 
Rechtskraft erwachsen. Demnach wird die in diesem Teilungsplan ausgewiesenen Grundfläche, 
nämlich das Trennstück 2 im Ausmaß von 29 m² vom Grundstück Nr. 55/1 EZ 200, KG 
Mollmannsdorf in das öffentliche Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf Gst. 917/1 EZ 292, KG 
Mollmannsdorf übernommen. 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Übernahme des Trennstücks 2 in 
das öffentliche Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, wie vorstehend angeführt beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
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Top 18.) KG Rückersdorf: Übernahme und Ausscheidung von einer Grundfläche aus dem  
  öffentlichen Gut TP GZ 15666 und TP GZ 42177 
  GR-David Nebenführ verlässt wegen Befangenheit den Sitzungssaal 

Mit dem Teilungsplan GZ 15666 von 16.11.1999 der ARGE Vermessung DI Frantz -DI Gaenger – DI 
Leissler, 2100 Korneuburg wurde das Trennstück 9 im Ausmaß von 167m² von dem Grundstück 
145/2 EZ 111, KG Rückersdorf unentgeltlich in das öffentliche Gut der Marktgemeinde 
Harmannsdorf, Parz. 5313 EZ 802, KG Rückersdorf abgetreten.  
Dieser Teilungsplan wurde mit Bescheid vom 06.12.1999 genehmigt und dieser Bescheid ist am 
24.12.1999 in Rechtskraft erwachsen.  
Aufgrund des aktuellen Bebauungsplanes gibt es eine Änderung und ein Teil des damaligen 
Trennstücks, welches unentgeltlich abgetreten wurde, wird wieder aus dem öffentlichen Gut der 
Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück Nr. 143/1 EZ 111, KG 
Rückersdorf zugeschrieben.  
Demnach wird die in dem Teilungsplan GZ 42177 vom 22.08.2024 der ARGE Vermessung DI Trappl 
- DI Wailzer, 2100 Korneuburg, ausgewiesene Grundfläche, nämlich das Trennstück 1 im Ausmaß 
von 34m² des Grundstücks Nr. 5313 EZ 802, KG Rückersdorf wieder unentgeltlich aus dem 
öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück Nr. 143/1 
EZ 111, KG Rückersdorf einverleibt.  

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Ausscheidung des Trennstückes 1 
aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, wie vorstehend angeführt 
beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 20        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    

 
  GR-David Nebenführ kehrt in den Sitzungssaal zurück 
 
Top 19.) KG Rückersdorf: Übernahme und Ausscheidung von Grundflächen, TP GZ 2647 
 

Grundlage für die Änderung der Grundstücksgrenzen ist der Teilungsplan GZ.: 2647 der 
Vermessung Molzer ZT GmbH, 2100 Stetten. Demnach wird die in diesem Teilungsplan 
ausgewiesene Grundfläche, nämlich das Trennstück 4 im Ausmaß von 10m² des Grundstücks Nr. 
.198 EZ 42, KG Rückersdorf in das öffentliche Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, Parz. 
5225/12 EZ 802, KG Rückersdorf, übernommen. 
Das Trennstück 5 im Ausmaß von 9m² des Grundstücks Nr. 180 EZ 1211, KG Rückersdorf wird in 
das öffentliche Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, Parz. 5225/12 EZ 802, KG Rückersdorf, 
übernommen. Das Trennstück 6 im Ausmaß von 12 m² des Grundstücks 5225/12 EZ 802, KG 
Rückersdorf wird aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und 
dem neugeformten Grundstück 180/1 KG Rückersdorf einverleibt. 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Übernahme des Trennstücks 4 und 
des Trennstücks 5 in das öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, sowie die 
Ausscheidung des Trennstücks 6 aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, wie 
vorstehend angeführt, beschließen. 
 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen   
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Top 20.) KG Würnitz: Übernahme von Grundflächen in das öffentliche Gut, TP GZ 2709 
 

Die Änderung der Grundstücksgrenzen gemäß dem Teilungsplan GZ.: 2709 der Vermessung Molzer 
ZT GmbH, 2100 Stetten, wurde mit Bescheid vom 10.10.2024, Zl.: TEIL-17/2024 bewilligt. Dieser 
Bescheid, der die diesbezügliche Grundabtretung beinhaltet, ist am 30.10.2024 in Rechtskraft 
erwachsen. 
Demnach werden die in diesem Teilungsplan ausgewiesenen Grundflächen, nämlich das 
Trennstück 1 im Ausmaß von 7m² vom Grundstück Nr. 1874 EZ 95 in das öffentliche Gut der 
Marktgemeinde Harmannsdorf Gst. 27/3 EZ 28, KG Würnitz übernommen. 
Weiters wird das Trennstück 2 im Ausmaß von 1m² vom Grundstück Nr. 1874 EZ 95 in das 
öffentliche Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf Gst. 1385/10 EZ 28, KG Würnitz übernommen. 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Übernahme der Trennstückes 1 und 
2, in das öffentliche Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, wie vorstehend angeführt beschlies-
sen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
Top 21.) KG Seebarn: Ausscheidung öffentliches Gut (Kellerweg), TP GZ 29761 
 

Grundlage für die Änderung der Grundstücksgrenzen ist der Teilungsplan GZ.: 29761 der ARGE 

Vermessung DI Trappl-DI Wailzer, 2100 Korneuburg. 

Demnach wird die in diesem Teilungsplan ausgewiesene Grundfläche, nämlich das Trennstück 6 im 

Ausmaß von 5m² des Grundstücks Nr. 658 EZ 249, KG Seebarn aus dem öffentlichen Gut der 

Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem neugeformten Grundstück Nr. 76/9 EZ 

146, KG Seebarn einverleibt. 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Ausscheidung des Trennstücks 6 aus 
dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, wie vorstehend angeführt, beschließen. 
 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen           
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
Top 22.) KG Rückersdorf: Ausscheidung öffentliches Gut (Kellergasse), TP GZ 42173 
 

Grundlage für die Änderung der Grundstücksgrenzen ist der Teilungsplan GZ.: 42173 der ARGE 

Vermessung DI Trappl-DI Wailzer, 2100 Korneuburg. Demnach werden die in diesem Teilungsplan 

ausgewiesenen Grundflächen, nämlich die Trennstücke 4 im Ausmaß von 6m² und das Trennstück 

5 im Ausmaß von 18m² des Grundstücks Nr. 5225/12 EZ 802, KG Rückersdorf aus dem öffentlichen 

Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück Nr. 98/10 EZ 1409, KG 

Rückersdorf einverleibt. 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Ausscheidung der Trennstücke 4 
und 5 aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, wie vorstehend angeführt, 
beschließen. 
 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen           
  …          Stimmenhaltungen   
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Top 23.) KG Rückersdorf: Land NÖ. Erklärung zur Erhaltung geförderter Radwege BA1 
Dieser Punkt wurde nicht behandelt, da schon in der GR-Sitzung am 25.06.2024 

Top 24.) KG Mollmannsdorf: GZ: 42242 
 

a. Übernahme einer Grundfläche in das öffentliche Gut, TP GZ 42242 
    Feldgasse, KG Mollmannsdorf  

Grundlage für die Änderung der Grundstücksgrenzen ist der Teilungsplan GZ.: 42242 der ARGE 
Vermessung DI Trappl-DI Wailzer, 2100 Korneuburg. 
Demnach wird die in diesem Teilungsplan ausgewiesene Grundfläche, nämlich das Trennstück 1 im 
Ausmaß von 4 m² vom Grundstück Nr. 602/2 EZ 269 in das öffentliche Gut der Marktgemeinde 
Harmannsdorf Gst. 918/4 EZ 292, KG Mollmannsdorf übernommen. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Übernahme des Trennstücks 1 in 

das öffentliche Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf, wie vorstehend angeführt, beschließen. 
  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               

  …          Gegenstimmen             

  …          Stimmenhaltungen    
 

 

 
b. Verkauf einer Teilfläche 
 

K A U F V E R T R A G  
 

abgeschlossen zwischen 
 

Marktgemeinde Harmannsdorf,  
Kirchengasse 5, 2111 Harmannsdorf 

(im Folgenden kurz: VERKÄUFERIN) 
 

und 
 

Thomas MANTLER, geboren am 21.08.1993  
Feldgasse 1, 2111 Mollmannsdorf 
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(im Folgenden kurz: KÄUFER) 
 

I. 
KAUFGEGENSTAND 

1. Die VERKÄUFERIN ist Eigentümerin des Grundstücks GStNr 602/2 der Liegenschaft EZ 269, KG 
11009 Mollmannsdorf, Bezirksgericht Korneuburg.  

2. Gegenstand des Kaufvertrages ist das Trennstück 1 des Grundstückes GStNr 602/2 der 
Liegenschaft EZ 269, KG 11009 Mollmannsdorf, Bezirksgericht Korneuburg im Ausmaß von 527 m² 
gemäß Teilungsplan zu GZ 42242, erstellt von der ARGE Vermessung, Jochingergasse 1, 2100 
Korneuburg. 
 

Der Grundbuchsstand stellt sich wie folgt dar: 
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II. 
KAUFABREDE 

Die VERKÄUFERIN verkauft und übergibt und der KÄUFER kauft und übernimmt den 
Kaufgegenstand gemäß Punkt I. mit allem rechtlichen und faktischen Zubehör, mit allen Rechten 
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und Pflichten, mit welchen die VERKÄUFERIN den Kaufgegenstand bisher besessen und benutzt 
hat oder zu besitzen und benützen berechtigt war. 

III. 
KAUFPREIS 

1. Der Kaufpreis beträgt EUR 8,00/m2 für das Trennstück 1, somit....... EUR 4.216,00 (in Worten: Euro 
viertausendzweihundertsechzehn, Cent null)). 
Der Kaufpreis beinhaltet gemäß § 6 Abs. 1 Z 9 lit a Umsatzsteuergesetz keine Umsatzsteuer, von 
der Optierung zur Umsatzversteuerung wird kein Gebrauch gemacht. 

2. Der Kaufpreis ist binnen zwei Wochen nach Vertragsunterfertigung durch sämtliche Parteien direkt 
an die VERKÄUFERIN auf deren bekanntzugebendes Konto zu überweisen. Die Grunderwerbsteuer, 
die Eintragungsgebühr sowie die Immobilienertragsteuer sind ebenfalls binnen zwei Wochen nach 
Vertragsunterfertigung durch sämtliche Parteien auf das Sammelanderkonto der Vertrags-
errichterin bei der Sparkasse Korneuburg AG, IBAN: AT64 2022 7000 0001 0751, lautend auf „Mag. 
Katharina Rieder und Mag. Stefan Tiefenbacher“ zur Anweisung zu bringen. Auf eine treuhändige 
Abwicklung der Kaufpreiszahlung haben die Vertragsparteien nach ausführlicher Aufklärung durch 
die Vertragserrichterin ausdrücklich verzichtet. 

3. Die Vertragserrichterin wird von den Vertragsparteien unwiderruflich beauftragt und 
bevollmächtigt, nach Vorliegen der von allen Parteien beglaubigt unterfertigten Vertragsurkunde, 
der Bestätigung der VERKÄUFERIN an die Vertragserrichterin, dass der Kaufpreis bezahlt wurde, 
dem Einlangen der Grunderwerbsteuer, der Eintragungsgebühr sowie der Immobilien-
ertragssteuer bei der Vertragserrichterin, die Verbücherung dieses Vertrags vorzunehmen. Die 
Vertragserrichterin bestätigt mit der Einbringung des Grundbuchsgesuches, dass die 
Voraussetzungen für die Verbücherung vorliegen. 

4. Sollte der Kaufpreis und/oder der für die Selbstberechnung der Grunderwerbsteuer und der 
Eintragungsgebühr erforderliche Betrag nicht fristgerecht erlegt werden, so ist die VERKÄUFERIN 
berechtigt, unter Setzung einer Nachfrist von zwei Wochen vom Vertrag zurückzutreten. Sämtliche 
angefallenen Kosten der Vertragsteile fallen dann zu Lasten des KÄUFERS, welcher die 
VERKÄUFERIN für jegliche Inanspruchnahme schad- und klaglos hält.  

5. Bei Zahlungsverzug des KÄUFERS sind – unbeschadet der sonstigen Rechtsfolgen des Verzuges – 
Verzugszinsen in der Höhe von 4 % per anno zu entrichten.  
 

IV. 
LASTEN 

Die gegenständliche Liegenschaft ist von der VERKÄUFERIN an den KÄUFER satz- und lastenfrei, zu 
übergeben. Die VERKÄUFERIN haftet dafür, dass die Liegenschaft frei von geldlastenfrei, 
bestandfrei und frei von sonstigen Nutzungsrechten in das Eigentum des KÄUFERS übergeht. Für 
Rechtsmängel haftet die VERKÄUFERIN unbeschränkt. 

 

V. 
ÜBERGABE UND ÜBERNAHME, VERRECHNUNGSSTICHTAG 

1. Die Übergabe und Übernahme des Vertragsobjektes in den Besitz und Genuss des KÄUFERS erfolgt 
binnen sieben Tagen nach grundbücherlicher Durchführung des Kaufvertrages.  

2. Als Verrechnungsstichtag für alle den Kaufgegenstand betreffenden Rechte und Vorteile sowie 
Lasten, Kosten und Abgaben aller Art gilt der auf die Übergabe folgende Monatserste.  

3. Belastungen einschließlich Abgabenforderungen die nach dem Verrechnungsstichtag entstehen 
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oder ihren Entstehungsgrund nach dem Verrechnungsstichtag haben, trägt der KÄUFER. Ebenso 
stehen allfällige Guthaben, die ihren Entstehungsgrund nach dem Verrechnungsstichtag haben, 
dem KÄUFER zu. 
 

VI. 
GEWÄHRLEISTUNG UND HAFTUNG 

1. Dem KÄUFER ist der Zustand und die Beschaffenheit des Kaufgegenstandes bekannt. Der KÄUFER 
hat die Liegenschaft besichtigt. 

2. Die VERKÄUFERIN übernimmt keine Haftung für den Zustand, für eine besondere Beschaffenheit, 
eine besondere Widmung, besondere Erträgnisse oder ein bestimmtes Ausmaß der 
vertragsgegenständlichen Liegenschaft.  

3. Eine Anfechtung wegen Irrtum oder Verkürzung über die Hälfte ist ausgeschlossen. 

4. Die VERKÄUFERIN haftet dafür, dass nach ihrem Wissen die Liegenschaft nicht kontaminiert ist und 
dass sich auf der Liegenschaft keine Müllablagerungen, insbesondere Sondermüllablagerungen 
und sonstige Ablagerungen befinden, die zu verwaltungspolizeilichen Maßnahmen Anlass geben 
könnten. 

VII. 
SERVITUTSEINRÄUMUNG 

Der KÄUFER räumt hiermit für sich und seine  Rechtsnachfolger an den in seinem Eigentum 
stehenden Grundstücken GStNr 604/1 und 1252, beide EZ 97, KG 11009 Mollmannsdorf 
(=dienende Grundstücke) der VERKÄUFERIN und deren Rechtsnachfolgern zum Zugang zum 
verrohrten Graben das Geh- und Fahrrecht derart ein, dass die VERKÄUFERIN und deren 
Rechtsnachfolger berechtigt sind, über den auf dem einen integrierenden Bestandteil dieses 
Vertrages bildenden Lageplan grün schraffierten Streifen der 604/1 und 1252 zu gehen und zu 
fahren, ein. Die VERKÄUFERIN ist für die Instandhaltung und Wartung des verrohrten Grabens 
verantwortlich. 

Die VERKÄUFERIN erklärt die ihr hiermit unentgeltlich eingeräumten Dienstbarkeiten 
rechtsverbindlich anzunehmen. 

VIII. 
AUFSANDUNG 

Die VERKÄUFERIN, die Marktgemeinde Harmannsdorf, erteilt hiermit ihre ausdrückliche 
Einwilligung, dass aufgrund dieses Kaufvertrages, auch über einseitiges Ansuchen, ob des in Punkt 
I. näher bezeichneten Liegenschaftsanteiles (Trennstück 1), das Eigentumsrecht für 

Thomas Mantler, geboren am 21.08.1993, 

einverleibt wird. 

Weiters erklären die Vertragsparteien ihre ausdrückliche Einwilligung, dass im Lastenblatt des in 
Punkt I. näher bezeichneten Liegenschaftsanteiles (Trennstück 1), ohne ihr weiteres Wissen das 
unentgeltliche Geh- und Fahrrecht für die VERKÄUFERIN, die Marktgemeinde Harmannsdorf, 
einverleibt wird. 

IX. 
ERMÄCHTIGUNG UND VOLLMACHT 
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Die Vertragsparteien ermächtigen und bevollmächtigen unwiderruflich Frau Rechtsanwältin Mag. 
Katharina Rieder, geboren am 3. Mai 1991 sowie Herrn Rechtsanwalt Mag. Stefan Tiefenbacher, 
geboren am 29. Dezember 1977, beide Hauptplatz 34, 2100 Korneuburg, oder einen von ihnen 
nominierten oder behördlich bestellten beruflichen Nachfolger oder einstweiligen Vertreter, alle 
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages vorzunehmen und alle Erklärungen abzugeben, die 
zur grundbücherlichen Durchführung notwendig sind und zu diesem Zweck die erforderlichen 
Anträge an Gerichte und Behörden zu stellen und von diesen die erforderlichen Auskünfte 
einzuholen. Diese Vollmacht erstreckt sich weiters auf allenfalls zu intabulierende Pfandrechte und 
die Löschung von Pfandrechten oder von sonstigen Lasten sowie zur Abgabe von Erklärungen 
gegenüber der Finanzverwaltung, der Grundverkehrsbehörde, Gerichten und jenen Behörden, die 
öffentliche Forderungen verwalten, und Kreditinstituten, sowie zur Einholung von Auskünften und 
Empfangnahme von Bescheiden, Beschlüssen und Urkunden aller Art. Die Vertragsparteien 
erteilen der Vertragserrichterin, den unwiderruflichen Auftrag, die Selbstberechnung der 
Verkehrsteuer durchzuführen/die Durchführung der Selbstberechnung der Verkehrsteuer zu 
veranlassen bzw. die Befreiung von der Bezahlung der ImmoESt zu beantragen. 
 

X. 
INLÄNDERERKLÄRUNG 

Der KÄUFER erklärt an Eides statt, dass er Deviseninländer und österreichischer Staatsbürger ist. 
 

XI. 
KEINE GRUNDVERKEHRSBEHÖRDLICHE GENEHMIGUNG 

Die Vertragsparteien erklären, dass der Rechtserwerb an der Vertragsliegenschaft nach den 
Bestimmungen des Niederösterreichischen Grundverkehrsgesetzes 2007 jedenfalls aufgrund des 
Befreiungstatbestandes gemäß § 5 Abs 1 Z 7 keiner Genehmigung durch die Grundverkehrs-
behörde bedarf, da das Flächenausmaß 3.000 m² nicht übersteigt.  
 

XII. 
KOSTEN UND GEBÜHREN  

1. Sämtliche mit der Errichtung und Verbücherung dieses Vertrages verbundenen Kosten, Steuern 
und Abgaben, insbesondere die zur Vorschreibung gelangende Grunderwerbsteuer und die 
Eintragungsgebühr sowie die Vertragserrichtungskosten trägt die KÄUFERIN. Die Kosten einer 
etwaigen rechtsfreundlichen Beratung bzw. Vertretung trägt jeder Vertragsteil selbst. 
 

XIII. 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

1. Diesen Vertrag abändernde oder ergänzende Vereinbarungen bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Schriftform, auch eine diese Bestimmung abändernde Bestimmung bedarf 
der Schriftform. 

2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam sein, so berührt dies nicht die 
Wirksamkeit des Vertrages. Statt der unwirksamen Bestimmung wird jene zulässige Bestimmung 
herangezogen, die dem Willen der Parteien bei Abschluss des Vertrages entspricht.  

3. Dieser Vertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, wobei die beglaubigte Ausfertigung der KÄUFER 
erhält. Die VERKÄUFERIN erhält eine Kopie.  
 

Unterschrift: Käufer 

Beschlussfassung in der Gemeinderatssitzung vom ……………………… 
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Unterschrift: Verkäufer – Marktgemeinde Harmannsdorf lt. Gemeindeordnung 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Verkauf lt. Kaufvertrag              
beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
 

Top 25.) KG Seebarn: Leihvertrag Buswartehäuschen 
 

LEIHVERTRAG 
zwischen  
der Gutsverwaltung Wilczek KG  
im folgenden „Verleiher“ genannt  
und  
der Marktgemeinde Harmannsdorf 
im folgenden „Entlehner“ genannt  
wird nachstehender Vertrag abgeschlossen:  
 

I. 
Der Verleiher stellt dem Entlehner eine Fläche im Ausmaß von 8m² neben dem Einfahrtstor auf der 
Schloßstraße 1 in 2111 Seebarn auf dem Grundstück Nr. .1, EZ 308, GB 11016 Seebarn im bei- 
liegendem Plan rot markiert, leihweise ohne gesondertes Entgelt zur Verfügung.  

 

II. 
Der Verleiher leistet die Gewähr dafür, dass die aufgrund des vorliegenden Vertrages leihweise zur 
Verfügung gestellte Fläche frei von irgendwelchen Rechten Dritter ist. Jede andere Gewährleistung 
oder Haftung des Verleihers wird ausgeschlossen.  
Der Entlehner hat die gegenständliche, in Punkt I. näher beschriebene Fläche besichtigt und erklärt, 
dass sie für die Nutzung eines Wartehauses für eine Bushaltestelle geeignet ist.  

 

III. 
Diese leihweise zur Verfügungstellung der im Punkt I. genannten Fläche erfolgt für 10 Jahre, das 
Leihverhältnis beginnt daher mit 1.1. 2024 und endet, ohne dass es einer Erklärung bedarf, 
automatisch am 31.12. 2033.  
Der Verleiher und der Entlehner sind aber auch jeweils unter Einhaltung der Kündigungsfrist von 2 
Monaten jeweils zum Monatsletzten berechtig, das Leihverhältnis zu beenden.  
Nach Ablauf der Entlehnzeit ist der Entlehner verpflichtet, die geliehene Sache unverzüglich dem 
Verleiher in unverändertem und einwandfreiem Zustand und von eigenen Sachen, insbesondere 
vom Wartehaus für die Bushaltestelle, geräumt zurückzustellen.  

 

IV. 
Dem Entlehner obliegt es, während der gesamten Vertragsdauer die ihm leihweise überlassene 
Fläche in gutem und ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten. Sämtliche in diesem Zusammenhang 
entstehenden Verpflichtungen und Kosten, insbesondere auch für die Säuberung und den 
Winterdienst, trägt der Entlehner. Die alleinige Verantwortung für die ordnungsgemäße 
Instandhaltung und Instandsetzung sowie Betreuung der entliehenen Fläche liegt beim Entlehner, 
der sämtliche Kosten und Aufwendungen für eine allfällige Instandhaltung oder Instandsetzung der 
entliehenen Fläche übernimmt. Der Entlehner hat den Verleiher und den Grundstückseigentümer 
von jedweder Inanspruchnahme Dritter aus oder im Zusammenhang mit der entliehenen Fläche, 
etwa aus einer allfälligen Wegehalterhaftung, zur Gänze schad- und klaglos zu halten.  
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V. 
Der Entlehner kann den vorliegenden Vertrag vorzeitig ohne Einhaltung von Fristen und Terminen 
mittels eingeschriebenen Briefes auflösen, wenn der Verwendung der ihm leihweise zur Verfügung 
gestellten Fläche durch behördliche Verfügung untersagt oder die weitere Verwendung durch 
behördliche Auflagen von Aufwendungen abhängig gemacht wird, deren Erfüllung für den 
Entlehner unwirtschaftlich wäre.  
Der Verleiher ist berechtigt, den vorliegenden Vertrag vorzeitig ohne Einhaltung von Fristen und 
Terminen mittels eingeschriebenen Briefes aufzulösen, wenn der Entlehner von der gleichen 
Fläche einen erheblichen nachteiligen Gebrauch macht.  

VI. 
Die Vertragsteile bestätigen einander wechselseitig, dass im vorliegenden Vertrag der Inhalt der 
von ihnen getroffenen Absprachen vollständig wiedergegeben ist, und keine wie immer gearteten 
mündlichen oder schriftlichen Nebenabreden bestehen.  
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, 
dies gilt auch für das Abgehen vom Schriftformerfordernis.  

 

VII. 
Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, von denen jedem Vertragsteil eine zusteht. 

 

Unterschriften:  Für den Verleiher und den Entlehner 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Leihvertrag für das 
Buswartehäuschen in Seebarn beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen  

 
   

Top 26.) KG Seebarn: Mietvertrag Kinderspielplatz 
 

Pachtvertrag  
zwischen  
 

Hubert Dam, , geb. am XX.XX.19XX 
Leobendorfer Straße 38 
2100 Leobendorf 
 

(im Folgenden "Bestandgeber") 
 

und der 
 

Marktgemeinde Harmannsdorf 
Kirchengasse 5 
2111 Rückersdorf 
Österreich 
 

(im Folgenden "Bestandnehmerin") 
 

I. 
PACHTGEGENSTAND 

 
(1) Die Bestandgeberin ist Eigentümerin der Liegenschaft Katastralgemeinde: 11016 Seebarn, 

Einlagezahl: 363, Grundstücksnummer: 59/16) mit dem darauf befindlichen Kinderspielplatz. 
(2) Die Gesamtfläche der Grundstücke beträgt 582m2. 
(3) Die Bestandgabe erfolgt zur Nutzung als Kinderspielplatz. 
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II. 
VERTRAGSDAUER, KÜNDIGUNG, VORZEITIGE AUFLÖSUNG DES VERTRAGES 

 

(1) Das Pachtverhältnis beginnt am 01.01.2025 und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
(2) Der Bestandnehmerin und der Bestandgeberin steht das Recht zu, diesen Vertrag unter Einhaltung 

einer einjährigen Kündigungsfrist zum Ende eines jeden Vertragsjahres und ohne Angabe von 
Gründen mittels eingeschriebenen Briefes an die Bestandgeberin aufzukündigen. 

(3) Die Bestandgeberin ist jedoch zur sofortigen Auflösung des Vertrages gem. § 1118 ABGB aufgrund 
von Vorliegen eines wichtigen Grundes berechtigt. Ein solcher liegt insbesondere, jedoch nicht 
ausschließlich, in folgenden Fällen vor:  

• Verwendung der in Bestand gegebenen Grundstücksfläche zu anderen Zwecken als in diesem 
Vertrag vereinbart;  

• Verletzung einer Bestimmung dieses Vertrages;  

• beabsichtigte teilweise oder gänzliche Veräußerung des Grundstückes;  

• Verzug, fehlende bzw. grob mangelhafte Erfüllung der unter III (Absatz 2) festgelegten 
Verpflichtungen seitens der Bestandnehmer; 

 

III. 
PACHTSZINS 

 

(1) Der vereinbarte jährliche und von beiden Vertragsparteien als angemessen angesehene Pachtzins 
beträgt EUR € 1.400,00. 

(2) Der vereinbarte Pachtzins wird nach dem von der Statistik Austria monatlich verlautbarten Index 
der Verbraucherpreise (VPI 2020) wertgesichert. Ausgangsbasis für die Wertsicherungsberechnung 
ist die für den Monat des Vertragsbeginns verlautbarte Indexzahl. Der Pachtzins verändert sich 
jeweils zum 01.10. eines jeden Jahres in dem Ausmaß, in dem sich der genannte Index gegenüber 
der Ausgangsbasis verändert. Die durch die Wertsicherung eintretende Veränderung des 
Pachtzinses wird der Bestandnehmerin von der Bestandgeberin schriftlich bekanntgegeben. Die 
Bestandnehmerin ist zur Bezahlung eines aufgrund der Wertsicherung erhöhten Pachtzinses ab 
dem folgenden Zinstermin verpflichtet, wenn die Mitteilung der Bestandgeberin spätestens 14 
Tage vor dem Zinstermin eingelangt ist. Sollte der oben genannte Index nicht mehr veröffentlicht 
werden, ist die Vermieterin berechtigt, einen anderen vergleichbaren Index, wie er von der 
Statistik Austria oder deren Rechtsnachfolger oder einer ähnlichen Institution ermittelt wird, 
anzuwenden. 

IV. 
INSTANDHALTUNG, INSTANDSETZUNG, ERHALTUNG, VERÄNDERUNGEN 

 

(1) Der Pachtgegenstand ist von den Bestandnehmern pfleglich und unter größtmöglicher Schonung 
der Substanz zu behandeln. 

(2) Die Bestandgeberin verpachtet den Pachtgegenstand an die Bestandnehmer zu den Bedingungen 
dieses Vertrags. Jede andere Nutzungs- und Verwendungsart der Grundstücksfläche ist 
ausdrücklich untersagt. 

(3) Die Bestandnehmer verpflichten sich, den Pachtgegenstand in ordnungsgemäßen Zustand zu 
erhalten und zu pflegen sowie so zu benützen.   

(4) Im Pachtgegenstand können bewilligungs-, anzeige- und meldepflichtige Vorhaben im Sinne der 
NÖ Bauordnung 2014 in Zusammenhang mit der Nutzung als Kinderspielplatz errichtet bzw. 
umgesetzt werden. 

V. 
UNTERBESTANDGABE, WEITERGABE 

 

(1) Dem Pächter ist es ohne ausdrückliche und vorherige schriftliche Zustimmung der Bestandgeberin 
nicht gestattet, den Pachtgegenstand oder auch nur Teile davon gänzlich oder teilweise auf in 
jeglicher Art, entgeltlich oder unentgeltlich, ganz oder teilweise Dritten zu überlassen. 
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VI. 
HAFTUNG FÜR SCHÄDEN 

 

(1) Etwaige durch die Bestandnehmer verursachte Schäden, sind durch die Bestandnehmer aus 
eigenem zu beheben und die Bestandgeberin diesbezüglich schad- und klaglos zu halten. 
 

 

VII. 
RÜCKSTELLUNG DES PACHTGEGENSTANDS 

 

(1) Nach Beendigung des Pachtverhältnisses ist der Bestandgegenstand geräumt und in ortsüblichen 
Zustand an die Bestandgeberin zu übergeben. 

 

VIII. 
KOSTEN UND GEBÜHREN 

 

(1) Die angemessenen Kosten für die Vertragserrichtung trägt der Bestandnehmer. 
(2) Für Zwecke der Gebührenbemessung wird festgestellt, dass die Gesamtjahrespacht für den 

Pachtgegenstand im Jahresdurchschnitt EUR € 1.400,00 beträgt. Die Bemessungsgrundlage für die 
Vergebührung ist der dreifache Jahresmietzins, in Höhe von EUR 4.200,00. Die zu entrichtende 
Rechtsgeschäftsgebühr beträgt für den Pachtvertrag 1% dieser Bemessungsgrundlage, sohin 
aufgerundet EUR 42,00. 

(3) Sollte die Rechtsgeschäftsgebühr für diesen Mietvertrag vom Finanzamt aus welchen Gründen 
auch immer erhöht bzw. verringert werden, so ist dieser Betrag von der Bestandnehmerin 
nachzuzahlen bzw. von der Bestandgeberin an die Bestandnehmerin zurückzuzahlen. 
 

IX. 
SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

 

(1) Sämtliche Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer 
gesonderten ausdrücklichen sowie schriftlichen Vereinbarung. Dies gilt auch für das Abgehen des 
Schriftformgebots.  

(2) Für allfällige Streitigkeiten aus diesem Pachtvertrag ist das Bezirksgericht Korneuburg zuständig. 
(3) Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine für die jeweilige Vertragspartei 

Vertragspartner bestimmt ist. 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Harmannsdorf hat in seiner Sitzung am 26.11.2024 den 
Pachtvertrag beschlossen. 
 

Unterschriften:  Für die Bestandgeberin und die Bestandsnehmerin 
Rückersdorf, am 28.11.2024 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Pachtvertrag für den Spielplatz in 
Rückersdorf beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen  
   

 
 
Top 27.) KG Seebarn: Kaufverträge Kellergasse Seebarn 
 

In der Gemeinderatssitzung am 23.11.2021 wurde wie folgt beschlossen: 
 

Aufgrund mehrerer Kaufansuchen von Kellern, welche sich im grundbücherlichen Eigentum der 
Marktgemeinde Harmannsdorf befinden, wurde ein Teilungsplanentwurf für den gesamten 
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Kellerweg erstellt. Die Flächen sollen gemäß der Richtlinie für die Veräußerungen von 
Gemeindeflächen den Kellerbesitzerinnen und Kellerbesitzer angeboten werden. Konkret kommen  
folgende Einheitssätze zur Anwendung: 
 

• Flächen mit der Widmung Grünland – Kellergasse (Gke): € 25 / m2 

• Flächen mit der Widmung Grünland – Land- und Forstwirtschaft (Glf): € 8 / m2 
 

Nach Schaffung einer einheitlichen grundbücherlichen Struktur im Kellerweg in Seebarn ist ein 
gemeinsames Projekt mit der LEADER Region Donauraum-Weinviertel für den Erhalt des 
eindrucksvollen Ensembles geplant. 
 

Nun sind die entsprechenden Entwürfe der Kaufverträge, betreffend die Kellergasse in Seebarn zu 
beschließen. Diese liegen beim Originalprotokoll im Gemeindeamt als Beilage auf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Kaufverträge lt. Entwurf gemäß der 
Gemeinderichtlinie für die Veräußerung von Gemeinde – Kleinflächen beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
 
Top 28.) KG Obergänserndorf: Baurechtsverträge Sonnenhang 
 

BAURECHTSVERTRAG 
abgeschlossen zwischen 
 

Marktgemeinde Harmannsdorf als Privatrechtsträger 
2111 Harmannsdorf-Rückersdorf, Kirchengasse 5 

 

im Folgenden kurz "Baurechtsbestellerin" genannt, einerseits, 
 

und 
 

Aquarius Immobilien Development S.R.L., Cod Unic de Inregistare 43735227 
################################# 
vertreten durch den selbständig vertretungsbefugten Geschäftsführer:  
################################# 
###### 
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im Folgenden kurz "Baurechtsberechtigter" genannt, andererseits, 
 

wie folgt: 
 

Grundbuchsstand 
Die Baurechtsbestellerin ist alleinige Eigentümerin der nachstehenden Liegenschaft (Grundbuchsauszug): 
 
KATASTRALGEMEINDE 11002 Obergänserndorf    EINLAGEZAHL 629 
BEZIRKSGERICHT Korneuburg 
******************************************************************************* 
Letzte TZ 1382/2024 
Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012 
************************************* A1 ************************************** 
   GST-NR  G  BA (NUTZUNG)   FLÄCHE  GST-ADRESSE 
   1190/20  G  Gärten (10)  *  769  Sonnwendweg 12 
   1190/24  G  Gärten (10)  *  774 
   1190/25  G  Gärten (10)  *  710 
     GESAMTFLÄCHE     2253 
Legende: 
G: Grundstück im Grenzkataster 
*: Fläche rechnerisch ermittelt 
Gärten (10): Gärten (Gärten) 
************************************* A2 ************************************** 
   2 c gelöscht 
************************************* B *************************************** 
   4 ANTEIL: 1/1 
     Marktgemeinde Harmannsdorf 
     ADR: Kirchengasse 5, Harmannsdorf 2111 
      a 2680/2020 Vereinbarung 2020-05-12 Eigentumsrecht 
************************************* C *************************************** 
   3 gelöscht 
*********************************** HINWEIS *********************************** 

 
1. 

Vertragsgegenstand 
Die Baurechtsbestellerin bestellt am gesamten Grundstück GST-NR 1190/20 im katastralen 
Ausmaß von 769 m², derzeit inne liegend der EZ 629 der KG 11002 Obergänserndorf, BG 
Korneuburg, zugunsten des Baurechtsberechtigten ein Baurecht im Sinne des Baurechtsgesetzes 
vom 26.04.1912 in der geltenden Fassung (BGBl 1990/258).  
Für das Baurecht am Grundstück GST-NR 1190/20 werden sowohl eine neue Stammeinlage als 
auch eine neue Baurechtseinlage eröffnet.  
 

Der Baurechtsberechtigte nimmt diese Rechtseinräumung an. 
 

Das vertragsgegenständliche Grundstück GST-NR 1190/20 ist im Flächenwidmungsplan als 
Bauland ausgewiesen und zur Gänze unbebaut. 

 

2. 
Vertragszweck, Nutzung 

Die Bestellung dieses Baurechtes erfolgt zum Zwecke der Neuerrichtung eines Wohnhauses und 
zum Zwecke der Begründung des dazugehörigen Hauptwohnsitzes. Der Baurechtsberechtigte ist 
verpflichtet, das Wohnhaus entsprechend den der Baurechtsbestellerin vorzulegenden und von 
ihr - unbeschadet der nach der Bauordnung für Niederösterreich erforderlichen Baubewilligung - 
zu genehmigenden Bauplänen benützungsfähig zu errichten und das Wohnhaus in gutem und 
bewohnbarem Zustand zu erhalten.  
Allfällige Erwerber dieses Baurechtes treten in den gegenständlichen Baurechtsvertrag mit 
sämtlichen Rechten und Pflichten ein. 

 

3. 
Entgelt, Baurechtszins, Reallast 

3.1 
Der Baurechtsberechtigte hat für die Benützung des Baurechtsgegenstandes einen jährlichen 
wertgesicherten Baurechtszins in Höhe von EUR 7.462,26 (in Worten: Euro Siebentausendvier- 
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hundertzweiundsechzig/Cent sechsundzwanzig) zu bezahlen. 
Der Baurechtszins beinhaltet keine Umsatzsteuer. Auf eine Inanspruchnahme der Option gemäß § 
6 Abs 2 UStG wird einvernehmlich verzichtet. 
 

Der Baurechtszins ist im Vorhinein am 5. Jänner eines jeweiligen Kalenderjahres mit 5-tägigem 
Respiro fällig und ist auf das Konto der Baurechtsbestellerin IBAN:  AT46 3243 8000 0240 0240, 
BIC: RLNWATW1438, lautend auf Marktgemeinde Harmannsdorf zu überweisen. 
 

Der Baurechtszins ist erstmalig für das Kalenderjahr 2025 zu leisten, wobei der Baurechtszins für 
das Kalenderjahr 2025 spätestens bis zur beidseitigen Unterfertigung dieses Vertrages an die 
Baurechtsbestellerin zu bezahlen ist. 
 

3.2 
Es wird die Wertbeständigkeit des vereinbarten Baurechtszinses vereinbart. Die Wertsicherung 
erfolgt derzeit nach dem von der Bundesanstalt Statistik Österreich monatlich verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 2020 (VPI 2020). 
Ausgangsbasis für diese Wertsicherung ist die verlautbarte Indexzahl für den Monat November 
2024.  
Indexschwankungen bis einschließlich 3% bleiben unberücksichtigt. Dieser Spielraum ist bei jedem 
Überschreiten nach oben oder unten auf eine Dezimalstelle neu zu berechnen, wobei stets die 
erste außerhalb des jeweiligen Spielraums gelegene Indexzahl die Grundlage sowohl für die 
Neuberechnung des Baurechtszinses als auch des neuen Spielraumes zu bilden hat.  
Die Baurechtsbestellerin verzichtet auf die Indexanpassung des Baurechtszinses nur für das 
Kalenderjahr 2025. 
Sollte kein vom wirtschaftlichen Ergebnis her vergleichbarer Index mehr verlautbart werden, so ist  
die Wertsicherung durch einen von den Vertragspartnern einvernehmlich zu bestellenden 
Sachverständigen nach jenen Grundsätzen zu ermitteln, die zuletzt von der Bundesanstalt Statistik 
Österreich angewendet wurden, sodass die Kaufkraft des ursprünglich vereinbarten Betrages 
erhalten bleibt. Einigen sich die Parteien nicht binnen vier Wochen auf die Person eines geeigneten 
Sachverständigen, so ernennt ihn über Antrag jedes Vertragsteiles der jeweilige Präsident des 
zuständigen Handelsgerichtes. Sollte die Benennung nicht binnen vier Wochen nach dem Ersuchen 
erfolgen, ist der Antrag um Bestimmung des Sachverständigen an die Kammer der 
Wirtschaftstreuhänder zu richten.  
Diese Vereinbarung gilt als Schiedsvertrag im Sinne des § 577 ZPO. 
Die Baurechtsbestellerin ist berechtigt, die sich aus der Indexveränderung ergebenden Beträge 
von dem Baurechtsberechtigten innerhalb der Verjährungsfrist auch rückwirkend einzufordern. 
Die Nichtberechnung bzw. Nichteinhebung gilt unabhängig von der Dauer nicht als Verzicht; ein 
Verzicht auf die Anwendung der Wertsicherungsvereinbarung bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit 
der Schriftform. 
 

3.3 
Der Baurechtsberechtigte erlegt binnen 14 Tagen ab beidseitiger Unterfertigung dieses Vertrages 
die Grunderwerbsteuer von 3,5% und die Eintragungsgebühr von 1,1% in dem voraussichtlich zur 
Vorschreibung gelangenden Gesamtbetrag von EUR 6.179,00 auf das Konto des Treuhänders Mag. 
Franz Paul bei der Sparkasse Korneuburg AG, IBAN: AT64 2022 7000 0000 9878, BIC: SSKOAT21XXX.  
 

3.4 
Zur Sicherstellung der Zahlungsverpflichtung bezüglich des Baurechtszinses räumt der 
Baurechtsberechtigte für sich und seine Rechtsnachfolger ob der neu zu eröffnenden 
Baurechtseinlage die einzuverleibende Reallast der Verpflichtung zur Zahlung des jährlichen 
wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 7.462,26 gemäß diesem Punkt des 
Baurechtsvertrages für die Baurechtsbestellerin ein. Die Baurechtsbestellerin nimmt diese 
Rechtseinräumung ausdrücklich an.  
Der Baurechtsberechtigte erteilt hiermit seine ausdrückliche Einwilligung, dass ob der für das  
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Grundstück GST-NR 1190/20 neu zu eröffnenden Baurechtseinlage die Reallast der Verpflichtung 
zur Zahlung des jährlichen wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 7.462,26 für die 
Baurechtsbestellerin einverleibt werde. 

4. 
Vertragsdauer 

4.1 
Das Baurecht ist ein durch bücherliche Eintragung entstehendes Recht, auf einem Grundstück ein 
Bauwerk zu haben. Das Baurecht wird auf die Dauer von 66 (in Worten sechsundsechzig) Jahren 
bestellt. 
 

4.2 
Diese Frist beginnt mit dem Tag, an dem das Ansuchen, aufgrund dessen die Eintragung des 
Baurechtes beim zuständigen Grundbuchsgericht bewilligt wird, überreicht wird. Dinglich wirksam 
wird das Baurecht durch bücherliche Eintragung als Last des Grundstückes. 
 

5. 
Erlöschen des Baurechtes 

Beim Erlöschen des Baurechtes kann die Baurechtsbestellerin nach ihrer Wahl die Rückgabe der 
Grundflächen im geräumten Zustand oder die unentgeltliche Übergabe der Gebäude in ihr 
Eigentum verlangen. 
Den Baurechtsberechtigten trifft sohin die ausdrückliche Pflicht, auf seine Kosten die Gebäude 
vollständig abzubrechen und den Urzustand wiederherzustellen. 
 
Der Baurechtsberechtigte hat rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, dass sämtliche Pfandrechte sowie 
allfällige weitere Belastungen, welche allesamt auf dem Baurecht haften, im Fall des Erlöschens 
des Baurechtes auf Kosten des Baurechtsberechtigten gelöscht werden. Die Rückübertragung hat 
vollständig lastenfrei zu erfolgen. 
 

Der Baurechtsberechtigte verzichtet für sich und ihre Rechtsnachfolger auf jedwede Entschädi-
gung. Ausdrücklich abbedungen werden Ansprüche gemäß § 9 BauRG. 

 

6. 
Bauwerkserhaltung, Kostentragung 

6.1 
Aufgrund des gegenständlichen Baurechts ist der Baurechtsberechtigte berechtigt und verpflich- 
tet, das zu errichtende Wohnhaus samt Zubehör auf seine Kosten zu warten, instand zu halten und 
gegebenenfalls zu erneuern. 
 

6.2 
Der Baurechtsberechtigte trägt sämtliche mit dem Baurecht, dem Bauwerk samt Zubehör, 
Nebengebäuden und Nebenflächen und dem vertragsgegenständlichen Baurechtsgrund 
verbundenen Betriebs- und Fixkosten sowie sämtliche – auch laufenden – hiermit verbundenen 
öffentlichen Abgaben, Gebühren, Steuern, Instandhaltung- und Erneuerungskosten und 
Aufwendungen, und hält diesbezüglich die Baurechtsbestellerin vollkommen schad-, klag- und 
exekutionslos. 
 

6.3 
Der Baurechtsberechtigte hat auch die mit dem Baurechtsgegenstand im Zusammenhang 
stehenden und an die zuständige Baubehörde zu leistenden Aufschließungskosten in Höhe von 
EUR 25.997,67 zur Gänze zu tragen und diesbezüglich die Baurechtsbestellerin vollkommen schad-
, klag- und exekutionslos zu halten. 
Der Baurechtsberechtigte verpflichtet sich, die Aufschließungskosten spätestens bis zur 
beidseitigen Unterfertigung dieses Vertrages an die Baurechtsbestellerin, welche mit der 
Entrichtung der Aufschließungskosten in Vorlage getreten ist, zu bezahlen. 
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6.4 
Der Baurechtsberechtigte hat auch auf seine Kosten für den Winterdienst (Streu- und/oder 
Räumungsdienst) zu sorgen und die der Baurechtsbestellerin als Liegenschaftseigentümer nach 
den Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung (StVO) zukommenden Pflichten im 
Zusammenhang mit der (winterdienstlichen) Betreuung und Reinigung der Zufahrtsstraßen, der 
Park- und Nebenflächen und des Gehsteiges tatsächlich zu übernehmen und diesbezüglich die 
Baurechtsbestellerin vollkommen schad-, klag- und exekutionslos zu halten. 
 

6.5 
Der Baurechtsberechtigte hat das zu errichtende Bauwerk bei einer im Inland zum 
Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherungsanstalt gegen Brand-, Feuer- und Sturmschaden 
sowie gesetzliche Haftpflicht ausreichend zu versichern und stets versichert zu halten. 
 

7. 
Haftung 

7.1 
Die Baurechtsbestellerin übernimmt die Haftung für die lastenfreie und die bestandfreie Übergabe 
des Baurechtsgrundstückes. Hiervon ausgenommen sind die mit gegenständlichem Vertrag der 
Baurechtsbestellerin eingeräumten Rechte (Vorkaufsrecht und Realrecht) ausgenommen. 
 

Die Baurechtsbestellerin haftet weiters dafür, dass im Zeitpunkt der beidseitigen Unterfertigung 
dieses Vertrages das Baurechtsgrundstück im Flächenwidmungsplan als Bauland ausgewiesen ist. 
Der Baurechtsberechtigte bestätigt, dass der vereinbarte Baurechtszins aufgrund der Größe, der 
Art, der Lage und der Beschaffenheit des Baurechtsgrundstückes angemessen und ortsüblich ist. 
Er verzichtet auf die Anfechtung dieses Vertrages, aus welchem Rechtstitel auch immer; 
insbesondere auch wegen Verkürzung über die Hälfte (laesio enormis).  
 

Keine Haftung übernimmt die Baurechtsbestellerin für einen bestimmten Bau- oder 
Ausstattungszustand, für eine bestimmte Beschaffenheit, für ein bestimmtes Erträgnis oder ein 
bestimmtes Ausmaß bzw. für sonstige, nicht ausdrücklich bedungene Eigenschaften des 
Grundstückes.  

8. 
Vorkaufsrecht der Baurechtsbestellerin; Überbindungspflichten; 

Löschungsverpflichtung der Baurechtsbestellerin 
 

8.1 
Der Baurechtsbesteller verpflichtet sich, innerhalb von fünf Jahren nach Abschluss dieses 
Baurechtsvertrages (Datum der beidseitigen Unterfertigung) eine Baubeginnsanzeige gemäß § 26 
Abs 1 der NÖ Bauordnung 2014 bei der Baubehörde einzubringen und innerhalb der vorstehenden 
Frist mit dem Bau eines konsensgemäßen Hauptgebäudes mit mindestens einer Wohneinheit 
tatsächlich zu beginnen. 
 

Der Baurechtsberechtigte räumt hiermit der Baurechtsbestellerin zur Absicherung der 
Bebauungsfrist und der Bebauungsverpflichtung das Vorkaufsrecht ein, wobei als Kaufpreis der 
Betrag von EUR 7.462,26 zu bezahlen ist. Die Baurechtsbestellerin nimmt diese Rechtseinräumung 
ausdrücklich an.  
Der Baurechtsberechtigte erteilt ob der für das vertragsgegenständliche Baurechtsgrundstück 
GST-NR 1190/20 neu zu eröffnenden Baurechtseinlagezahl, KG 11002 Obergänserndorf, BG 
Korneuburg, die ausdrückliche Einwilligung zur Einverleibung dieses Vorkaufsrechtes für die 
Marktgemeinde Harmannsdorf. 
 

8.2 
Der Baurechtsberechtigte verpflichtet sich, alle gegenüber der Baurechtsbestellerin 
eingegangenen Verpflichtungen – insbesondere auch die Verpflichtung zur Einräumung des 
Vorkaufsrechtes für die Marktgemeinde Harmannsdorf - auf seine Rechtsnachfolger im Besitz und  
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Eigentum des vertragsgegenständlichen Baurechtsgrundstückes zu überbinden. 
Der Baurechtsberechtigte hat vor jeder beabsichtigten Veräußerung des unverbauten 
Grundstückes die Baurechtsbestellerin zu informieren.  
 

8.3 
Die Baurechtsbestellerin verpflichtet sich ihrerseits, bei Beginn der Bautätigkeit zur Errichtung 
eines konsensmäßigen Hauptgebäudes auf Kosten des Baurechtsbestellers eine 
Löschungserklärung auszustellen, mit welcher das Vorkaufsrecht im Grundbuch gelöscht werden 
kann. 
 

8.4 
Im Falle der Verletzung der im Punkt 8.1 vereinbarten Bebauungsverpflichtung verpflichtet sich 
der Baurechtsberechtigte zur Zahlung einer nicht dem richterlichen Mäßigungsrecht 
unterliegenden Vertragsstrafe in Höhe von € 50.000,00 an die Baurechtsbestellerin, sofern die 
Baurechtsbestellerin erklärt, das ihr eingeräumte Vorkaufsrecht gemäß Punkt 8.1 dieses Vertrages 
nicht auszuüben. 

9. 
Einräumung des Vorkaufsrechtes zugunsten des Baurechtsberechtigten 

 

Die Baurechtsbestellerin räumt hiermit dem Baurechtsberechtigten ob der für das vertragliche 
Grundstück GST-NR 1190/20 neu zu eröffnenden Stammeinlage, KG 11002 Obergänserndorf, BG 
Korneuburg, das gesetzliche Vorkaufsrecht gemäß §§ 1072 ff ABGB ein.  
Der Baurechtsberechtigte nimmt diese Rechtseinräumung ausdrücklich an. Für die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes gelten die gesetzlichen Bestimmungen.  
Die Baurechtsbestellerin erteilt hiermit ihre ausdrückliche Einwilligung, dass ob der für das 
vertragliche Grundstück GST-NR 1190/20 neu zu eröffnender Stammeinlage, KG 11002 
Obergänserndorf, BG Korneuburg, das gesetzliche Vorkaufsrecht für den Baurechtsberechtigen 
einverleibt werden könne 

10. 
Übergabe und Übernahme; 

Stichtag Übergang Nutzungen und Lasten 
10.1 
Die Übergabe und Übernahme des Baurechtsgrundstückes in den Besitz und Genuss des 
Baurechtsberechtigten erfolgt am 01.01.2025, vorbehaltlich und frühestens jedoch mit der 
Bezahlung Baurechtszinses für das Kalenderjahr 2025 und der Bezahlung der Aufschließungs-
kosten gemäß Punkt 6.3 dieses Vertrages. 
 

10. 2 
Von diesem Tag an hat der Baurechtsberechtigte die das Baurechtsgrundstück treffende 
Grundsteuer, die öffentlichen Abgaben und überhaupt alle mit dem Baurechtsgrundstück 
verbundenen Lasten, Aufwendungen und Steuern zu tragen. 

 

11. 
Erklärung an Eides Statt, Staatsbürgerschaft  

Der Baurechtsberechtigte erklärt durch seine Unterzeichnung an Eides Statt, dass er eine nach 
rumänischem Recht gegründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist, welche ihren 
satzungsmäßigen Sitz im Inland hat und alle Begünstigten österreichische Staatsbürger sind. 

 

12. 
Kosten und Gebühren 

Die mit der Errichtung dieses Vertrages und dessen grundbücherlichen Durchführung 
zusammenhängenden Kosten, Abgaben, Steuern und Gebühren trägt der Baurechtsberechtigte. 

 

13. 
Baurechtsende 
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Das Baurecht endet mit Zeitablauf nach 66 (in Worten: sechsundsechzig) Jahren. Im Übrigen gelten 
die gesetzlichen Bestimmungen des Baurechtsgesetzes vom 26.04.1912 in der geltenden Fassung.  

 

14. 
Vollmacht, Vertragsausfertigungen 

14.1 
Beide Vertragsteile beauftragen hiermit den Vertragsverfasser Mag. Franz Paul geb. am 
21.04.1968, unwiderruflich, alle zur grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages 
erforderlichen Schritte zu unternehmen und die entsprechenden Urkunden zu zeichnen. Sie 
bevollmächtigen den Vertragsverfasser des Weiteren, alle Grundbuchserledigungen für sie in 
Empfang zu nehmen sowie auch allfällige in diesem Zusammenhang erforderliche Verbesserungen 
oder Ergänzungen des Vertrages - soweit damit keine wirtschaftlich relevanten Veränderungen 
verbunden sind - vorzunehmen. 
 

14.2 
Dieser Vertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, welche dem Baurechtsberechtigten ausgefolgt 
wird; die Baurechtsbestellerin ist berechtigt, die Ausfolgung einer beglaubigten Abschrift zu 
begehren. 

15.  
Aufsandungserklärung 

 

Die Vertragsparteien erteilen ihre ausdrückliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages 
hinsichtlich des Vertragsgegenstandes ob der Liegenschaft EZ 629 der Katastralgemeinde 11002 
Obergänserndorf, BG Korneuburg, nachstehende Eintragungen vorgenommen werden können: 
1. Die lastenfreie Abschreibung des Grundstückes GST-NR 1190/20 vom Gutsbestand der EZ  

629 
2. Die Eröffnung der neuen EZ    hierfür und hierauf 
3. Die Einverleibung des BAURECHTS bis 31.12.2090 BAURECHTSEINLAGEZAHL  
4. in der Aufschrift die Ersichtlichmachung: “STAMMEINLAGE DER BAURECHTSEINLAGE   EZ 

....”;  
5. Im Lastenblatt der neu zu eröffnenden Stammeinlage die Einverleibung des      Vorkaufsrechtes 

für  
Aquarius Immobilien Development S.R.L. 

Cod Unic de Inregistare 43735227 
 

6. Die Eröffnung der BAURECHTSEINLAGE EZ ...., und      Ersichtlichmachung: “BAURECHT BIS 
31.12.2090 an der neu zu eröffnenden EZ”      in der Aufschrift; 

7. Im Eigentumsblatt die Einverleibung des BAURECHTES für  
 

Aquarius Immobilien Development S.R.L. 
Cod Unic de Inregistare 43735227 

 

8. Im Lastenblatt der Baurechtseinlage die Einverleibung der Reallast der Verpflichtung zur 
Zahlung des jährlich wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 7.462,26 für die  

 

Marktgemeinde Harmannsdorf 
 

9. Im Lastenblatt der Baurechtseinlage die Einverleibung des Vorkaufsrechts gemäß Punkt   8. 
dieses Vertrages für die  

     Marktgemeinde Harmannsdorf 
 

16. 
Rechtsnachfolge 

 

Die Vertragspartner verpflichten sich, sämtliche Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf ihre 
Rechtsnachfolger zu überbinden, und zwar mit der Verpflichtung zur Weiterüberbindung. 

 

17. 
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Gebührenrelevante Angaben 
17.1 
Die Baurechtsbestellerin hat das gegenständliche Baurechtsgrundstück mit Vereinbarung vom  
12.05.2020 erworben.  
 

17.2 
Der Vertragsanwalt wurde vom Baurechtsberechtigten bestellt. 

 
***************************************************** 

 

BAURECHTSVERTRAG 

abgeschlossen zwischen 
 

Marktgemeinde Harmannsdorf als Privatrechtsträger 
2111 Harmannsdorf-Rückersdorf, Kirchengasse 5 

 

im Folgenden kurz "Baurechtsbestellerin" genannt, einerseits, 
 

und 
 

Herrn Devrim Ekim Kiymaz, geb. am 29.04.1996 
1210 Wien, Matthias-Wagnergasse 48 

 

Folgenden kurz "Baurechtsberechtigter" genannt, andererseits, 
 

wie folgt: 

Grundbuchsstand 

Die Baurechtsbestellerin ist alleinige Eigentümerin der nachstehenden Liegenschaft 
(Grundbuchsauszug): 
KATASTRALGEMEINDE 11002 Obergänserndorf   EINLAGEZAHL 629 
BEZIRKSGERICHT Korneuburg 
******************************************************************************* 
Letzte TZ 1382/2024 
Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012 
************************************* A1 ************************************** 
   GST-NR  G  BA (NUTZUNG)   FLÄCHE  GST-ADRESSE 
   1190/20  G  Gärten (10)  *  769  Sonnwendweg 12 
   1190/24  G  Gärten (10)  *  774 
   1190/25  G  Gärten (10)  *  710 
     GESAMTFLÄCHE     2253 
************************************* A2 ************************************** 
   2 c gelöscht 
************************************* B *************************************** 
   4 ANTEIL: 1/1 
     Marktgemeinde Harmannsdorf 
     ADR: Kirchengasse 5, Harmannsdorf 2111 
      a 2680/2020 Vereinbarung 2020-05-12 Eigentumsrecht 
************************************* C *************************************** 
   3 gelöscht 
*********************************** HINWEIS *********************************** 

 

1. 

Vertragsgegenstand 
Die Baurechtsbestellerin bestellt am gesamten Grundstück GST-NR 1190/24 im katastralen Ausmaß 
von 774 m², derzeit inne liegend der EZ 629 der KG 11002 Obergänserndorf, BG Korneuburg, 
zugunsten des Baurechtsberechtigten ein Baurecht im Sinne des Baurechtsgesetzes vom 26.04.1912 
in der geltenden Fassung (BGBl 1990/258).  
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Für das Baurecht am Grundstück GST-NR 1190/24 werden sowohl eine neue Stammeinlage als auch 
eine neue Baurechtseinlage eröffnet.  
 

Der Baurechtsberechtigte nimmt diese Rechtseinräumung an. 
 

Das vertragsgegenständliche Grundstück GST-NR 1190/24 ist im Flächenwidmungsplan als Bauland 
ausgewiesen und zur Gänze unbebaut. 

 

2. 
Vertragszweck, Nutzung 

Die Bestellung dieses Baurechtes erfolgt zum Zwecke der Neuerrichtung eines Wohnhauses und 
zum Zwecke der Begründung des dazugehörigen Hauptwohnsitzes. Der Baurechtsberechtigte ist 
verpflichtet, das Wohnhaus entsprechend den der Baurechtsbestellerin vorzulegenden und von ihr 
- unbeschadet der nach der Bauordnung für Niederösterreich erforderlichen Baubewilligung - zu 
genehmigenden Bauplänen benützungsfähig zu errichten und das Wohnhaus in gutem und 
bewohnbarem Zustand zu erhalten.  
Allfällige Erwerber dieses Baurechtes treten in den gegenständlichen Baurechtsvertrag mit 
sämtlichen Rechten und Pflichten ein. 

 

3. 
Entgelt, Baurechtszins, Reallast 

3.1 
Der Baurechtsberechtigte hat für die Benützung des Baurechtsgegenstandes einen jährlichen 
wertgesicherten Baurechtszins in Höhe von EUR 8.000,00 (in Worten: Euro achttausend) zu 
bezahlen. 
Der Baurechtszins beinhaltet keine Umsatzsteuer. Auf eine Inanspruchnahme der Option gemäß § 
6 Abs 2 UStG wird einvernehmlich verzichtet. 
 

Der Baurechtszins ist im Vorhinein am 5. Jänner eines jeweiligen Kalenderjahres mit 5-tägigem 
Respiro fällig und ist auf das Konto der Baurechtsbestellerin IBAN:  AT46 3243 8000 0240 0240, BIC: 
RLNWATW1438, lautend auf Marktgemeinde Harmannsdorf zu überweisen.  
 

Der Baurechtszins ist erstmalig für das Kalenderjahr 2025 zu leisten, wobei der Baurechtszins für das 
Kalenderjahr 2025 spätestens bis zur beidseitigen Unterfertigung dieses Vertrages an die 
Baurechtsbestellerin zu bezahlen ist. 
 

3.2 
Es wird die Wertbeständigkeit des vereinbarten Baurechtszinses vereinbart. Die Wertsicherung  
erfolgt derzeit nach dem von der Bundesanstalt Statistik Österreich monatlich verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 2020 (VPI 2020). 
Ausgangsbasis für diese Wertsicherung ist die verlautbarte Indexzahl für den Monat November 
2024.  
Indexschwankungen bis einschließlich 3% bleiben unberücksichtigt. Dieser Spielraum ist bei jedem 
Überschreiten nach oben oder unten auf eine Dezimalstelle neu zu berechnen, wobei stets die erste 
außerhalb des jeweiligen Spielraums gelegene Indexzahl die Grundlage sowohl für die 
Neuberechnung des Baurechtszinses als auch des neuen Spielraumes zu bilden hat.  
Die Baurechtsbestellerin verzichtet auf die Indexanpassung des Baurechtszinses nur für das 
Kalenderjahr 2025. 
Sollte kein vom wirtschaftlichen Ergebnis her vergleichbarer Index mehr verlautbart werden, so ist 
die Wertsicherung durch einen von den Vertragspartnern einvernehmlich zu bestellenden 
Sachverständigen nach jenen Grundsätzen zu ermitteln, die zuletzt von der Bundesanstalt Statistik 
Österreich angewendet wurden, sodass die Kaufkraft des ursprünglich vereinbarten Betrages 
erhalten bleibt. Einigen sich die Parteien nicht binnen vier Wochen auf die Person eines geeigneten 
Sachverständigen, so ernennt ihn über Antrag jedes Vertragsteiles der jeweilige Präsident des 
zuständigen Handelsgerichtes. Sollte die Benennung nicht binnen vier Wochen nach dem Ersuchen 
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erfolgen, ist der Antrag um Bestimmung des Sachverständigen an die Kammer der 
Wirtschaftstreuhänder zu richten.  
Diese Vereinbarung gilt als Schiedsvertrag im Sinne des § 577 ZPO. 
Die Baurechtsbestellerin ist berechtigt, die sich aus der Indexveränderung ergebenden Beträge von 
dem Baurechtsberechtigten innerhalb der Verjährungsfrist auch rückwirkend einzufordern. 
Die Nichtberechnung bzw. Nichteinhebung gilt unabhängig von der Dauer nicht als Verzicht; ein 
Verzicht auf die Anwendung der Wertsicherungsvereinbarung bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit 
der Schriftform. 
 

3.3 
Der Baurechtsberechtigte erlegt binnen 14 Tagen ab beidseitiger Unterfertigung dieses Vertrages 
die Grunderwerbsteuer von 3,5% in dem voraussichtlich zur Vorschreibung gelangenden Betrag von 
EUR 5.040,00 auf das Konto des Treuhänders Mag. Franz Paul bei der Sparkasse Korneuburg AG, 
IBAN: AT64 2022 7000 0000 9878, BIC: SSKOAT21XXX.  
 

Der Baurechtsberechtigte erlegt keine Eintragungsgebühr für die Einverleibung des Eigentums-
rechtes und beruft sich auf die Gebührenbefreiung gemäß § 25a GGG wegen dringenden 
Wohnbedürfnisses.  
Die Vertragsparteien erklären, dass das dem Vertrag zugrundeliegende Rechtsgeschäft nach dem 
31.03.2024 abgeschlossen wurde und entgeltlich ist. Der Baurechtsberechtigte erklärt, dass  
a)  der Erwerb der Befriedigung eines dringenden Wohnbedürfnisses dient, 
b)  er auf dem Vertragsobjekt seinen Hauptwohnsitz iS des Meldegesetzes begründen 
 werde und 
c)  er die Wohnrechte an einer bisher zur Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses 

regelmäßig verwendeten Wohnstätte aufgeben werde. 
Der Baurechtsberechtigte verpflichtet sich, innerhalb der in § 25b Abs 2 GGG genannten 
Fristen die geeigneten Nachweise beim zuständigen Grundbuchsgericht selbständig 
einzubringen. Der Baurechtsberechtigte ist in Kenntnis, dass er nach § 25c GGG verpflichtet 
ist, Umstände, die zum Wegfall der Gebührenbefreiung führen, innerhalb eines Monats nach 
ihrem Eintritt anzuzeigen. 

 

3.4 
Zur Sicherstellung der Zahlungsverpflichtung bezüglich des Baurechtszinses räumt der 
Baurechtsberechtigte für sich und seine Rechtsnachfolger ob der neu zu eröffnenden 
Baurechtseinlage die einzuverleibende Reallast der Verpflichtung zur Zahlung des jährlichen 
wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 8.000,00 gemäß diesem Punkt des 
Baurechtsvertrages für die Baurechtsbestellerin ein. Die Baurechtsbestellerin nimmt diese 
Rechtseinräumung ausdrücklich an.  
Der Baurechtsberechtigte erteilt hiermit seine ausdrückliche Einwilligung, dass ob der für das 
Grundstück GST-NR 1190/24 neu zu eröffnenden Baurechtseinlage die Reallast der Verpflichtung 
zur Zahlung des jährlichen wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 8.000,00 für die 
Baurechtsbestellerin einverleibt werde. 

 

4. 
Vertragsdauer 

4.1 
Das Baurecht ist ein durch bücherliche Eintragung entstehendes Recht, auf einem Grundstück ein 
Bauwerk zu haben. Das Baurecht wird auf die Dauer von 66 (in Worten sechsundsechzig) Jahren 
bestellt. 
 

4.2 
Diese Frist beginnt mit dem Tag, an dem das Ansuchen, aufgrund dessen die Eintragung des 
Baurechtes beim zuständigen Grundbuchsgericht bewilligt wird, überreicht wird. Dinglich wirksam 
wird das Baurecht durch bücherliche Eintragung als Last des Grundstückes. 
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5. 
Erlöschen des Baurechtes 

Beim Erlöschen des Baurechtes kann die Baurechtsbestellerin nach ihrer Wahl die Rückgabe der 
Grundflächen im geräumten Zustand oder die unentgeltliche Übergabe der Gebäude in ihr Eigentum 
verlangen. 
Den Baurechtsberechtigten trifft sohin die ausdrückliche Pflicht, auf seine Kosten die Gebäude 
vollständig abzubrechen und den Urzustand wiederherzustellen. 
 

Der Baurechtsberechtigte hat rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, dass sämtliche Pfandrechte sowie 
allfällige weitere Belastungen, welche allesamt auf dem Baurecht haften, im Fall des Erlöschens des 
Baurechtes auf Kosten des Baurechtsberechtigten gelöscht werden. Die Rückübertragung hat 
vollständig lastenfrei zu erfolgen. 
 
Der Baurechtsberechtigte verzichtet für sich und ihre Rechtsnachfolger auf jedwede Entschädigung. 
Ausdrücklich abbedungen werden Ansprüche gemäß § 9 BauRG. 

 

6. 
Bauwerkserhaltung, Kostentragung 

6.1 
Aufgrund des gegenständlichen Baurechts ist der Baurechtsberechtigte berechtigt und verpflichtet, 
das zu errichtende Wohnhaus samt Zubehör auf seine Kosten zu warten, instand zu halten und 
gegebenenfalls zu erneuern. 
 

6.2 
Der Baurechtsberechtigte trägt sämtliche mit dem Baurecht, dem Bauwerk samt Zubehör, 
Nebengebäuden und Nebenflächen und dem vertragsgegenständlichen Baurechtsgrund 
verbundenen Betriebs- und Fixkosten sowie sämtliche – auch laufenden – hiermit verbundenen 
öffentlichen Abgaben, Gebühren, Steuern, Instandhaltung- und Erneuerungskosten und 
Aufwendungen, und hält diesbezüglich die Baurechtsbestellerin vollkommen schad-, klag- und 
exekutionslos. 
 

6.3 
Der Baurechtsberechtigte hat auch die mit dem Baurechtsgegenstand im Zusammenhang 
stehenden und an die zuständige Baubehörde zu leistenden Aufschließungskosten in Höhe von 
26.082,05 zur Gänze zu tragen und diesbezüglich die Baurechtsbestellerin vollkommen schad-, klag- 
und exekutionslos zu halten. 
Der Baurechtsberechtigte verpflichtet sich, die Aufschließungskosten spätestens bis zur beidseitigen 
Unterfertigung dieses Vertrages an die Baurechtsbestellerin, welche mit der Entrichtung der 
Aufschließungskosten in Vorlage getreten ist, zu bezahlen. 
 

6.4 
Der Baurechtsberechtigte hat auch auf seine Kosten für den Winterdienst (Streu- und/oder 
Räumungsdienst) zu sorgen und die der Baurechtsbestellerin als Liegenschaftseigentümer nach den 
Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung (StVO) zukommenden Pflichten im Zusammenhang 
mit der (winterdienstlichen) Betreuung und Reinigung der Zufahrtsstraßen, der Park- und 
Nebenflächen und des Gehsteiges tatsächlich zu übernehmen und diesbezüglich die 
Baurechtsbestellerin vollkommen schad-, klag- und exekutionslos zu halten. 
 

6.5 
Der Baurechtsberechtigte hat das zu errichtende Bauwerk bei einer im Inland zum Geschäftsbetrieb 
zugelassenen Versicherungsanstalt gegen Brand-, Feuer- und Sturmschaden sowie gesetzliche 
Haftpflicht ausreichend zu versichern und stets versichert zu halten. 

 

7. 
Haftung 
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7.1 
Die Baurechtsbestellerin übernimmt die Haftung für die lastenfreie und die bestandfreie Übergabe  
des Baurechtsgrundstückes. Hiervon ausgenommen sind die mit gegenständlichem Vertrag der 
Baurechtsbestellerin eingeräumten Rechte (Vorkaufsrecht und Realrecht). 
 

Die Baurechtsbestellerin haftet weiters dafür, dass im Zeitpunkt der beidseitigen Unterfertigung 
dieses Vertrages das Baurechtsgrundstück im Flächenwidmungsplan als Bauland ausgewiesen ist. 
Der Baurechtsberechtigte bestätigt, dass der vereinbarte Baurechtszins aufgrund der Größe, der 
Art, der Lage und der Beschaffenheit des Baurechtsgrundstückes angemessen und ortsüblich ist. Er 
verzichtet auf die Anfechtung dieses Vertrages, aus welchem Rechtstitel auch immer; insbesondere 
auch wegen Verkürzung über die Hälfte (laesio enormis).  
 

Keine Haftung übernimmt die Baurechtsbestellerin für einen bestimmten Bau- oder 
Ausstattungszustand, für eine bestimmte Beschaffenheit, für ein bestimmtes Erträgnis oder ein 
bestimmtes Ausmaß bzw. für sonstige, nicht ausdrücklich bedungene Eigenschaften des 
Grundstückes.  

8. 
Vorkaufsrecht der Baurechtsbestellerin; Überbindungspflichten; 

Löschungsverpflichtung der Baurechtsbestellerin 
 

8.1 
Der Baurechtsbesteller verpflichtet sich, innerhalb von fünf Jahren nach Abschluss dieses 
Baurechtsvertrages (Datum der beidseitigen Unterfertigung) eine Baubeginnsanzeige gemäß § 26 
Abs 1 der NÖ Bauordnung 2014 bei der Baubehörde einzubringen und innerhalb der vorstehenden 
Frist mit dem Bau eines konsensgemäßen Hauptgebäudes mit mindestens einer Wohneinheit 
tatsächlich zu beginnen. 
 

Der Baurechtsberechtigte räumt hiermit der Baurechtsbestellerin zur Absicherung der 
Bebauungsfrist und der Bebauungsverpflichtung das Vorkaufsrecht ein, wobei als Kaufpreis der 
Betrag von EUR 8.000,00 zu bezahlen ist. Die Baurechtsbestellerin nimmt diese Rechtseinräumung 
ausdrücklich an.  
Der Baurechtsberechtigte erteilt ob der für das vertragsgegenständliche Baurechtsgrundstück GST-
NR 1190/24 neu zu eröffnenden Baurechtseinlagezahl, KG 11002 Obergänserndorf, BG Korneuburg, 
die ausdrückliche Einwilligung zur Einverleibung dieses Vorkaufsrechtes für die Marktgemeinde 
Harmannsdorf. 
 

 
8.2 
Der Baurechtsberechtigte verpflichtet sich, alle gegenüber der Baurechtsbestellerin eingegangenen 
Verpflichtungen – insbesondere auch die Verpflichtung zur Einräumung des Vorkaufsrechtes für die 
Marktgemeinde Harmannsdorf - auf seine Rechtsnachfolger im Besitz und Eigentum des 
vertragsgegenständlichen Baurechtsgrundstückes zu überbinden. 
Der Baurechtsberechtigte hat vor jeder beabsichtigten Veräußerung des unverbauten Grundstückes 
die Baurechtsbestellerin zu informieren.  
 

8.3 
Die Baurechtsbestellerin verpflichtet sich ihrerseits, bei Beginn der Bautätigkeit zur Errichtung eines 
konsensmäßigen Hauptgebäudes auf Kosten des Baurechtsbestellers eine Löschungserklärung 
auszustellen, mit welcher das Vorkaufsrecht im Grundbuch gelöscht werden kann. 
 

8.4 
Im Falle der Verletzung der im Punkt 8.1 vereinbarten Bebauungsverpflichtung verpflichtet sich der 
Baurechtsberechtigte zur Zahlung einer nicht dem richterlichen Mäßigungsrecht unterliegenden 
Vertragsstrafe in Höhe von € 50.000,00 an die Baurechtsbestellerin, sofern die Baurechtsbestellerin 
erklärt, das ihr eingeräumte Vorkaufsrecht gemäß Punkt 8.1 dieses Vertrages nicht auszuüben. 
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9. 
Einräumung des Vorkaufsrechtes zugunsten des Baurechtsberechtigten 

 

Die Baurechtsbestellerin räumt hiermit dem Baurechtsberechtigten ob der für das vertragliche 
Grundstück GST-NR 1190/24 neu zu eröffnenden Stammeinlage, KG 11002 Obergänserndorf, BG 
Korneuburg, das gesetzliche Vorkaufsrecht gemäß §§ 1072 ff ABGB ein.  
Der Baurechtsberechtigte nimmt diese Rechtseinräumung ausdrücklich an. Für die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes gelten die gesetzlichen Bestimmungen.  
Die Baurechtsbestellerin erteilt hiermit ihre ausdrückliche Einwilligung, dass ob der für das 
vertragliche Grundstück GST-NR 1190/24 neu, zu eröffnenden Stammeinlage, KG 11002 Ober-
gänserndorf, BG Korneuburg, das gesetzliche Vorkaufsrecht für den Baurechtsberechtigen 
einverleibt werden könne. 
 

10. 
Übergabe und Übernahme; 

Stichtag Übergang Nutzungen und Lasten 
10.1 
Die Übergabe und Übernahme des Baurechtsgrundstückes in den Besitz und Genuss des 
Baurechtsberechtigten erfolgt am 01.01.2025, vorbehaltlich und frühestens jedoch mit der 
Bezahlung Baurechtszinses für das Kalenderjahr 2025 und der Bezahlung der Aufschließungskosten 
gemäß Punkt 6.3 dieses Vertrages. 
 

10. 2 
Von diesem Tag an hat der Baurechtsberechtigte die das Baurechtsgrundstück treffende 
Grundsteuer, die öffentlichen Abgaben und überhaupt alle mit dem Baurechtsgrundstück 
verbundenen Lasten, Aufwendungen und Steuern zu tragen. 

 

11. 
Erklärung an Eides Statt, Staatsbürgerschaft  

 

Der Baurechtsberechtigte erklärt an Eides Statt, über die österreichische Staatsbürgerschaft zu 
verfügen. 

12. 
Kosten und Gebühren 

 

Die mit der Errichtung dieses Vertrages und dessen grundbücherlichen Durchführung zusammen-
hängenden Kosten, Abgaben, Steuern und Gebühren trägt der Baurechtsberechtigte. 

 

13. 
Baurechtsende 

Das Baurecht endet mit Zeitablauf nach 66 (in Worten: sechsundsechzig) Jahren. Im Übrigen gelten 
die gesetzlichen Bestimmungen des Baurechtsgesetzes vom 26.04.1912 in der geltenden Fassung.  

 

14. 
Vollmacht, Vertragsausfertigungen 

14.1 
Beide Vertragsteile beauftragen hiermit den Vertragsverfasser Mag. Franz Paul geb. am 21.04.1968, 
unwiderruflich, alle zur grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages erforderlichen Schritte 
zu unternehmen und die entsprechenden Urkunden zu zeichnen. Sie bevollmächtigen den 
Vertragsverfasser des Weiteren, alle Grundbuchserledigungen für sie in Empfang zu nehmen sowie 
auch allfällige in diesem Zusammenhang erforderliche Verbesserungen oder Ergänzungen des 
Vertrages - soweit damit keine wirtschaftlich relevanten Veränderungen verbunden sind - 
vorzunehmen. 
 

14.2 
Dieser Vertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, welche dem Baurechtsberechtigten ausgefolgt  
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wird; die Baurechtsbestellerin ist berechtigt, die Ausfolgung einer beglaubigten Abschrift zu 
begehren. 

15.  
Aufsandungserklärung 

 

Die Vertragsparteien erteilen ihre ausdrückliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages 
hinsichtlich des Vertragsgegenstandes ob der Liegenschaft EZ 629 der Katastralgemeinde 11002 
Obergänserndorf, BG Korneuburg, nachstehende Eintragungen vorgenommen werden können: 
 

1. Die lastenfreie Abschreibung des Grundstückes GST-NR 1190/24 vom Gutsbestand der EZ 629 
2. Die Eröffnung der neuen EZ    hierfür und hierauf 
3. Die Einverleibung des BAURECHTS bis 31.12.2090 BAURECHTSEINLAGEZAHL  

4. in der Aufschrift die Ersichtlichmachung: “STAMMEINLAGE DER BAURECHTSEINLAGE  EZ ....”;  
5. Im Lastenblatt der neu zu eröffnenden Stammeinlage die Einverleibung des Vorkaufsrechtes für  

 

Devrim Ekim Kiymaz, geb. am 29.04.1996 
 

6. Die Eröffnung der BAURECHTSEINLAGE EZ ...., und      Ersichtlichmachung: “BAURECHT BIS 
31.12.2090 an der neu zu eröffnenden EZ”      in der Aufschrift; 

7. Im Eigentumsblatt die Einverleibung des BAURECHTES für  
 

Devrim Ekim Kiymaz, geb. am 29.04.1996 
 

8. Im Lastenblatt der Baurechtseinlage die Einverleibung der Reallast der Verpflichtung zur 
Zahlung des jährlich wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 8.000,00 für die  

 

Marktgemeinde Harmannsdorf 
 

9. Im Lastenblatt der Baurechtseinlage die Einverleibung des Vorkaufsrechts gemäß Punkt 8. 
dieses Vertrages für die  

Marktgemeinde Harmannsdorf 
 

16. 
Rechtsnachfolge 

Die Vertragspartner verpflichten sich, sämtliche Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf ihre 
Rechtsnachfolger zu überbinden, und zwar mit der Verpflichtung zur Weiterüberbindung. 

 

17. 
Gebührenrelevante Angaben 

17.1 
Die Baurechtsbestellerin hat das gegenständliche Baurechtsgrundstück mit Vereinbarung vom 
12.05.2020 erworben.  
 

17.2 
Der Vertragsanwalt wurde vom Baurechtsberechtigten bestellt. 
 

************************************************* 
 

BAURECHTSVERTRAG 
 

abgeschlossen zwischen 
 

Marktgemeinde Harmannsdorf als Privatrechtsträger 
2111 Harmannsdorf-Rückersdorf, Kirchengasse 5 

 

im Folgenden kurz "Baurechtsbestellerin" genannt, einerseits, 
 

und 
 

Aquarius Immobilien Development S.R.L., Cod Unic de Inregistare 43735227 
############### 



GR-Protokoll 2024-11-26                                                               45 
 

vertreten durch den selbständig vertretungsbefugten Geschäftsführer:  
######################## 
###### 
 

im Folgenden kurz "Baurechtsberechtigter" genannt, andererseits, 
 

wie folgt: 

Grundbuchsstand 

Die Baurechtsbestellerin ist alleinige Eigentümerin der nachstehenden Liegenschaft (Grundbuchsauszug): 

KATASTRALGEMEINDE 11002 Obergänserndorf    EINLAGEZAHL 629 
BEZIRKSGERICHT Korneuburg 
******************************************************************************* 
Letzte TZ 1382/2024 
Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012 
************************************* A1 ************************************** 
   GST-NR  G  BA (NUTZUNG)   FLÄCHE  GST-ADRESSE 
   1190/20  G  Gärten(10)  *  769  Sonnwendweg 12 
   1190/24  G  Gärten(10)  *  774 
   1190/25  G  Gärten(10)  *  710 
     GESAMTFLÄCHE     2253 
Legende: 
G: Grundstück im Grenzkataster 
*: Fläche rechnerisch ermittelt 
Gärten(10): Gärten (Gärten) 
************************************* A2 ************************************** 
   2 c gelöscht 
************************************* B *************************************** 
   4 ANTEIL: 1/1 

     Marktgemeinde Harmannsdorf 
     ADR: Kirchengasse 5, Harmannsdorf 2111 
      a 2680/2020 Vereinbarung 2020-05-12 Eigentumsrecht 
************************************* C *************************************** 
   3 gelöscht 
*********************************** HINWEIS *********************************** 

 

1. 
Vertragsgegenstand 

 

Die Baurechtsbestellerin bestellt am gesamten Grundstück GST-NR 1190/25 im katastralen Ausmaß 
von 710 m², derzeit inne liegend der EZ 629 der KG 11002 Obergänserndorf, BG Korneuburg, 
zugunsten des Baurechtsberechtigten ein Baurecht im Sinne des Baurechtsgesetzes vom 26.04.1912 
in der geltenden Fassung (BGBl 1990/258).  
Für das Baurecht am Grundstück GST-NR 1190/25 wird eine neue Baurechtseinlage eröffnet.  
 

Der Baurechtsberechtigte nimmt diese Rechtseinräumung an. 
 

Das vertragsgegenständliche Grundstück GST-NR 1190/25 ist im Flächenwidmungsplan als Bauland 
ausgewiesen und zur Gänze unbebaut. 

2. 
Vertragszweck, Nutzung 

 

Die Bestellung dieses Baurechtes erfolgt zum Zwecke der Neuerrichtung eines Wohnhauses und 
zum Zwecke der Begründung des dazugehörigen Hauptwohnsitzes. Der Baurechtsberechtigte ist 
verpflichtet, das Wohnhaus entsprechend den der Baurechtsbestellerin vorzulegenden und von ihr 
- unbeschadet der nach der Bauordnung für Niederösterreich erforderlichen Baubewilligung - zu 
genehmigenden Bauplänen benützungsfähig zu errichten und das Wohnhaus in gutem und 
bewohnbarem Zustand zu erhalten.  
Allfällige Erwerber dieses Baurechtes treten in den gegenständlichen Baurechtsvertrag mit 
sämtlichen Rechten und Pflichten ein. 

3. 
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Entgelt, Baurechtszins, Reallast 
3.1 
Der Baurechtsberechtigte hat für die Benützung des Baurechtsgegenstandes einen jährlichen 
wertgesicherten Baurechtszins in Höhe von EUR 6.889,74 (in Worten: Euro sechstausendacht-
hundertneunundachtzig/ Cent vierundsiebzig) zu bezahlen. 
Der Baurechtszins beinhaltet keine Umsatzsteuer. Auf eine Inanspruchnahme der Option gemäß § 
6 Abs 2 UStG wird einvernehmlich verzichtet. 
 

Der Baurechtszins ist im Vorhinein am 5. Jänner eines jeweiligen Kalenderjahres mit 5-tägigem 
Respiro fällig und ist auf das Konto der Baurechtsbestellerin IBAN:  AT46 3243 8000 0240 0240, BIC: 
RLNWATW1438, lautend auf Marktgemeinde Harmannsdorf zu überweisen. 
Der Baurechtszins ist erstmalig für das Kalenderjahr 2025 zu leisten, wobei der Baurechtszins für das 
Kalenderjahr 2025 spätestens bis zur beidseitigen Unterfertigung dieses Vertrages an die 
Baurechtsbestellerin zu bezahlen ist. 
3.2 
Es wird die Wertbeständigkeit des vereinbarten Baurechtszinses vereinbart. Die Wertsicherung 
erfolgt derzeit nach dem von der Bundesanstalt Statistik Österreich monatlich verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 2020 (VPI 2020). 
Ausgangsbasis für diese Wertsicherung ist die verlautbarte Indexzahl für den Monat November 
2024.  
Indexschwankungen bis einschließlich 3% bleiben unberücksichtigt. Dieser Spielraum ist bei jedem  
Überschreiten nach oben oder unten auf eine Dezimalstelle neu zu berechnen, wobei stets die erste 
außerhalb des jeweiligen Spielraums gelegene Indexzahl die Grundlage sowohl für die 
Neuberechnung des Baurechtszinses als auch des neuen Spielraumes zu bilden hat.  
Die Baurechtsbestellerin verzichtet auf die Indexanpassung des Baurechtszinses nur für das 
Kalenderjahr 2025. 
Sollte kein vom wirtschaftlichen Ergebnis her vergleichbarer Index mehr verlautbart werden, so ist 
die Wertsicherung durch einen von den Vertragspartnern einvernehmlich zu bestellenden 
Sachverständigen nach jenen Grundsätzen zu ermitteln, die zuletzt von der Bundesanstalt Statistik 
Österreich angewendet wurden, sodass die Kaufkraft des ursprünglich vereinbarten Betrages 
erhalten bleibt. Einigen sich die Parteien nicht binnen vier Wochen auf die Person eines geeigneten 
Sachverständigen, so ernennt ihn über Antrag jedes Vertragsteiles der jeweilige Präsident des 
zuständigen Handelsgerichtes. Sollte die Benennung nicht binnen vier Wochen nach dem Ersuchen 
erfolgen, ist der Antrag um Bestimmung des Sachverständigen an die Kammer der 
Wirtschaftstreuhänder zu richten.  
Diese Vereinbarung gilt als Schiedsvertrag im Sinne des § 577 ZPO. 
Die Baurechtsbestellerin ist berechtigt, die sich aus der Indexveränderung ergebenden Beträge von 
dem Baurechtsberechtigten innerhalb der Verjährungsfrist auch rückwirkend einzufordern. 
Die Nichtberechnung bzw. Nichteinhebung gilt unabhängig von der Dauer nicht als Verzicht; ein 
Verzicht auf die Anwendung der Wertsicherungsvereinbarung bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit 
der Schriftform. 
 

3.3 
Der Baurechtsberechtigte erlegt binnen 14 Tagen ab beidseitiger Unterfertigung dieses Vertrages 
die Grunderwerbsteuer von 3,5% und die Eintragungsgebühr von 1,1% in dem voraussichtlich zur 
Vorschreibung gelangenden Gesamtbetrag von EUR 5.705,00 auf das Konto des Treuhänders Mag. 
Franz Paul bei der Sparkasse Korneuburg AG, IBAN: AT64 2022 7000 0000 9878, BIC: SSKOAT21XXX. 
 

3.4 
Zur Sicherstellung der Zahlungsverpflichtung bezüglich des Baurechtszinses räumt der 
Baurechtsberechtigte für sich und seine Rechtsnachfolger die ob der neu zu eröffnenden 
Baurechtseinlage die einzuverleibende Reallast der Verpflichtung zur Zahlung des jährlichen 
wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 6.889,74 gemäß diesem Punkt des 
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Baurechtsvertrages für die Baurechtsbestellerin ein. Die Baurechtsbestellerin nimmt diese 
Rechtseinräumung ausdrücklich an.  
Der Baurechtsberechtigte erteilt hiermit seine ausdrückliche Einwilligung, dass ob der für das 
Grundstück GST-NR 1190/25 neu zu eröffnenden Baurechtseinlage die Reallast der Verpflichtung 
zur Zahlung des jährlichen wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 6.889,74 für die 
Baurechtsbestellerin einverleibt werde. 

4. 
Vertragsdauer 

4.1 
Das Baurecht ist ein durch bücherliche Eintragung entstehendes Recht, auf einem Grundstück ein 
Bauwerk zu haben. Das Baurecht wird auf die Dauer von 66 (in Worten sechsundsechzig) Jahren 
bestellt. 
 

4.2 
Diese Frist beginnt mit dem Tag, an dem das Ansuchen, aufgrund dessen die Eintragung des 
Baurechtes beim zuständigen Grundbuchsgericht bewilligt wird, überreicht wird. Dinglich wirksam 
wird das Baurecht durch bücherliche Eintragung als Last des Grundstückes. 

 

5. 
Erlöschen des Baurechtes 

 

Beim Erlöschen des Baurechtes kann die Baurechtsbestellerin nach ihrer Wahl die Rückgabe der  
Grundflächen im geräumten Zustand oder die unentgeltliche Übergabe der Gebäude in ihr Eigentum 
verlangen. 
Den Baurechtsberechtigten trifft sohin die ausdrückliche Pflicht, auf seine Kosten die Gebäude 
vollständig abzubrechen und den Urzustand wiederherzustellen. 
 

Der Baurechtsberechtigte hat rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, dass sämtliche Pfandrechte sowie 
allfällige weitere Belastungen, welche allesamt auf dem Baurecht haften, im Fall des Erlöschens des 
Baurechtes auf Kosten des Baurechtsberechtigten gelöscht werden. Die Rückübertragung hat 
vollständig lastenfrei zu erfolgen. 
 

Der Baurechtsberechtigte verzichtet für sich und ihre Rechtsnachfolger auf jedwede Entschädigung. 
Ausdrücklich abbedungen werden Ansprüche gemäß § 9 BauRG. 

 

6. 
Bauwerkserhaltung, Kostentragung 

6.1 
Aufgrund des gegenständlichen Baurechts ist der Baurechtsberechtigte berechtigt und verpflichtet, 
das zu errichtende Wohnhaus samt Zubehör auf seine Kosten zu warten, instand zu halten und 
gegebenenfalls zu erneuern. 
 

6.2 
Der Baurechtsberechtigte trägt sämtliche mit dem Baurecht, dem Bauwerk samt Zubehör, 
Nebengebäuden und Nebenflächen und dem vertragsgegenständlichen Baurechtsgrund 
verbundenen Betriebs- und Fixkosten sowie sämtliche – auch laufenden – hiermit verbundenen 
öffentlichen Abgaben, Gebühren, Steuern, Instandhaltung- und Erneuerungskosten und 
Aufwendungen, und hält diesbezüglich die Baurechtsbestellerin vollkommen schad-, klag- und 
exekutionslos. 
 

6.3 
Der Baurechtsberechtigte hat auch die mit dem Baurechtsgegenstand im Zusammenhang 
stehenden und an die zuständige Baubehörde zu leistenden Aufschließungskosten in Höhe von EUR 
24.980,46 zur Gänze zu tragen und diesbezüglich die Baurechtsbestellerin vollkommen schad-, klag- 
und exekutionslos zu halten. 
Der Baurechtsberechtigte verpflichtet sich, die Aufschließungskosten spätestens bis zur beidseitigen  
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Unterfertigung dieses Vertrages an die Baurechtsbestellerin, welche mit der Entrichtung der 
Aufschließungskosten in Vorlage getreten ist, zu bezahlen. 
 

6.4 
Der Baurechtsberechtigte hat auch auf seine Kosten für den Winterdienst (Streu- und/oder 
Räumungsdienst) zu sorgen und die der Baurechtsbestellerin als Liegenschaftseigentümer nach den 
Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung (StVO) zukommenden Pflichten im Zusammenhang 
mit der (winterdienstlichen) Betreuung und Reinigung der Zufahrtsstraßen, der Park- und 
Nebenflächen und des Gehsteiges tatsächlich zu übernehmen und diesbezüglich die 
Baurechtsbestellerin vollkommen schad-, klag- und exekutionslos zu halten. 
 

6.5 
Der Baurechtsberechtigte hat das zu errichtende Bauwerk bei einer im Inland zum Geschäftsbetrieb 
zugelassenen Versicherungsanstalt gegen Brand-, Feuer- und Sturmschaden sowie gesetzliche 
Haftpflicht ausreichend zu versichern und stets versichert zu halten. 

7. 
Haftung 

7.1 
Die Baurechtsbestellerin übernimmt die Haftung für die lastenfreie und die bestandfreie Übergabe 
des Baurechtsgrundstückes. Hiervon ausgenommen sind die mit gegenständlichem Vertrag der 
Baurechtsbestellerin eingeräumten Rechte (Vorkaufsrecht und Realrecht) ausgenommen. 
 

Die Baurechtsbestellerin haftet weiters dafür, dass im Zeitpunkt der beidseitigen Unterfertigung 
dieses Vertrages das Baurechtsgrundstück im Flächenwidmungsplan als Bauland ausgewiesen ist. 
Der Baurechtsberechtigte bestätigt, dass der vereinbarte Baurechtszins aufgrund der Größe, der 
Art, der Lage und der Beschaffenheit des Baurechtsgrundstückes angemessen und ortsüblich ist. Er 
verzichtet auf die Anfechtung dieses Vertrages, aus welchem Rechtstitel auch immer; insbesondere 
auch wegen Verkürzung über die Hälfte (laesio enormis).  
 

Keine Haftung übernimmt die Baurechtsbestellerin für einen bestimmten Bau- oder 
Ausstattungszustand, für eine bestimmte Beschaffenheit, für ein bestimmtes Erträgnis oder ein 
bestimmtes Ausmaß bzw. für sonstige, nicht ausdrücklich bedungene Eigenschaften des 
Grundstückes.  

8. 
Vorkaufsrecht der Baurechtsbestellerin; Überbindungspflichten; 

Löschungsverpflichtung der Baurechtsbestellerin 
 

8.1 
Der Baurechtsbesteller verpflichtet sich, innerhalb von fünf Jahren nach Abschluss dieses 
Baurechtsvertrages (Datum der beidseitigen Unterfertigung) eine Baubeginnsanzeige gemäß § 26 
Abs 1 der NÖ Bauordnung 2014 bei der Baubehörde einzubringen und innerhalb der vorstehenden 
Frist mit dem Bau eines konsensgemäßen Hauptgebäudes mit mindestens einer Wohneinheit 
tatsächlich zu beginnen. 
 

Der Baurechtsberechtigte räumt hiermit der Baurechtsbestellerin zur Absicherung der 
Bebauungsfrist und der Bebauungsverpflichtung das Vorkaufsrecht ein, wobei als Kaufpreis der 
Betrag von EUR 6.889,74 zu bezahlen ist. Die Baurechtsbestellerin nimmt diese Rechtseinräumung 
ausdrücklich an.  
Der Baurechtsberechtigte erteilt ob der für das vertragsgegenständliche Baurechtsgrundstück GST-
NR 1190/25 neu zu eröffnenden Baurechtseinlagezahl, KG 11002 Obergänserndorf, BG Korneuburg, 
die ausdrückliche Einwilligung zur Einverleibung dieses Vorkaufsrechtes für die Marktgemeinde 
Harmannsdorf. 
 

8.2 
Der Baurechtsberechtigte verpflichtet sich, alle gegenüber der Baurechtsbestellerin eingegangenen  
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Verpflichtungen – insbesondere auch die Verpflichtung zur Einräumung des Vorkaufsrechtes für die 
Marktgemeinde Harmannsdorf - auf seine Rechtsnachfolger im Besitz und Eigentum des 
vertragsgegenständlichen Baurechtsgrundstückes zu überbinden. 
Der Baurechtsberechtigte hat vor jeder beabsichtigten Veräußerung des unverbauten Grundstückes 
die Baurechtsbestellerin zu informieren.  
 

8.3 
Die Baurechtsbestellerin verpflichtet sich ihrerseits, bei Beginn der Bautätigkeit zur Errichtung eines 
konsensmäßigen Hauptgebäudes auf Kosten des Baurechtsbestellers eine Löschungserklärung 
auszustellen, mit welcher das Vorkaufsrecht im Grundbuch gelöscht werden kann. 
 

8.4 
Im Falle der Verletzung der im Punkt 8.1 vereinbarten Bebauungsverpflichtung verpflichtet sich der 
Baurechtsberechtigte zur Zahlung einer nicht dem richterlichen Mäßigungsrecht unterliegenden 
Vertragsstrafe in Höhe von € 50.000,00 an die Baurechtsbestellerin, sofern die Baurechtsbestellerin  
erklärt, das ihr eingeräumte Vorkaufsrecht gemäß Punkt 8.1 dieses Vertrages nicht auszuüben. 

 

9. 
Einräumung des Vorkaufsrechtes zugunsten des Baurechtsberechtigten 

 

Die Baurechtsbestellerin räumt hiermit dem Baurechtsberechtigten ob dem vertraglichen 
Grundstück GST-NR 1190/25, inne liegend der Stammeinlage, KG 11002 Obergänserndorf, BG 
Korneuburg, das gesetzliche Vorkaufsrecht gemäß §§ 1072 ff ABGB ein.  
Der Baurechtsberechtigte nimmt diese Rechtseinräumung ausdrücklich an. Für die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes gelten die gesetzlichen Bestimmungen.  
Die Baurechtsbestellerin erteilt hiermit ihre ausdrückliche Einwilligung, dass ob der Stammeinlage 
EZ 629, KG 11002 Obergänserndorf, BG Korneuburg, bestehend aus dem Grundstück GST-NR 
1190/25, das gesetzliche Vorkaufsrecht für den Baurechtsberechtigen einverleibt werden könne 
 

10. 
Übergabe und Übernahme; 

Stichtag Übergang Nutzungen und Lasten 
10.1 
Die Übergabe und Übernahme des Baurechtsgrundstückes in den Besitz und Genuss des 
Baurechtsberechtigten erfolgt am 01.01.2025, vorbehaltlich und frühestens jedoch mit der 
Bezahlung Baurechtszinses für das Kalenderjahr 2025 und der Bezahlung der Aufschließungskosten 
gemäß Punkt 6.3 dieses Vertrages. 
 

10. 2 
Von diesem Tag an hat der Baurechtsberechtigte die das Baurechtsgrundstück treffende 
Grundsteuer, die öffentlichen Abgaben und überhaupt alle mit dem Baurechtsgrundstück 
verbundenen Lasten, Aufwendungen und Steuern zu tragen. 

 

11. 
Erklärung an Eides Statt, Staatsbürgerschaft  

 

Der Baurechtsberechtigte erklärt durch seine Unterzeichnung an Eides Statt, dass er eine nach 
rumänischem Recht gegründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist, welche ihren 
satzungsmäßigen Sitz im Inland hat und alle Begünstigten österreichische Staatsbürger sind. 
 

12. 
Kosten und Gebühren 

 

Die mit der Errichtung dieses Vertrages und dessen grundbücherlichen Durchführung zusammen-
hängenden Kosten, Abgaben, Steuern und Gebühren trägt der Baurechtsberechtigte. 
 

13. 
Baurechtsende 

 



GR-Protokoll 2024-11-26                                                               50 
 

Das Baurecht endet mit Zeitablauf nach 66 (in Worten: sechsundsechzig) Jahren. Im Übrigen gelten 
die gesetzlichen Bestimmungen des Baurechtsgesetzes vom 26.04.1912 in der geltenden Fassung.  

 

14. 
Vollmacht, Vertragsausfertigungen 

 

14.1 
Beide Vertragsteile beauftragen hiermit den Vertragsverfasser Mag. Franz Paul geb. am 21.04.1968, 
unwiderruflich, alle zur grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages erforderlichen Schritte 
zu unternehmen und die entsprechenden Urkunden zu zeichnen. Sie bevollmächtigen den 
Vertragsverfasser des Weiteren, alle Grundbuchserledigungen für sie in Empfang zu nehmen sowie 
auch allfällige in diesem Zusammenhang erforderliche Verbesserungen oder Ergänzungen des 
Vertrages - soweit damit keine wirtschaftlich relevanten Veränderungen verbunden sind - 
vorzunehmen. 
 

14.2 
Dieser Vertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, welche dem Baurechtsberechtigten ausgefolgt 
wird; die Baurechtsbestellerin ist berechtigt, die Ausfolgung einer beglaubigten Abschrift zu 
begehren. 

15.  
Aufsandungserklärung 

 

Die Vertragsparteien erteilen ihre ausdrückliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages 
hinsichtlich des Vertragsgegenstandes ob der Liegenschaft EZ 629 der Katastralgemeinde 11002 
Obergänserndorf, BG Korneuburg, nachstehende Eintragungen vorgenommen werden können: 
 
1. Ob der EZ 629, bestehend aus dem GST-NR 1190/25, die Einverleibung des BAURECHTS bis 

31.12.2090 BAURECHTSEINLAGEZAHL  
2. in der Aufschrift die Ersichtlichmachung: “STAMMEINLAGE DER BAURECHTSEINLAGE  EZ ....”;  
3. Im Lastenblatt der EZ 629 die Einverleibung des Vorkaufsrechtes für  
    

Aquarius Immobilien Development S.R.L. 
Cod Unic de Inregistare 43735227 

 

4. Die Eröffnung der BAURECHTSEINLAGE EZ ...., und      Ersichtlichmachung: “BAURECHT BIS 
31.12.2090 an der neu zu eröffnenden EZ”      in der Aufschrift; 

5. Im Eigentumsblatt die Einverleibung des BAURECHTES für  
 

Aquarius Immobilien Development S.R.L. 
Cod Unic de Inregistare 43735227 

 

6. Im Lastenblatt der Baurechtseinlage die Einverleibung der Reallast der Verpflichtung zur Zahlung 
des jährlich wertgesicherten Baurechtszinses in Höhe von EUR 6.889,74 für die  

 

Marktgemeinde Harmannsdorf 
 

7. Im Lastenblatt der Baurechtseinlage die Einverleibung des Vorkaufsrechts gemäß Punkt 8. dieses 
Vertrages für die  

Marktgemeinde Harmannsdorf 
 

16. 
Rechtsnachfolge 

 

Die Vertragspartner verpflichten sich, sämtliche Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf ihre 
Rechtsnachfolger zu überbinden, und zwar mit der Verpflichtung zur Weiterüberbindung. 

 

17. 
Gebührenrelevante Angaben 

17.1 
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Die Baurechtsbestellerin hat das gegenständliche Baurechtsgrundstück mit Vereinbarung vom 
12.05.2020 erworben.  
 

17.2 
Der Vertragsanwalt wurde vom Baurechtsberechtigten bestellt. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Baurechtsverträge in vorgelegter 
Form beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
Top 29.) KG Obergänserndorf: Verkauf einer Teilfläche für die Errichtung einer Garage 
 

Seitens eines Kaufwerbers wurde um Verkauf der im Plan dargestellten Fläche 1 im Ausmaß von 
21 m² angesucht. Nach eingehender Diskussion im Gemeinderat hat man sich nicht zum Verkauf, 
sondern zu einer Vermietung geeinigt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Vermietung der Teilfläche              
beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
 
Top 30.) KG Rückersdorf: Mietvertrag Kinderspielplatz 
 

Pachtvertrag 
 

zwischen  
 

Maria Gabriele Schaubmayr, geb. am XX.XX.19XX 
Rumingweg 7, 5330 Fuschl am See, Österreich 
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(im Folgenden "Bestandgeberin") 
 

und der 
 

Marktgemeinde Harmannsdorf 
Kirchengasse 5, 2111 Rückersdorf, Österreich 
 

(im Folgenden "Bestandnehmerin") 
 

I. 
PACHTGEGENSTAND 

 

(4) Die Bestandgeberin ist Eigentümerin der Liegenschaft Katastralgemeinde: 11013 Rückersdorf, 
Einlagezahl: 164, Grundstücksnummere: 126/1, .118/3) mit dem darauf befindlichen 
Kinderspielplatz. 

 
(5) Die Gesamtfläche der Grundstücke (Grundstücks Nr. 126/1 = 898 m2 und .118/3 = 41 m2) beträgt 

939 m2. 
(6) Die Bestandgabe erfolgt zur Nutzung als Kinderspielplatz. 

 

II. 
VERTRAGSDAUER, KÜNDIGUNG, VORZEITIGE AUFLÖSUNG DES VERTRAGES 

 

(4) Das Pachtverhältnis beginnt am 01.01.2025 und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
(5) Der Bestandnehmerin und der Bestandgeberin steht das Recht zu, diesen Vertrag unter 

Einhaltung einer einjährigen Kündigungsfrist zum Ende eines jeden Vertragsjahres und ohne 
Angabe von Gründen mittels eingeschriebenen Briefes an die Bestandgeberin aufzukündigen. 

(6) Die Bestandgeberin ist jedoch zur sofortigen Auflösung des Vertrages gem. § 1118 ABGB 
aufgrund von Vorliegen eines wichtigen Grundes berechtigt. Ein solcher liegt insbesondere, 
jedoch nicht ausschließlich, in folgenden Fällen vor:  

• Verwendung der in Bestand gegebenen Grundstücksfläche zu anderen Zwecken als in 
diesem Vertrag vereinbart;  

• Verletzung einer Bestimmung dieses Vertrages;  

• beabsichtigte teilweise oder gänzliche Veräußerung des Grundstückes;  

• Verzug, fehlende bzw. grob mangelhafte Erfüllung der unter III (Absatz 2) festgelegten 
Verpflichtungen seitens der Bestandnehmer; 

 

III. 
PACHTSZINS 

 

(3) Der vereinbarte jährliche und von beiden Vertragsparteien als angemessen angesehene 
Pachtzins beträgt EUR € 2.400,00. 

(4) Der vereinbarte Pachtzins wird nach dem von der Statistik Austria monatlich verlautbarten 
Index der Verbraucherpreise (VPI 2020) wertgesichert. Ausgangsbasis für die 
Wertsicherungsberechnung ist die für den Monat des Vertragsbeginns verlautbarte Indexzahl. 
Der Pachtzins verändert sich jeweils zum 01.10. eines jeden Jahres in dem Ausmaß, in dem sich 
der genannte Index gegenüber der Ausgangsbasis verändert. Die durch die Wertsicherung 
eintretende Veränderung des Pachtzinses wird der Bestandnehmerin von der Bestandgeberin 
schriftlich bekanntgegeben. Die Bestandnehmerin ist zur Bezahlung eines aufgrund der 
Wertsicherung erhöhten Pachtzinses ab dem folgenden Zinstermin verpflichtet, wenn die 
Mitteilung der Bestandgeberin spätestens 14 Tage vor dem Zinstermin eingelangt ist. Sollte der 
oben genannte Index nicht mehr veröffentlicht werden, ist die Vermieterin berechtigt, einen 
anderen vergleichbaren Index, wie er von der Statistik Austria oder deren Rechtsnachfolger oder 
einer ähnlichen Institution ermittelt wird, anzuwenden. 
 

IV. 
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INSTANDHALTUNG, INSTANDSETZUNG, ERHALTUNG, VERÄNDERUNGEN 
 

(5) Der Pachtgegenstand ist von den Bestandnehmern pfleglich und unter größtmöglicher 
Schonung der Substanz zu behandeln. 

(6) Die Bestandgeberin verpachtet den Pachtgegenstand an die Bestandnehmer zu den 
Bedingungen dieses Vertrags. Jede andere Nutzungs- und Verwendungsart der 
Grundstücksfläche ist ausdrücklich untersagt. 
 

(7) Die Bestandnehmer verpflichten sich, den Pachtgegenstand in ordnungsgemäßen Zustand zu 
erhalten und zu pflegen sowie so zu benützen.   

(8) Im Pachtgegenstand können bewilligungs-, anzeige- und meldepflichtige Vorhaben im Sinne der 
NÖ Bauordnung 2014 in Zusammenhang mit der Nutzung als Kinderspielplatz errichtet bzw. 
umgesetzt werden. 

V. 
UNTERBESTANDGABE, WEITERGABE 

 

(2) Dem Pächter ist es ohne ausdrückliche und vorherige schriftliche Zustimmung der 
Bestandgeberin nicht gestattet, den Pachtgegenstand oder auch nur Teile davon gänzlich oder 
teilweise auf in jeglicher Art, entgeltlich oder unentgeltlich, ganz oder teilweise Dritten zu 
überlassen. 

VI. 
HAFTUNG FÜR SCHÄDEN 

 

(2) Etwaige durch die Bestandnehmer verursachte Schäden, sind durch die Bestandnehmer aus 
eigenem zu beheben und die Bestandgeberin diesbezüglich schad- und klaglos zu halten. 
 

VII. 
RÜCKSTELLUNG DES PACHTGEGENSTANDS 

 

(2) Nach Beendigung des Pachtverhältnisses ist der Bestandgegenstand geräumt und in 
ortsüblichen Zustand an die Bestandgeberin zu übergeben. 

 

VIII. 
KOSTEN UND GEBÜHREN 

 

(4) Die angemessenen Kosten für die Vertragserrichtung trägt der Bestandnehmer. 
(5) Für Zwecke der Gebührenbemessung wird festgestellt, dass die Gesamtjahrespacht für den 

Pachtgegenstand im Jahresdurchschnitt EUR € 2.400,00 beträgt. Die Bemessungsgrundlage für 
die Vergebührung ist der dreifache Jahresmietzins, in Höhe von EUR 7.200,00. Die zu 
entrichtende Rechtsgeschäftsgebühr beträgt für den Pachtvertrag 1% dieser 
Bemessungsgrundlage, sohin aufgerundet EUR 72,00. 

(6) Sollte die Rechtsgeschäftsgebühr für diesen Mietvertrag vom Finanzamt aus welchen Gründen 
auch immer erhöht bzw. verringert werden, so ist dieser Betrag von der Bestandnehmerin 
nachzuzahlen bzw. von der Bestandgeberin an die Bestandnehmerin zurückzuzahlen. 
 

IX. 
SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

 

(4) Sämtliche Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer 
gesonderten ausdrücklichen sowie schriftlichen Vereinbarung. Dies gilt auch für das Abgehen 
des Schriftformgebots.  

(5) Für allfällige Streitigkeiten aus diesem Pachtvertrag ist das Bezirksgericht Korneuburg zuständig. 
(6) Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine für die jeweilige 

Vertragspartei Vertragspartner bestimmt ist. 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Harmannsdorf hat in seiner Sitzung am 26.11.2024 den 
Pachtvertrag beschlossen. 



GR-Protokoll 2024-11-26                                                               54 
 

Unterschriften: Für die Bestandgeberin und Bestandnehmerin 
 
Rückersdorf, am 28.11.2024 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Pachtvertrag für den Spielplatz in 
Rückersdorf beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen  
   

 
 

Top 31.) KG Rückersdorf: Baulandsicherungsverträge Salzgarten 
 

B A U L A N D M O B I L I S I E R U N G S V E R T R A G  
 

Errichtet und abgeschlossen zwischen: 
 

1) Der Marktgemeinde Harmannsdorf, Kirchengasse 5, 2111 Harmannsdorf, vertreten durch ihre 
vertretungsbefugten Organe 
 

Im Folgenden kurz „Marktgemeinde“ genannt – einerseits – sowie 
 

2) Brigitte Krapf geboren am 20.09.1961, Salzgarten 9, 2111 Rückersdorf 
und 

Elisabeth Göls geboren am 18.11.1952, Bachzeile 10, 2114 Hipples 
als Eigentümerinnen der Grundstücke GSTNR 2643 und 2645, KG 11013 Rückersdorf 
 

3) Christian Schmidt geboren am 18.02.1966 
Laaer Straße 56, 2111 Rückersdorf, 
als Eigentümer der Grundstücke GSTNR 2647/2 und 2647/3 KG 11013 Rückersdorf 
 

4) Maria Hirsch, geboren am 16.11.1938 
Laaerstraße 83, 2111 Rückersdorf 
als Eigentümerin des Grundstückes GSTNR 2647/1, KG 11013 Rückersdorf 

 

alle im Folgenden kurz „GRUNDEIGENTÜMER“ genannt – andererseits – wie folgt:  
 

I.  
Die Marktgemeinde Harmannsdorf beabsichtigt, den Flächenwidmungsplan im Hinblick auf die 
von den Entwurf der VERMESSUNGSURKUNDE des Ingenieurkonsulenten für 
VERMESSUNGSWESEN Dipl.-Ing. Stefan Wailzer GZ 22984 umfassten Grundstücke GSTNR 2643, 
2645, 2647/1, 2647/2 und 2647/3 in der KG 11013 Rückersdorf zu überarbeiten und unter 
Berücksichtigung der vorzunehmenden PARZELLIERUNG und der gemäß der vorstehend 
angeführten VERMESSUNGSURKUNDE zu folgenden Abtretungen der Verkehrs- und sonstigen 
Flächen in das ÖFFENTLICHE GUT als BAULAND-WOHNGEBIET – AUFSCHLIESSUNGSZONE -ZWEI 
WOHNEINHEITEN (BW-2WE) auszuweisen. 
 

Durch den gegenständlichen Baulandmobilisierungsvertrag wird die widmungsgemäße Nutzung 
der angeführten Grundstücke, soweit diese gemäß dem vorgenannten Entwurf der 
VERMESSUNGSURKUNDE des Ingenieurkonsulenten für VERMESSUNGSWESEN Dipl.-Ing. Stefan 
Wailzer einer Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes der Gemeinde als BAULAND – 
WOHNGEBIET – AUFSCHLIESSUNGSZONE ZWEI WOHNEINHEITEN (BW-2WE) und 
VERKEHRSFLÄCHEN gewidmet werden sollen, geregelt. 
 

Festgehalten wird dabei, dass die bereits auf Teilen der Grundstücke GSTNR 2643 und 2645 
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(Eigentümer Brigitte Krapf geboren am 20.09.1961 und Elisabeth Göls geboren am 18.11.1952), 
bestehende Widmung BAULAND – WOHNGEBIET (Vereinbarung vom 06.03.2017) in das 
gegenständliche Parzellierungskonzept integriert wird. 
 

Ziel der Änderung des Flächenwidmungsplanes ist die Bereitstellung von Baugrundstücken für 
Wohnzwecke und die vom Gemeinderat der Marktgemeinde Harmannsdorf geregelte 
schrittweise und verpflichtende Verbauung dieser zu bildenden Baulandflächen. 
 

Diesem Ziel dient auch die geplante Umwidmung der von der VERMESSUNGSURKUNDE umfassten  
Grundstücke in BAULAND-WOHNGEBIET-AUFSCHLIESSUNGSZONE-ZWEI WOHNEINHEITEN (BW-
2WE). 

II.  
Die GRUNDEIGENTÜMER und die Marktgemeinde Harmannsdorf vereinbaren, dass die für die 
Abtretung und Schaffung der notwendigen Verkehrsflächen von den GRUNDEIGENTÜMER 
unentgeltlich entsprechend ihrem Anteil an der eingebrachten Fläche in das Öffentliche Gut der 
Marktgemeinde Harmannsdorf abgetreten werden.  
 

Weiters wird rechtsverbindlich und unwiderruflich vereinbart, dass von den GRUNDEIGENTÜMERN 
eine anteilsmäßige unentgeltliche Abtretung von 25% (fünfundzwanzig Prozent) der laut 
gegenständlicher VERMESSUNGSURKUNDE eingebrachten Fläche als Infrastrukturabgabe zur 
Vorfinanzierung und zur Finanzierung der durch die Parzellierung entstehenden erforderlichen 
Infrastrukturmaßnahmen, insbesondere Schaffung von Kindergartenplätzen, Schulen, 
Tagesbetreuung, Freizeiteinrichtungen etc. an die Marktgemeinde Harmannsdorf zu erbringen ist. 
 

Die Verfügbarmachung von Bauland zum Zwecke der endgültigen Bebauung der Grundstücke für 
Wohnzwecke vorrangig für die ortsansässige Bevölkerung und eine Verbesserung der 
Baulandqualität (Infrastrukturmaßnahem) erfolgt entsprechend der Vorgaben gemäß § 17 NÖ ROG 
2014 durch die nachstehende Vereinbarung eines Bauzwangs und deren dinglicher Absicherung 
durch die Vereinbarung eines Vorkaufrechtes für die Marktgemeinde Harmannsdorf. 
Im Fall der Nichteinhaltung der Bebauungsverpflichtung hat die Marktgemeinde Harmannsdorf  
das Recht den durch die anschließende Parzellierungsurkunde geschaffenen Bauplatz zu einem 
bereits nunmehr fix vereinbarten Kaufpreis von EUR 250,00 pro Quadratmeter (in Worten: Euro 
zweihundertfünfzig) entweder selbst zu erwerben oder durch einen von der Marktgemeinde 
Harmannsdorf namhaft gemachten Dritten, der der Bebauungsverpflichtung nachkommt, 
erwerben zu lassen. 
 

Die Festlegung der Bebauung der mit der gegenständlichen Parzellierung mit einem Bauzwang 
behafteten Bauplatzgrundstücke mit Wohnhäusern ergibt sich aus dem Bebauungsplan der 
Markgemeinde Harmannsdorf.  
 

Aufgrund getroffener rechtsverbindlicher und einseitig unwiderruflicher Vereinbarung ist die 
Vereinigung von Bauplatzgrundstücken nur möglich, wenn die Aufschließungsabgaben sowie die 
Kanalanschlussgebühren und Wasseranschlussgebühren für alle von der Vereinigung betroffenen 
Bauplatzgrundstücken geleistet wird und durch die Vereinigung keine Nachteile für die 
Abgabeneinnahmen für die laufenden Kosten für die Marktgemeinde Harmannsdorf entstehen 
bzw. zu erwarten sind. 
 

Für die einzelnen Baugrundstücke ist innerhalb von einem (1) Monate nach Kaufabschluss mit dem 
künftigen Käufer und Durchführung des Kaufvertrages im Grundbuch bei der Baubehörde um 
BAUPLATZERKLÄRUNG anzusuchen. Im Zuge der Bauplatzerklärung wird die 
AUFSCHLIESSUNGSABGABE durch die Baubehörde vorgeschrieben. 
 

III.  
Die GRUNDEIGENTÜMER und die Marktgemeinde Harmannsdorf vereinbaren, dass sämtliche 
Kosten, Gebühren, Abgaben und Steuern welcher Art auch immer aus der Errichtung und 
grundbücherlichen Durchführung der vorstehend näher erwähnten VERMESSUNGSURKUNDE und 
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der damit notwendigen Urkunden sowie der aus der Umwidmung entspringenden Kosten und 
öffentlichen Abgaben aller Art, insbesondere der Grunderwerbsteuer und der grundbücherlichen 
Eintragungsgebühr, die Kosten und Gebühren aller Art für die zu errichtende 
Parzellierungsurkunde und den gegenständlichen Baulandmobilisierungsvertrag sowie allfälliger 
weiterer erforderlichen Urkunden in einem Verhältnis von den Vertragsparteien zu tragen sind, 
das dem Verhältnis der zugewiesenen Nettobaulandflächen entspricht. 
 

Auf Grund dieser Flächenzusammenstellung ist das Verhältnis der Tragung der Kosten unter den 
Grundeigentümern zu berechnen und sind die Grundeigentümer verpflichtet, unmittelbar nach 
Berechnung längstens bei Fälligkeit sämtliche Kosten, Gebühren, Abgaben und Steuern, 
insbesondere eventuelle Grunderwerbssteuern sowie die grundbücherlichen Eintragungsgebühr, 
aliquot zu entrichten. 
Dabei wird zwischen den Vertragsparteien rechtsverbindlich und einvernehmlich vereinbart, dass  
zur Finanzierung sämtlicher vorstehend angeführten Kosten, Gebühren, Abgaben und Steuern aus  
dem Verkaufserlös des Verkaufes der zwei gemeinsamen Bauplätze finanziert werden sollen. Der 
nach Bezahlung sämtlicher anfallenden Kosten, Gebühren, Abgaben und Steuern welcher Art auch 
immer verbleibende Restbetrag ist sodann aufgrund getroffener Vereinbarung an die 
GRUNDEIGENTÜMER entsprechend ihrem Miteigentumsanteil an diesen gemeinsamen 
Bauplätzen zur Auszahlung zu bringen. 
 

IV.  
Bei dieser beabsichtigten Parzellierung sind nachstehende Grundstücke betroffen: 

a) Grundstück Nummer 2643 Landw (30) 
Grundstück Nummer 2645 Landw (30) 
beide derzeit inneliegend in Einlagezahl 1145 Katastralgemeinde 11013 Rückersdorf, im 
bücherlichen Miteigentum von Frau Elisabeth Göls, geboren am 18.11.1952 und Frau Brigitte 
Krapf, geboren am 20.09.1961 
 

b) Grundstück Nummer 2647/2 Landw (10) 
Grundstück Nummer 2647/3  
Derzeit inneliegend in Einlagezahl 167 Katastralgemeinde 11013 Rückersdorf, im Alleineigentum 
von Herrn Christian Schmidt, geboren am 18.02.1966 
 

c) Grundstück Nummer 2647/1 Bauf. (10), Landw (10), Gärten (10) 
Derzeit inneliegend in Einlagezahl 157 Katastralgemeinde 11013 Rückersdorf, im Alleineigentum 
von Maria Hirsch, geboren am 16.11.1938 
 

Die GRUNDEIGENTÜMER und die Marktgemeinde Harmannsdorf sind auf Grund erfolgter 
Belehrung in Kenntnis der Bestimmungen der §§ 30 und 31 des Einkommensteuergesetzes 
hinsichtlich der steuerlichen Behandlung von privaten Grundstücksveräußerungen ab 01.04.2012 
durch den von der Marktgemeinde Harmannsdorf beauftragten Vertragserrichter, Rechtsanwalt 
Mag. Stefan Tiefenbacher, zu sein. Die Vertragsparteien wurden über die steuerrechtlichen 
Wirkungen der §§ 30 und 31 des Einkommensteuergesetzes hinsichtlich der mit nachfolgender 
PARZELLIERUNG – gemäß der vorstehend näher erwähnten VERMESSUNGSRUKUNDE – 
neugeschaffene Baugrundstücke belehrt. 
 

Die GRUNDEIGENTÜMER und die Marktgemeine Harmannsdorf erklären dabei in Kenntnis 
darüber zu sein, dass gemäß § 30 Abs. 2 Zif 4 EStG gilt, dass ….“ bei behördlichen Maßnahmen zur 
besseren Gestaltung von Bauland der Erwerb eines Grundstückes nach den für die bessere 
Gestaltung von Bauland geltenden Vorschriften von einer Besteuerung ausgenommen ist“. Gemäß 
§ 30 Abs. 2 Zif 4 EStG ist bestimmt…. „ dass Einkünfte von der Besteuerung aus Tauschvorgängen 
von Grundstücken im Rahmen eines Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungsverfahrens im Sinne 
des Flurverfassungs-Grundsatzgesetztes 1951, BGBI. Nr. 103/1951, sowie im Rahmen behördlicher 
Maßnahmen zur besseren Gestaltung von Bauland, insbesondere nach den für die bessere 
Gestaltung von Bauland geltenden Vorschriften ausgenommen sind. Das in solchen Verfahren 
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erworbene Grundstück tritt hinsichtlich aller für die Ermittlung der Einkünfte relevanter Umstände 
an die Stelle des hingegebenen Grundstückes“. 
 

Die GRUNDEIGENTÜMER und die Marktgemeinde Harmannsdorf erklären dazu bereits nunmehr, 
das öffentliche Interesse und die behördliche Maßnahme hinsichtlich der dem gegenständlichen 
BAULANDMOBILISIERUNGSVERTRAG folgenden Parzellierungsurkunde betreffend die 
Vermessungsurkunde des Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen Dipl. Ing. Stefan Wailzer, 
künftig ausreichend zu dokumentieren und zu diesem Zweck bemüht zu sein nachstehenden  
Punkte zur Erlangung der Steuerbefreiung im ausreichenden Ausmaß nachzuweisen, nämlich, dass: 
 

a) die Parzellierung nicht von den künftigen Parzellierungswerbern, sondern von der Marktgemeinde 
Harmannsdorf ausging; 
 

b) die sich aus der künftigen Parzellierungsurkunde ergebenden Grundstückserwerbe ausschließlich 
zum Zwecke der besseren Gestaltung des Baulandes erfolgten, von der Marktgemeinde 
Harmannsdorf vorgegeben wurden und der Erwerb somit Folge der behördlichen Maßnahmen 
war; 
 

c) Seitens der Marktgemeinde Harmannsdorf ein Gemeinderatsbeschluss zur besseren Gestaltung 
von Bauland und Genehmigung der künftigen Parzellierungsurkunde zur Baulandmobilisierung 
vorliegen bzw. eingeholt wird, aus dem hervorgeht, dass die künftige Parzellierung der 
Baulandmobilisierung sowie der besseren Gestaltung von Bauland dienen soll und als solche im 
öffentlichen Interesse gelegen ist und die Umwidmung ausschließlich aufgrund der erfolgten 
Unterzeichnung des künftigen Parzellierungsvertrages mit den Grundeigentümern 
(Vertragswidmung gemäß 17 NÖ Raumordnungsgesetz) erfolgt; 
 

d) Die Gestaltung des neu erschlossenen Gebiets auch insofern im öffentlichen Interesse der 
Marktgemeinde Harmannsdorf liegt, da dadurch die Verbesserung der Infrastruktur und 
Erschließung neuer Einnahmen und Gemeindeabgaben und die damit verbundenen Schaffung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen gesichert wird; 
 

e) die künftige Parzellierung einen wichtigen Schritt zur Verbesserung des Raumordnungskonzepts 
der Marktgemeinde Harmannsdorf darstellt; 
 

f) die Marktgemeine Harmannsdorf erklärt, dass ein positives Bevölkerungswachstum zu 
verzeichnen ist, die Nachfrage nach Grundstücken und die Nachfrage nach Wohnungen vorhanden 
ist, doch nicht genügend verfügbare Baulandreserven vorhanden sind und um auch in Zukunft ein 
positives Bevölkerungswachstum zu verzeichnen, durch die künftige Parzellierungsurkunde neue 
Baulandflächen geschaffen und durch die nachfolgende Parzellierung eine Siedlungserweiterung 
erfolgen soll; 
 

g) Die entsprechende Baulandmobilisierung durch das Verhängen eines Bauzwanges verwirklicht 
wird (§ 17 NÖ Raumordnungsgesetz) und der Bauzwang ob den neu geschaffenen Bauplätzen 
durch die grundbücherliche Sicherstellung eines Vorkaufsrecht zugunsten der Marktgemeinde 
Harmannsdorf verdinglicht werden wird. 
 

Aus den vorgenannten Gründen und dem dadurch bescheinigten überwiegenden öffentlichen 
Interesse wird für die Durchführung der künftigen Parzellierungsurkunde betreffend die 
Vermessungsurkunde des Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen Dipl. Ing. Stefan Wailzer, 
die Befreiung von der Besteuerung im Sinne des § 30 Abs. 2 Zif 4 EStG (Immobilienertragsteuer) 
geltend gemacht. 

V.  
Die Marktgemeinde Harmannsdorf ist zu den vorstehend näher erwähnten Schritten bereit, da sie 
an Bautätigkeit und Zuzug in der Marktgemeinde Harmannsdorf interessiert ist. 
 

Den GRUNDEIGENTÜMERN erwachsen durch die geplante Umwidmung sowie durch die 
PARZELLIERUNG der umgewidmeten Fläche Vorteile. 
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Die Vertragsparteien vereinbaren, dass die GRUNDEIGENTÜMER nur zu jenen Bedingungen – die 
nachstehend näher erwähnt sind – an Erwerber der auf Grund der PARZELLIERUNG entstehenden 
Baugrundstücke veräußern und die zu errichtenden KAUFVERTRÄGE der Marktgemeinde 
Harmannsdorf zum Zwecke der Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieses 
BAULANDMOBILISIERUNGSVERTRAGES vorlegen, wobei diese KAUFVERTRÄGE neben den üblichen 
Bedingungen folgende Vereinbarungen zu enthalten haben: 
 
Die Vertragsparteien, im folgenden kurz „Grundeigentümer“ genannt, übernehmen für sich und 
ihre Rechtsnachfolger im Eigentum der übernommenen Bauparzellen die Verpflichtung, nach 
erfolgter Umwidmung in „BAULAND-WOHNGEBIET ZWEI WOHNEINHEITEN (BW-2WE)“ bzw. nach 
(teilweiser) Öffnung der Aufschließungszonen die neugeschaffenen Bauflächen innerhalb von fünf 
Jahren zu bebauen, das heißt nach rechtskräftiger Baugenehmigung und darauffolgender 
Baubeginnsanzeige gemäß § 26 Abs 1 der NÖ Bauordnung 2014 tatsächlich mit dem Bau eines 
konsensmäßigen Hauptgebäudes mit mindestens einer Wohneinheit zu beginnen.  
 

Die im gegenständlichen Vertragspunkt näher erwähnten Grundeigentümer räumen nunmehr der 
Marktgemeinde Harmannsdorf – gemäß dem gegenständlichen BAULANDMOBILISIERUNGS-
VERTRAG und den vorstehend näher erwähnten VEREINBARUNGEN das VORKAUFSRECHT im 
Sinne der §§ 1072 ff ABGB zum vereinbarten Kaufpreis von EUR 250,00 pro Quadratmeter (in 
Worten: Euro zweihundertfünfzig) ein und die Marktgemeinde Harmannsdorf nimmt die 
Einräumung dieses RECHTES vertragsmäßig zur Kenntnis und rechtsverbindlich an. 
 

Das gegenständlich vereinbarte Vorkaufsrecht im Sinne der §§ 1072 ff ABGB ist als wesentlicher 
Vertragsbestandteil in allfällige Kaufverträge der GRUNDEIGENTÜMER im Falle einer 
Weiterveräußerung aufzunehmen und sind im Falle einer Weiterveräußerung der Bauplätze durch 
die GRUNDEIGENTÜMER allfällige Käufer zur Aufnahme eines entsprechenden Vorkaufsrechtes in 
ihrem Kaufvertrag verpflichtet. Das mit allfälligen Käufern zu vereinbarende Vorkaufsrecht für die 
Marktgemeinde Harmannsdorf ist ebenfalls grundbücherlich sicherzustellen. Zu diesem Zweck 
verpflichten sich sämtliche GRUNDEIGENTÜMER bereits nunmehr rechtsverbindlich und einseitig 
unwiderruflich allfällige Kaufverträge zur Weiterveräußerung der mit der zu unterfertigenden 
Parzellierungsurkunde neugeschaffene Bauplätze vor Unterfertigung durch die Vertragsparteien 
der Marktgemeinde Harmannsdorf zwecks Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Vertrages ohne gesonderte Aufforderung vorzulegen. 
 

Die Marktgemeinde Harmannsdorf hat das ihr mit gegenständlicher Urkunde eingeräumte 
Vorkaufsrecht im Sinne der Bestimmungen der § 1072 ff ABGB binnen einer Frist von 4 (vier) 
Monaten nach schriftlicher Vorlage eines rechtsverbindlichen Kaufanbotes sowie 
rechtsverbindlicher Finanzierungszusage eines anerkannten österreichischen Bankeninstitutes 
durch den potentiellen Kaufinteressenten der GRUNDEIGENTÜMER, durch einen von der 
Marktgemeine Harmannsdorf namhaft zu machenden Dritten ausüben zu lassen, ist jedoch auch 
berechtigt das Vorkaufsrecht selbst auszuüben. Die Marktgemeinde Harmannsdorf wird dieses 
Vorkaufsrecht nicht ausüben, wenn die Verpflichtungen aus diesem Baulandmobilisierungsvertrag 
an den Erwerber Überbunden werden. 
 

Sollten die GRUNDEIGENTÜMER beziehungsweise deren Rechtsnachfolger im Eigentum der 
Bauparzellen der vorstehend genannten Bauverpflichtung nicht fristgerecht nachkommen, so ist 
die Marktgemeinde Harmannsdorf aufgrund des gegenständlichen BAULANDMOBILISIERUNGS-
VERTRAGES bzw. der PARZELLIERUNGSURKUNDE berechtigt, das ihr eingeräumte VORKAUFS-
RECHT auszuüben oder durch einen von ihr namhaft gemachten Dritten erwerben zu lassen, wobei 
jedoch eine Verpflichtung der Marktgemeinde Harmannsdorf zum Erwerb der Grundstücke nicht 
besteht. 
Sämtliche mit der allfälligen Ausübung des VORKAUFSRECHTES durch die Marktgemeinde 
Harmannsdorf entstehenden Kosten und öffentlichen Abgaben aller Art trägt die kaufende Partei 
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zur Gänze und erklärt, die Grundeigentümer bzw. deren Rechtsnachfolger diesbezüglich 
vollkommen klag- und schadlos zu halten. 
 

Im Gegenzug verpflichtet sich die Marktgemeinde Harmannsdorf im Falle der Einhaltung der 
vorstehenden Bestimmungen eine entsprechende LÖSCHUNGSERKLÄRUNG – in Ansehung des ihr 
eingeräumten VORKAUFSRECHTES – binnen einer Frist von 4 (vier) Monaten nach schriftlicher 
Vorlage in grundbuchsfähiger Form zu unterfertigen. 
 
Zur Verdinglichung des vorstehend der Marktgemeinde Harmannsdorf eingeräumten 
VORKAUFSRECHTES widmen die vorstehend näher erwähnten GRUNDEIGENTÜMER die im 
Vertragspunkt IV. vorstehend näher erwähnten und in der Katastralgemeinde 11013 Rückersdorf 
gelegenen Grundstücke GSTNR 2643, 2645, 2647/1, 2647/2 und 2647/3 und erteilen hiermit ihre 
ausdrückliche EINWILLIGUNG, dass bei diesen vorgenannten Grundstücken im GRUNDBUCH das  
VORKAUFSRECHT für die  
 

Marktgemeinde Harmannsdorf 
einverleibt werden kann. 

VI.  
Sollten die Grundeigentümer beziehungsweise deren Rechtsnachfolger im Eigentum der 
Bauparzellen der vorstehend genannten Bauverpflichtung bzw. der Einhaltung des im 
vorstehenden Punkt vereinbarten Vorkaufsrecht gemäß §§ 1072 ff ABGB für die Marktgemeinde 
Harmannsdorf nicht fristgerecht und ordnungsgemäß nachgekommen so sind die 
Grundeigentümer beziehungsweise deren Rechtsnachfolger im Eigentum der Bauparzellen 
aufgrund getroffener Vereinbarung verpflichtet, an die Marktgemeinde Harmannsdorf eine nicht 
dem richterlichen Mäßigungsrecht unterliegende Konventionalstrafe in Höhe von 30% (dreißig 
Prozent) des gemeinen Wertes des jeweiligen Grundstückes bzw. Bauplatzes zu bezahlen. 
 

Der gemeine Wert des jeweiligen Grundstückes bzw. Bauplatzes zu diesem Zeitpunkt ist dabei im 
Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien oder durch einen allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen zu ermitteln. Die Kosten des Gutachtens sind dabei vom 
jeweiligen Grundeigentümer des betroffenen Grundstückes bzw. des betroffenen Bauplatzes zu 
tragen. Können sich die Vertragsparteien nicht auf die Person des Sachverständigen einigen, so hat 
der Präsident der Rechtsanwaltskammer für Niederösterreich auf Antrag einer Partei einen 
Sachverständigen namhaft zu machen. 

VII.  
Der Marktgemeinde Harmannsdorf ist in den vorstehend näher erwähnten KAUFVERTRÄGEN von 
den Käufern ein VORKAUFSRECHT einzuräumen, welches im Grundbuch einzuverleiben ist. Das 
VORKAUFSRECHT ist als wesentlicher Bestandteil in die Kaufverträge aufzunehmen. Im Falle einer 
Weiterveräußerung eines Baugrundstückes ist der jeweilige Käufer zur Einräumung des 
VORKAUFSRECHTES für die Marktgemeinde Harmannsdorf im Grundbuch verpflichtet. 
 

Die Einräumung des VORKAUFSRECHTES gilt bis zum Vorliegen der rechtskräftigen 
Fertigstellungsmeldung gemäß § 30 NÖ BAUORDNUNG eines konsensgemäßen Hauptgebäudes 
mit mindestens einer Wohneinheit auf dem jeweiligen Grundstück. 
 

VIII.  
Die GRUNDEIGENTÜMER erteilen hiermit ihre ZUSTIMMUNG zur Verlegung von Wasserleitungen 
und Kanalleitungen sowie sonstige Leitungen in den vorgesehenen Aufschließungsstraßen und 
gegebenenfalls zur Errichtung dieser Aufschließungsstraßen, die zukünftig in das Eigentum der 
Marktgemeinde Harmannsdorf (in das ÖFFENTLICHE GUT) übergehen, nach Rechtskraft der 
gegenständlichen Änderung des Flächenwidmungsplans. 
 

IX.  
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Die Gemeinde hat den Eigentümern alle Informationen, die dieser zur Erfüllung seiner 
Verpflichtungen benötigt, zu erteilen und die im Rahmen der Gesetze zu unterstützen. Behördliche 
Aufgaben der Gemeinde bleiben davon unberührt. 
 

Erwirbt die Gemeinde aufgrund der vorstehenden Regelungen das Eigentum an Grundflächen, hat 
sie ihrerseits dafür zu sorgen, dass diese binnen fünf Jahren einer widmungsgemäßen Verbauung 
zugeführt werden. 
 

Festgehalten wird, dass die Gemeinde verpflichtet ist, finanzielle Ansprüche, die ihr aufgrund 
dieser Vereinbarung gegen die GRUNDEIGENTÜMER zukommen, geltend zu machen. Eine 
Ausfertigung dieser Vereinbarung wird der Abteilung Gemeinden des Amts der NÖ 
Landesregierung übermittelt, die im Zuge der Überprüfung der Gemeindegebarung gemäß § 89 
NÖ Gemeindeordnung 1973 die Betreibung der Forderungen, die der Gemeinde zukommen, 
prüfen kann. 
Die GRUNDEIGENTÜMER sind verpflichtet, die Bestimmungen des gegenständlichen  
BAULANDMOBILISIERUNGSVERTRAGES auf ihre Erben und sonstige Rechtsnachfolger im Eigentum 
der vom gegenständlichen BAULANDMOBILISIERUNGSVERTRAG betroffenen Grundstücke mit 
weiterer Überbindungsverpflichtung zu überbinden. 
 

X.  
Sämtliche mit der Errichtung des vertragsgegenständlichen BAULANDMOBILISIERUNGS-
VERTRAGES verbundene Kosten und öffentliche Abgaben aller Art werden von den GRUNDEIGEN-
TÜMERN anteilig entsprechend der zugewiesenen Nettobaulandflächen getragen.  

XI.  
Dieser BAULANDMOBILISIERUNGSVERTRAG wird in einem ORIGINAL errichtet, das zwischen den 
Vertragsparteien eine gemeinschaftliche URKUNDE darstellt und von der Marktgemeinde 
Harmannsdorf verwahrt wird. Alle Vertragsparteien erhalten eine Kopie des Originals. 

XII.  
Festgehalten wird, dass keinerlei mündliche oder schriftliche Nebenabreden zu diesem  
BAULANDMOBILISIERUNGSVERTRAG bestehen. 
Nebenabreden zu diesem BAULANDMOBILISIERUNGSVERTRAG oder allfällige Ergänzungen 
desselben bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die Vereinbarung 
des Abgehens von diesem Formerfordernis. 

XIII.  
Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung durch den Gemeinderat der Marktgemeinde 
Harmannsdorf.  

XIV.  
Diesem BAULANDMOBILISERUNGSVERTRAG wird die BEILAGE ./A eine vorläufige PLANAUS-
FERTIGUNG der VERMESSUNGSURKUNDE – Geschäftszahl 22984 des Ingenieurkonsulenten für 
VERMESSUNGSWESEN Dipl.-Ing. Stefan Wailzer angeschlossen, die von allen Vertragsparteien 
einvernehmlich der PARZELLIERUNG zu Grunde gelegt wird und einen integrierenden Bestandteil 
dieses Baulandmobilisierungsvertrages bildet. 
 
Unterschriften: 
……………………………………………………………………. ……………………………………………………………….. 
          Brigitte Krapf, geb. 20.09.1961    Elisabeth Göls, geb. 18.11.1952 
 
……………………………………………………………………. ……………………………………………………………….. 
 Christian Schmidt, geb. 18.02.1966    Maria Hirsch, geb. 16.11.1938 
 

 

Für die Marktgemeinde Harmannsdorf:  Unterschriften laut Gemeindeordnung 
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Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den vorangeführten Bauland-
sicherungsvertrag beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 17        Zustimmungen                                               
  3          Gegenstimmen         Fraktion Grüne, Dr. Wolfgang Kretschmer (7-OBL)

  1          Stimmenhaltungen   Dr. Ulrike Bunka (7-OBL)  
   

 
Top 32.) KG Rückersdorf: Löschungserklärung EZ 1011  
 

Im Grundbuch KG Rückersdorf EZ 1011 Gst.Nr.  .68 und 164 sind nachstehende Grundbuchsein-
träge vorhanden. Diese stammen aus den Jahren 2008, 2015 und 2016. Da seitens der Markt-
gemeinde Harmannsdorf keinerlei Forderungen mehr bestehen sollen diese gelöscht werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Löschung der Grundbuchseinträge 
die Marktgemeinde Harmannsdorf betreffend beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen  
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Top 33.) KG Rückersdorf: Rückhaltebecken Ziegeleigasse West 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a. Grundsatzbeschluss für die Errichtung des Beckens 
 

Im Bereich gegenüber dem Bauhof soll laut Studie ein Rückhaltebecken entstehen. 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge grundsätzlich die Errichtung eines 
Rückhaltebeckens in der Ziegeleigasse beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
Antrag von Dr. Kretschmer die Punkte b – g in einem zu beschließen 
 
 

Antrag Dr. Kretschmer: Der Gemeinderat möge die Punkte b – g in einem beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
 

Für die die Umsetzung des Projektes sind Übereinkommen mit allen Grundbesitzern, deren 
Grundstücke beim Bau des Rückhaltebeckens benötigt werden, erforderlich. Darin sind 
Grundstücksgrößen und Ablösevereinbarungen enthalten. Solche Übereinkommen sind mit 
nachstehenden Grundstückseigentümern zu treffen. 
 

b. Übereinkommen Franziska Haller 
c. Übereinkommen Christina Kaltenbrunner 
d. Übereinkommen Theresia Neumayer 
e. Übereinkommen Maria und Martin Hendler 
f. Übereinkommen Martin Stoßfellner 
g. Übereinkommen Martin Holzer 
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Antrag Gemeindevorstand: Der Gemeinderat möge die Übereinkommen beschließen.  
 

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen    
 

 
Top 34.) TBE Würnitz: Vergabe Arbeiten 
 

a. Fester und Portale 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Auftragsvergabe für Fenster für die 
TBE Würnitz an die Firma Böhm beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen  
   

 
b. Spengler und Schwarzdecker 
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Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Auftragsvergabe Spengler- und 
Schwarzdeckerarbeiten für die TBE Würnitz an die Firma Lenz Laa beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen  
   

 
c. Zimmerer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Auftragsvergabe Zimmererarbeiten 
für die TBE Würnitz an die Firma Sattler beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen  
   

 
d. HLS 
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Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Auftragsvergabe HLS-Arbeiten für 
die TBE Würnitz an die Firma Fasching beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis 21         Zustimmungen                                               
  …          Gegenstimmen             
  …          Stimmenhaltungen  
   

 
Top 35.) Heizkostenzuschuss 2024/25 

 

Der Heizkostenzuschuss 2024/2025 wird auch heuer wieder lt. Förderkatalog analog den 
Richtlinien der NÖ Landesregierung in der Höhe von € 150,-- ausbezahlt.  

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Heizkostenzuschuss 2024/2025 in 
der Höhe von € 150,-- beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
Top 36.) Subventionen 
 

a. Freiwillige Feuerwehr Würnitz 
 

Die Freiwillige Feuerwehr Würnitz hat um Subvention für Ersatzanschaffungen (Ausgaben in der 
Höhe von € 17.672,40) angesucht. Laut Förderkatalog wären dies 50% das sind € 8.836,20 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Subvention an die FF- Würnitz in 
der Höhe von € 8.836,20 beschließen. 
  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
b. Überparteilicher Seniorenclub Würnitz 

 

Der überparteiliche Seniorenclub Würnitz hat um die jährliche Subvention in der Höhe von            
€ 450,-- angesucht 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Subvention an überparteilichen 
Seniorenclub Würnitz in der Höhe von € 450,-- beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
c. TSU NEUMED Obergänserndorf 

 

c.1. Die TSU NEUMED Obergänserndorf hat um Subvention für 6 Nachwuchsgruppen angesucht. 
 

 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Subvention an den TSU-Ober-
gänserndorf für den Nachwuchs- 6 Gruppen in der Höhe von € 3.600,-- beschließen.  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 



GR-Protokoll 2024-11-26                                                               66 
 

c.2. Die TSU NEUMED Obergänserndorf hat um Subvention für den Spielbetrieb angesucht. 
 

Antrag des Gemeindevorstandes Der Gemeinderat möge die Subvention an den TSU-Ober-
gänserndorf für den lfd. Spielbetrieb laut Förderkatalog in der Höhe von € 3.500,-- beschließen.
  

 Abstimmungsergebnis 21       Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  …         Stimmenhaltungen    
 

 
c.3. Die TSU NEUMED hat um Subvention für die Infrastruktur in der Höhe von € 2.750,-- 
angesucht. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Subvention an den TSU-Ober-
gänserndorf für die Infrastruktur in der Höhe von € 2.750,-- beschließen.  

 Abstimmungsergebnis 21       Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
     

 
   c.4. Die TSU NEUMED hat um Subvention für die Mietkosten der Turnhalle in Harmannsdorf in 
der Höhe von € 2.372,-- angesucht. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Subvention an den TSU-Ober-
gänserndorf für die Hallenmiete der NMS Harmannsdorf in der Höhe von € 2.372,-- beschließen.
  

 Abstimmungsergebnis 21       Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
     

 
d. ÖKB Obergänserndorf 

 

Der ÖKB Obergänserndorf hat um die jährliche Vereinsförderung in der Höhe von € 450,-- 
angesucht 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Subvention an den ÖKB Ober-
gänserndorf in der Höhe von € 450,-- beschließen. 
  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
e. ÖKB Würnitz 

 

Der ÖKB Würnitz hat um die jährliche Subvention in der Höhe von € 450,-- angesucht. Zusätzlich 
wurden verschiedene Arbeiten In Würnitz (Denkmalrestaurierung) und in der KG 
Hetzmannsdorf durchgeführt. Materialkostenersetz € 1.000,-- 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Subvention an den ÖKB Würnitz in 
der Höhe von € 1450,-- beschließen. 
  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
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f. Friedenslicht 
 

Wie schon in den vergangenen Jahren findet auch heuer wieder Sternritt des Dragoner-
regiments statt und bringt das Friedenslicht in die KG`s Seebarn und Rückersdorf.  
Auch heuer hat man wieder in einer Persönlichen Vorsprache um Unterstützung angesucht. 

 
 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Subvention an das Dragona 
Regiment für das Bringen des Friedenslichtes in der Höhe von € 600,-- beschließen.  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
Top 37.) Kommunalkredit: Annahmeerklärung Förderung Wasserversorgungsanlage BA 16 
 

Für den Bauabschnitt 16 der Wasserversorgungsanlage wurde um Förderung bei der Kommunal-
kredit in der Höhe von € 15.500,-- angesucht. Nachstehende Annahmeerklärung ist zu 
beschließen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Annahmeerklärung für Bundes-
mittel der Höhe von € 15.500,--  für die Wasserversorgungsanlage BA 16 beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 21        Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
Top 38.) Kommunalkredit: Annahmeerklärung Förderung Abwasserbeseitigungsanlage BA 21 
 

Für den Bauabschnitt 21 der Abwasserbeseitigungsanlage wurde um Förderung bei der Kom-
munalkredit in der Höhe von € 23.250,-- angesucht. Nachstehende Annahmeerklärung ist zu  
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beschließen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Annahmeerklärung für Bundes-
mittel der Höhe von € 23.250,-- für die Abwasserbeseitigungsanlage BA 21 beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 21       Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
Top 39.) Dringlichkeitsantrag: Wasserabgabenordnung 
 

WASSERABGABENORDNUNG 
für die öffentliche Gemeindewasserleitung der Marktgemeinde Harmannsdorf 

 

§ 1 
 

In der   Marktgemeinde 2111 Harmannsdorf werden folgende 
Wasserversorgungsabgaben und Wassergebühren erhoben: 

 
a) Wasseranschlussabgaben 
b) Ergänzungsabgaben 
c) Sonderabgaben 
d) Wasserbezugsgebühren 
e) Bereitstellungsgebühren 

 

§ 2 
 

Wasseranschlussabgabe 
 

(1)  Der Einheitssatz zur Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an die öff-
entliche Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs.  5 des NÖ Gemeindewasserleitungsge- 
setzes 1978 mit   € 8,30 festgesetzt.  
 

(2)  Gemäß § 6 Abs. 5 und 6 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für die Ermittlung 
des Einheitssatzes eine Baukostensumme von € 8.692.036,--   und     eine    Gesamtlänge des 
Rohrnetzes von 52.317,-- Laufmeter zu Grunde gelegt. 

 

§ 3 
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Ergänzungsabgabe 
 

Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine Ergänzungs-
abgabe auf Grund der Bestimmungen des § 7 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 
berechnet. 

§ 4 
 

Sonderabgabe 
 

(1)  Eine Sonderabgabe gemäß § 8 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 ist zu 
entrichten, wenn wegen der Zweckbestimmung der auf der anzuschließenden Liegenschaft 
errichteten Baulichkeit ein über den ortsüblichen Durchschnitt hinausgehender 
Wasserverbrauch zu erwarten ist und die Gemeindewasserleitung aus diesem Grunde 
besonders ausgestaltet werden muss. 

 

(2)  Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die 
Gemeindewasserleitung angeschlossenen Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten durch 
Neu-, Zu- oder Umbau so geändert werden, dass die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen 
zutreffen. 

 

(3)  Die Sonderabgabe darf den durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand 
nicht übersteigen. 

§ 5 
 

Bereitstellungsgebühren 
 

(1)     Der Bereitstellungsbetrag wird mit   € 35,-- pro m³/h   festgesetzt. 
 

(2)      Die Bereitstellungsgebühr ist das Produkt der Verrechnungsgröße des Wasserzählers                                                                                                                                      
     (in m³/h) multipliziert mit einem Bereitstellungsbetrag.   

    Daher beträgt die   jährliche Bereitstellungsgebühr: 
 

Verrechnungs- 
größe in m³/h 

Bereitstellungsbet
rag in 

€ pro m³/h 

Bereitstellungsgebühr in € 
(Spalte 1mal Spalte 2 = Spalte 
3) 

3 € 35,-- €     105,-- 

7 € 35,--                     €     245,-- 

17 € 35,--  €     595,-- 

           65 € 35,--   €  2.275,-- 

 
§ 6 

 

Grundgebühr zur Berechnung der Wasserbezugsgebühr 
 

(1)  Die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für 
1 m³ Wasser mit € 2,20 festgesetzt. 

 

§ 7 
 

Ablesezeitraum 
Entrichtung der Wasserbezugsgebühr 

und der Bereitstellungsgebühr 
 

(1)   Die Wasserbezugsgebühr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im Kalenderjahr gemäß 
§ 11 Abs. 1 und 2 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet.  

 
Der Ablesezeitraum beträgt daher zwölf Monate.   
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Er beginnt am 1. Oktober und endet mit 30. September. 
 

(2) Für die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebühr werden vier Teilzahlungs-
zeiträume wie folgt festgelegt: 

 

1.  von 1.Oktober bis 31. Dezember 
2.  von 1.Jänner    bis 31. März 
3.  von 1.April        bis 30. Juni 
4.  von 1.Juli          bis 30. September 
 

Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebühr wird auf die 
Teilzahlungszeiträume zu gleichen Teilen aufgeteilt. Die einzelnen Teilbeträge sind jeweils am 
15. November, 15. Februar, 15. Mai, und 15. August fällig. Die Abrechnung der festgesetzten 
Teilzahlungen mit der auf Grund der Ablesung errechneten Wasserbezugsgebühr erfolgt im 
1.Teilzahlungsraum jeden Kalenderjahres und werden die Teilbeträge für die folgenden 
Teilzahlungsräume neu festgesetzt. 
 

(3) Die jährliche Bereitstellungsgebühr ist in gleichen Teilbeträgen gleichzeitig mit den 
Teilzahlungen für die Wasserbezugsgebühr zu entrichten. 

 

§ 8 
 

Umsatzsteuer 
 

Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Wasserabgabenordnung gelangt die 
gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetztes 1994, in der jeweils geltenden 
Fassung, zur Verrechnung. 

 

§ 9 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Wasserabgabenordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der zwei-wöchigen 
Kundmachungsfrist zunächst folgt, in Kraft. 
Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der 
bisher geltende Abgabensatz anzuwenden. 
 

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister: 

Ing. Alexander Raicher 
geschlagen am:  27.11.2024 
abgenommen am: 12.12.2024 

 
 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Wasserabgabenordnung beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 21       Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
Top 40.) Dringlichkeitsantrag: Übereinkommen mit der Regiobahn Leiser Berge  
  Eisenbahninfrastruktur GmbH 
 

ÜBEREINKOMMEN 
 

abgeschlossen zwischen 
 

1.) der regiobahn Leiser Berge Eisenbahninfrastruktur GmbH, 2115 Ernstbrunn, Hauptplatz 1, im 
Folgenden kurz „regiobahn“ genannt und  
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2.) der Marktgemeinde Harmannsdorf, Kirchengasse 5, 2111 Harmannsdorf, im Folgenden kurz 
„Gemeinde“ genannt, und 

 

wie folgt: 
PRÄAMBEL 

 

Im Gemeindegebiet der Marktgemeinde Harmannsdorf befindet sich die nichttechnisch 
gesicherte Eisenbahnkreuzung im Bahnkilometer 11,559 der Anschlussbahn Korneuburg-
Ernstbrunn (regiobahn Leiser Berge) welche eine Gemeindetrasse/Güterweg in der KG 
Mollmannsdorf kreuzt. Auf Grund der Anlageverhältnisse und zur Erhöhung und Verbesserung 
der Verkehrssicherheit soll die Eisenbahnkreuzung technisch mittels Lichtzeichen gesichert 
werden. Die Festlegung der Art der Sicherung erfolgte von der Eisenbahnbehörde (RU6-E-
1923/007-2023).  
 

Hierüber wird zwischen der regiobahn und der Gemeinde nachstehendes Übereinkommen 
abgeschlossen.  

1. GEGENSTAND  
 

Gegenstand dieser Vereinbarung ist, die Regelung der Kostentragung für die Planung, Erricht-
ung, Erhaltung und Reinvestition einer Lichtzeichenanlage für die nachfolgend genannte Eisen-
bahnkreuzung: 
 

Eisenbahnkreuzung  
Anschlussbahn Korneuburg-Ernstbrunn in Bahn-km 11,559 

Errichtung einer technischen Sicherungsanlage (Lichtenzeichen) 
 

2. UMFANG DER BAUMASSNAHMEN 
 

Für die technische Sicherung der Eisenbahnkreuzung in Bahn-km 11,559 wird eine Lichtzei-
chenanlage gemäß § 4 Abs. 1 Z.3 Eisenbahnkreuzungsverordnung 2012 (Sicherung durch 
Lichtzeichen) errichtet. Festgehalten wird, dass die Sicherungseinrichtung im Eigentum der 
regiobahn verbleibt.  
 

3. PLANUNGS- UND BEHÖRDENANGELEGENHEITEN 
 

Die regiobahn übernimmt sofern erforderlich die Erwirkung der eisenbahnrechtlichen 
Baugenehmigung und Betriebsbewilligung nach dem EisbG 1957 in der derzeit gültigen Fassung 
oder die Beibringung entsprechender Erklärungen gemäß § 36 EisbG für die Errichtung der 
technischen Sicherungsanlage. 
 
Die regiobahn vergibt die Planung für diese Bauvorhaben sowie die Ausschreibung, die Vergabe, 
die Bauüberwachung und die Abrechnung für die Errichtung der technischen Sicherungsanlage 
samt den dazugehörigen Nebenanlagen im Bereich des Vorhabens an befugte Fachfirmen. 
 

4. KOSTENTRAGUNG 
 

Gemäß einer Grobkostenschätzung ergeben sich für die Realisierung der baulichen Maßnahmen 
folgende voraussichtliche Beträge in Euro (netto): 
 

a) Planung und Errichtung einer technischen Sicherungsanlage  
 im Bahn-km 11,559 € 120.000,-  
 
 Gesamtkosten € 120.000,-  
 
Festgehalten wird, dass die regiobahn und die Gemeinde zu gleichen Teilen, das ist jeweils 
50% der Gesamtkosten übernehmen.  
Die tatsächlichen Herstellungskosten gemäß Pkt. 4 a) werden nach Fertigstellung der 
übereinkommensgegenständlichen Anlage ermittelt. Kopien der von der regiobahn geprüften 
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Abrechnungsunterlagen werden der Gemeinde auf Verlangen zur Verfügung gestellt. Die Kosten 
für die Instandsetzung und Instandhaltung der neuen technisch gesicherten Eisenbahnkreuzung 
im Bahn-km 11,559 werden zu 100% von der regiobahn getragen. Die Errichtung der 
gegenständlichen Anlage ist im öffentlichen Interesse gelegen, daher gilt die Zahlung der 
Gemeinde steuerrechtlich als nicht umsatzsteuerbarer Zuschuss im Sinne des Erlasses des BMF 
vom 16.06.1994. Sofern für den Zuschuss eine Umsatzsteuerpflicht entstehen sollte, wird die 
gesetzliche Umsatzsteuer zusätzlich verrechnet. 
Das Projekt ist im öffentlichen Interesse gelegen, darüber hinaus handelt es sich um keinen 
Austausch von Leistungen und Gegenleistungen, weshalb die Vertragspartner von keiner  
steuerbaren Leistung ausgehen. Der vorgenannte Betrag ist somit ohne Umsatzsteuer zu 
leisten. Sollte die Rechtsmeinung der Vertragspartner von der österreichischen Finanzver-
waltung nicht geteilt werden, wird die regiobahn dem Vertragspartner die Umsatzsteuer 
zuzüglich der eventuell von der österreichischen Finanzverwaltung vorgeschriebenen Zuschläge 
(z.B. Säumniszuschläge, Zinsen etc.) in Rechnung stellen und verpflichtet sich der 
Vertragspartner zur Zahlung binnen 6 Wochen ab Rechnungslegung. 
 

Die Gesamtkosten verstehen sich als Planwerte mit der Preisbasis 11/2024. Der Gemeinde steht 
es frei, Einsicht in die Originale der vorgenannten Abrechungsunterlagen zu nehmen. 
Mehrkosten, die durch zwischen den Vertragspartnern nicht vereinbarte Projektänderungen  
oder -erweiterungen entstehen, werden nicht in die Gesamtkosten einbezogen. 
 

5. ZAHLUNGSBEDINGUNGEN UND ZAHLUNGSFLUSS  
 

Die regiobahn wird der Gemeinde nach Fertigstellung und anstandsloser Übernahme der 
übereinkommensgegenständlichen Lichtzeichenanlage zur Zahlung von 50% der tatsächlich 
abgerechneten Errichtungskosten auffordern. Dieser Kostenbeitrag wird seitens der Gemeinde 
an die regiobahn geleistet. 
 

6. ZEITPLAN 
 

Als Termin für den Baubeginn dieses Bauvorhabens ist unter Bedachtnahme der noch aussteh-
enden Detailplanung ist der November 2023 vorgesehen.  
 

7. ABWICKLUNG 
 

Die Bauausführung inklusive aller damit zusammenhängenden Leistungen wird von der 
regiobahn durchgeführt, die sich hierfür eines konzessionierten Dritten bedienen kann. Die 
Instandsetzung und Instandhaltung der neuen technischen Sicherungsanlage erfolgt durch die 
regiobahn.  

8. EINBAUTEN 
 

Allfällige im Projektbereich liegende Einbauten (Wasserleitungen, Kanäle, Fernmelde-, Sicher-
ungskabel u. dgl.), die im Eigentum eines Vertragspartners stehen, werden, soweit dies erfor-
derlich wird, auf dessen Kosten umgelegt bzw. adaptiert. 
 

Sollten Einbauten Dritter im Projektbereich liegen, so muss eine Adaptierung oder Umlegung 
dieser Einbauten auf Basis von gegebenenfalls existierenden Nutzungsverträgen mit Dritten 
durchgeführt werden.  
 

Sollte in diesen Verträgen keine Kostenregelung zu Lasten der Leitungsträger getroffen sein, so 
gelten die entstehenden Umlegungskosten als Kosten des Projektes und werden entsprechend 
der Kostentragungsregelung in Pkt. 4 getragen.  
 

9. ÜBERNAHME UND ÜBERGABE 
 

Nach Fertigstellung und mit anstandsloser vorläufiger Abnahme der Arbeiten für die Herstellung 
der neuen technischen Sicherungsanlage welche in Gegenwart von Gemeinde und regiobahn 
durchzuführen ist, übernimmt die regiobahn die Lichtzeichenanlagen zur Bereitstellung, zum 
Betrieb und zur Erhaltung.  
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10. HAFTUNG 
 

Für Schäden aus diesem Vertrag haften die Vertragsparteien einander gemäß den gesetzlichen 
Regelungen. 

11. RECHTSGÜLTIGKEIT UND AUSFERTIGUNGEN 
 

Das Übereinkommen tritt mit allseitiger rechtsgültiger Unterfertigung durch die Vertrags-
partner in Kraft. Die Vertragspartner verpflichten sich, die gegenständliche Vereinbarung 
firmenmäßig bzw. in der gesetzlich vorgeschriebenen Form zu fertigen. 
 
Das Übereinkommen wird in einfacher Ausfertigung erstellt, wobei nach Fertigung der Ver-
tragspartner eine Kopie erhält. Das Original verbleibt bei der Gemeinde.  
 

12. SCHRIFTFORM UND GÜLTIGKEIT 
 

Änderungen und/oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform, so auch die 
Abrede, von der Schriftform abzugehen. Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung 
bestehen nicht.  
 

Ist eine Bestimmung dieses Übereinkommens ungültig, unwirksam oder undurchsetzbar oder 
wird diese nachträglich ungültig, unwirksam oder undurchsetzbar, so wird dadurch die 
Gültigkeit und Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht berührt. 
Im Fall der Unwirksamkeit, Ungültigkeit und Undurchsetzbarkeit einer Bestimmung gilt 
zwischen den Parteien dieser Vereinbarung eine dieser Bestimmung im wirtschaftlichen 
Ergebnis möglichst nahekommende und nicht ungültige, unwirksame oder undurchsetzbare 
Bestimmung als vereinbart.  

13. SONSTIGES 
 

Die Vertragspartner verpflichten sich, die aus dieser Vereinbarung resultierenden Rechte und 
Pflichten, insbesondere auch diese Überbindungsverpflichtung auf allfällige Rechtsnachfolger 
vollinhaltlich zu übertragen und den jeweiligen anderen Vertragspartner umgehend von diesem 
Umstand in Kenntnis zu setzen. Rechtsnachfolgen, welche sich aus Landes- oder 
Bundesgesetzen ergeben, sind den Vertragspartnern nicht gesondert zur Kenntnis zu bringen, 
sofern sie im LGBl bzw. BGBl kundgemacht wurden.  
 

Für die Kosten einer allfälligen rechtsfreundlichen Vertretung hat jede Vertragspartei selbst 
aufzukommen. 

14. GERICHTSSTAND 
 

Es gilt österreichisches Recht unter Ausschluss der Kollisionsnormen. Für alle aus diesem 
Übereinkommen entspringenden Rechtsstreitigkeiten, für die nicht Kraft Gesetzes eine 
Gerichtsvereinbarung ausgeschlossen ist, sind die in 1. Instanz sachlich zuständigen Gerichte 
zuständig. 
 

Unterschrift: regiobahn Leiser Berge Eisenbahninfrastruktur GmbH (Geschäftsführer) 

Johann Narrenhofer 
 

Unterschriften Gemeinde: laut Gemeindeordnung 
 

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge das Übereinkommen mit der Regiobahn 
Leiserberge AG beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 21       Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
Top 41.) Dringlichkeitsantrag: KG Würnitz – Neuerlicher Beschluss über die Übernahme und  
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  Ausscheidung von Grundflächen in das öffentliche Gut, TP GZ 26176 
 

Die Änderung der Grundstücksgrenzen gemäß dem Teilungsplan GZ.: 26176 der ARGE Vermessung 
DI Trappl - DI Wailzer, 2100 Korneuburg, wurde mit Bescheid vom 29.05.2024, Zl.: TEIL-6/2024 
bewilligt. Dieser Bescheid, der die diesbezüglichen Grundabtretungen beinhaltet, ist am 
04.06.2024 in Rechtskraft erwachsen. 
 

Demnach wird die in diesem Teilungsplan ausgewiesene Grundfläche, nämlich das Trennstück 3 im 
Ausmaß von 2 m² des Grundstücks Nr. 1871, EZ 144, KG Würnitz in das öffentliche Gut der 
Marktgemeinde Harmannsdorf, Parz. 1444/1, EZ 28, KG Würnitz, übernommen. 

 

Das Trennstück 1 im Ausmaß von 16 m² des Grundstücks Nr. 1444/1 EZ 28, KG Würnitz wird aus 
dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück Nr. 
1871 EZ 144, KG Würnitz einverleibt.  
 

Das Trennstück 4 im Ausmaß von 14 m² des Grundstücks Nr. 1496/6 EZ 28, KG Würnitz wird aus 
dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück Nr. 
1871 EZ 144, KG Würnitz einverleibt.  
 

Das Trennstück 5 im Ausmaß von 1 m² des Grundstücks Nr. 1444/14 EZ 28, KG Würnitz wird aus 
dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück Nr.  
1871 EZ 144, KG Würnitz einverleibt.  
 

Das Trennstück 6 im Ausmaß von 0 m² des Grundstücks Nr. 1444/2 EZ 28, KG Würnitz wird aus dem 
öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf ausgeschieden und dem Grundstück Nr. 1871 
EZ 144, KG Würnitz einverleibt. 

 

Das Trennstück 2 im Ausmaß von 68 m² und das Trennstück 8 im Ausmaß von 9m² des Grundstücks 
Nr. 1496/6 EZ 28, KG Würnitz aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf werden 
dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf Grundstück Nr. 1444/2 EZ 28, KG Würnitz 
zugeschrieben.  
 

Das Trennstück 7 im Ausmaß von 5 m² des Grundstücks Nr. 1444/14 EZ 28, KG Würnitz aus dem 
öffentlichen Gut der Marktgemeinde Harmannsdorf wird dem öffentlichen Gut der 
Marktgemeinde Harmannsdorf Grundstück Nr. 1444/2 EZ 28, KG Würnitz zugeschrieben.  

 
 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat die Übernahme der Trennstücke 3, 2, 8, 7 sowie die 
Ausscheidung der Trennstücke 1, 4, 5, 6, 2, 8 und 7 aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde 
Harmannsdorf, wie vorstehend angeführt, beschließen.  

   

  Abstimmungsergebnis  21       Zustimmungen                                              
        …         Gegenstimmen    
        ...         Stimmenhaltungen  

 

 
Top 42.) Dringlichkeitsantrag: Kaufantrag an das Land NÖ für das Grundstück Nr. 1255  
  (Trockengraben) in der KG Obergänserndorf 
 

Der Bürgermeister der Marktgemeinde Harmannsdorf Ing. Alexander Raicher stellt den Antrag, einen 
 

„Kaufantrag an das Land NÖ für das GSTNR: 1255 (Trockengraben) in der KG Obergänserndorf “ 
 

zu stellen. Des Weiteren ist ein Kulturtechniker in Regie für die Erstellung eines wasserrechtlichen 
Einreichprojektes für die Verrohrung des Grabens zu beauftragen. 
Begründüng: 
Der Vorstand der TSU NEUMED Obergänserndorf ist bereits vor einiger Zeit an die Marktgemeinde 
Harmannsdorf herangetreten, um sie bei der Errichtung einer neuen Sportanlage zu unterstützen. 
Aktuell liegen zwei bzw. drei Varianten vor, über die der Sportverein selbst entscheiden soll. Um 
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eine der Varianten zu ermöglich, ist der Kauf eines Trockengrabens, welcher sich im Eigentum des 
Landes Niederösterreich befindet, für eine Nutzung der Fläche zu beantragen. Aufgrund der für 
dieses Jahr geplanten Mitgliederversammlung ergibt sich die Dringlichkeit des Antrags. 

 
# 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Annahmeerklärung für Bundes-
mittel der Höhe von € 23.250,-- für die Abwasserbeseitigungsanlage BA 21 beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 21       Zustimmungen                                               
  …         Gegenstimmen      
  ...         Stimmenhaltungen  
 

 
Top 43.) Dringlichkeitsantrag: B6 Umfahrung – Geschwindigkeitsbeschränkung 70km/h 
   

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Bürgermeister wird beauftragt, gegenüber dem Land Niederösterreich die notwendigen 
Schritte zu unternehmen, damit auf der B6-Umfahrung eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
70km/h verordnet wird. 
 

Begründung: 
a. Dringlichkeit: 

Die Dringlichkeit dieses Antrages ergibt sich daraus, dass es sich um eine Maßnahme handelt, 
die im Interesse der Sicherheit der Verkehrsteilnehmer auf der B6 sowie der Gesundheit der 
Bewohner der nördlichen und südlichen Teile der Gemeinde liegt. 

b. Zur Sache: 
Seit der Inbetriebnahme der B6-Umfahrung haben sich bereits mehrere Verkehrsunfälle 
ereignet. Es ist zu befürchten, dass sich bei winterlichen Fahrverhältnissen weitere Unfälle 
ereignen. Darüber hinaus leiden die Menschen, die nahe an der Umfahrung wohnen, unter 
einer schweren Lärmbelästigung. 
Eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 70 km/h erscheint als geeignete Maßnahme, um die 
Sicherheit zu erhöhen und die Lärmbelästigung zu verringern. Es liegt im dringenden Interesse 
der Gemeinde, dass das Land diese Maßnahme ehestmöglich setzt. 

 

Bürgermeister Ing. Alexander Raicher nimmt zu dem Dringlichkeitsantrag Stellung und erklärt 
dem Gemeinderat  

   Er teilt mit, dass am 18.12.2024 eine Informationsveranstaltung für die Bevölkerung durch die 
Ausführenden Abteilung ST3 der NÖ Landesregierung mit einem unabhängigen Ziviltechniker 
für Lärm- und Schalltechnik stattfindet. 

   Er erklärt auch, dass automatisch 6 Monate nach Verkehrsübergabe eine Evaluierung der 
Lärmmessungen per Gesetz vorgeschrieben ist und durchgeführt wird. 

 

   GR Eva Hofbauer stellt die Sinnhaftigkeit dieser Veranstaltung so kurz vor Weihnachten in 
Zweifel 
 

 

Antrag 7-OBL: Der Gemeinderat möge den Dringlichkeitsantrag beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 4           Zustimmungen            Fraktion 7-OBL, Fraktion Grüne 

                                  17         Gegenstimmen      
  …         Stimmenhaltungen  
 

 

  Somit ist der Dringlichkeitsantrag der 7-OBL abgelehnt 
 

GR- Eva Hofbauer stellt den Antrag, den Dringlichkeitsantrag – die 70km/h Beschränkung soll nicht 
für die gesamte B6-Unfahrung angesucht werden, sondern vom Kreisverkehr bis zum Teiritzberg. 
 

Die Sitzung wird auf Antrag der Fraktion ÖVP zu einer kurzen Beratung unterbrochen. 
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Nach der Beratung kehrt die Fraktion ÖVP zurück in den Sitzungssaal. 
 

 

Antrag GR- Eva Hofbauer: Der Gemeinderat möge den Dringlichkeitsantrag – die 70km/h 
Beschränkung soll nicht für die gesamte B6-Unfahrung angesucht werden, sondern vom 
Kreisverkehr bis zum Teiritzberg beschließen. 

  

 Abstimmungsergebnis 10         Zustimmungen    Fraktion 7-OBL, Fraktion Grüne, Fraktion SPÖ,  

      GR-Mathias Tröstl ÖVP, Bgm. Ing. Alexander Raicher  

                                  …         Gegenstimmen      
  11        Stimmenhaltungen  
 

  
  Somit ist der Antrag von GR- Eva Hofbauer abgelehnt. (siehe Gemeindeordnung 1973 §51 Abs.2) 
 
 
Top 44.) Berichte des Bürgermeisters und der Ausschussobmänner 
 

GfGR Martin Eichberger berichtet: 
Nächste Sitzung vom Ausschuss Finanzen, Wirtschaft und öffentlichen Gebäuden ist am 

29.11.2024 im Gemeindeamt Harmannsdorf. 

Thema: 1: Beratung zur Errichtung des Gesundheitszentrums 
               2: Aktueller Stand Nahversorger und Postpartner 
 

Anrufsammeltaxi Bezirk Korneuburg mobil 
Start ist der 18.11.2024 
671 Sammelstellen mit den Gemeinden Harmannsdorf, Bisamberg, Enzersfeld, Großrußbach, 
Hagenbrunn, Korneuburg, Leitzersdorf, 
Leobendorf, Niederhollabrunn, Sierndorf, Spillern, Stetten, Stockerau, die anderen Gemeinden 
sind ausgeschieden. 
Bei der Buchung müssen sich alles mitfahrende Anmelden und das mit einer Vorlaufzeit von einer 
Stunde. 
Betriebszeiten sind von Mo-Fr von 7.00 bis 21.00 und Sa von 07.00 bis 14.00 
Zeitkarten und Klima und Jugendtickets werden Anerkannt. 
Komfort Zuschlag 2€ bis 19.00 ab 19.00 4€ 
 

Nächste 10 Vor Wien Sitzung ist am 04.12.2024 in Leobendorf 
 

Vizebürgermeisterin Anneliese Nebenführ berichtet von der Ausschusssitzung für Ehrenamt, 
Feuerwehrwesen, Veranstaltungen, Sport und Kultur vom 25.Oktober 2024 
 

Bericht der letzten FF-Kommandositzung 
Kommandanten haben ihr Budget bzw. Vorhaben abgegeben. 
Zum großen Teil werden Anschaffungen von Geräten die beim Hochwassereinsatz kaputt  
gegangen sind und Ausrüstungsgestände gemacht. 
 

Alle haben über die vielen Veranstaltungen berichtet, die alle gut angenommen wurden. 
Neue Veranstaltungen wurden aufgenommen 
 

Vorgehensweise Tanklöschfahrzeug Obergänserndorf soll im Oktober 2025 kommen 
 

Sonderkatastrophenschutzplan: wir haben den nächsten Schritt – die Risikoanalyse umgesetzt. 
Es wurden ca. 50 Personen eingeladen, zusammengesetzt aus Feuerwehr, Gemeinderat, 
Bauhofmitarbeiter und verschiedenen Ortsbewohnern. Der Großteil des Gemeinderats hat leider 
gefehlt. 
Nach der Auswertung sind Sonderkatastrophenschutzpläne zu erstellen. Wir müssen Zwei 
machen. Einmal Starkregen/ Unwetter und, den vom Land vorgegebenen, „Strom- und  
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Infrastrukturausfall“ (Blackout).  
 

Ich werde für die Umsetzung nach Weihnachten den Ausschuss, die Feuerwehren und engagierte 
Mitbürger zum Mitarbeiten einladen. Diese Pläne gehören dann ins FDISK eingepflegt. Die Pläne 
sollten im März fertig sein. 
 

Ich wünsche jetzt schon allen einen ruhigen und besinnlichen Advent und schöne Weihnachten 
im Kreis der Familie. 
 

GfGR. Ronald Martin berichtet: 
Es hat keine Ausschusssitzung gegeben. Betreffend Energiegemeinschaft ist bis Oktober eine 
Energieersparnis von ca. 26% zu berichten. Die genauen Abrechnungen und Zahlen werden dann 
ca. im März oder April aufliegen. Neue Energieprojekte sind abhängig vom Vorhandensein 
budgetärer Mittel.  
 
GfGR Peter Schagerl berichtet: 
 

Eine Ausschusssitzung Kindergärten und Volksschule hat nicht stattgefunden, wäre sich zeitlich 
vor der GR-Sitzung nicht ausgegangen, war aber auch nicht erforderlich, die Ausschussmitglieder  
wurden vom Obmann Peter Schagerl per Mail über die nachfolgenden Punkte vorab informiert. 
 

Mit den Bediensteten der Küche im Kindergarten Harmannsdorf und der Leiterin hatten der Herr 
Bürgermeister und ich Ende Oktober ein Gespräch, um einen guten Ablauf in der Küche zu 
gewährleisten. Unsere Bediensteten bereiten dort mittlerweile täglich rund 200 Essen zu, eben für 
unsere 3 Kindergärten und die schulische Tagesbetreuung (STB). Die Essensauslieferung in die 
Kindergärten erfolgt durch den Busfahrer der Fa. Moser, die Auslieferung in die STB gemeinsam 
mit dem Koch. Dazu wird ein „Transportwagerl“ (mit Gummirädern) angeschafft, vor allem für die 
künftige Anlieferung in den noch im Bau befindlichen Speisesaal bei der Mittelschule. 
 

Die Bauarbeiten für die Errichtung unserer Tagesbetreuungseinrichtung (TBE) beim Kindergarten 
Würnitz sind voll im Gang. Der offizielle Spatenstich wurde am 6.11.24 durchgeführt, mittlerweile 
sind schon die Fundamente betoniert. Die Beschlüsse für die Vergabe der Fenster und Portale, der 
Zimmererarbeiten, der Spengler- und Dachdeckerarbeiten, sowie der Haustechnik haben wir in der 
laufenden GR-Sitzung erledigt. Die Fertigstellung der Arbeiten ist so geplant, dass mit dem 
regulären Betrieb mit September 2025 (Beginn des neuen Kindergartenjahres) gestartet werden 
kann. In der TBE ist grundsätzlich die Betreuung von Kleinkindern ab dem 1. bis längstens zum 3. 
Geburtstag eines Kindes vorgesehen. 
Die Aufnahmekriterien für die TBE sollen jedenfalls so angelegt werden, dass der Kindergarten 
immer Vorrang hat, d.h. sobald ein Platz für ein 2-jähriges Kind im betreffenden Kindergarten frei  
ist, ist dieser zwingend in Anspruch zu nehmen. 
Dies soll gewährleisten, dass die Plätze in den Kindergerten ausgelastet sind und es zu keinen 
vorrübergehenden oder gänzlichen Schließungen von Kindergartengruppen kommt. (Keine 
Konkurrenz zwischen TBE und Kindergärten). 
Mit den Kindergartenleiterinnen hat am 12.11.2024 die periodische Besprechung stattgefunden. 
Die behandelten Themen waren ebenfalls die Aufnahmekriterien für die TBE ab Herbst 2025, 
weiters die Einschreibung in die Kindergärten für Herbst 2025, als Einschreibtermin wurde der 14. 
Jänner 2025 fixiert. In Betracht kommen jene Kinder, die im Zeitraum von Juli 2025 (die noch nicht 
im Kiga sind) bis August 2026 2 Jahre alt werden, diese erhalten das Schreiben für die 
Einschreibung.  
Weiters wurden in der Besprechung kleinere Arbeiten, die von unseren Bauhofmitarbeiter erledigt 
werden, besprochen, sowie geringfügige Anschaffungen, die für den normalen Betrieb erforderlich 
sind. Die Budgetwünsche für 2025 wurden rechtzeitig eingebracht und ebenfalls besprochen. 
 

In der kommenden Woche findet noch die quartalsweise Besprechung mit den Vertreterinnen der 
Betreuerinnen statt. 
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Zur Volkschule gibt es wenig zu berichten, da läuft alles, es gibt teilweise Einschränkung wegen des 
Umbaus der Mittelschule. Für die schulische Tagesbetreuung haben wir Kästen zum Verstauen von 
Spielsachen, die momentan ungeordnet in einem Raum herumliegen, bei der Fa. Unterleithner 
bestellt und einige Teppiche (Spielteppiche) bedürfen einer professionellen Reinigung durch eine 
Reinigungsfirma. 
 

Peter Schagerl bedankt sich bei allen für die gute und konstruktive Zusammenarbeit, wünscht allen 
Bürgerinnen und Bürgern, sowie allen Gemeinderätinnen und Gemeinderätinnen eine schöne 
Vorweihnachtszeit, ein frohes Weihnachtsfest und alles Gute für das neue Jahr. 
 
GfGR Mag. Karl Wendy berichtet: 

Die Tätigkeiten seines Ausschusses hat sich in den notwendig gewordenen Verordnungen bereits 
niedergeschlagen. Er schließt sich an den Weihnachtswünschen an und bedankt sich für die 
kooperative Zusammenarbeit bei Bürgermeister Ing. Alexander Raicher. 
GfGR Franz Gschwent berichtet: 

Da er erst kurz als GfGR eingesetzt ist, hat er noch keine Ausschusssitzung gehabt und dahin-
gehend nichts zu berichten.  
Die KEM – würde gerne Wärmemessungen durchführen. Dies soll gemeinsam mit Enzersfeld und 
Stockerau beworben werden. 
Auch er richtet seine Weihnachtswünsche an die Anwesenden. 
 
Bürgermeister Ing. Alexander Raicher ladet auch die anwesenden Fraktionsführer der Grünen und der 7-
OBL um einige Worte ein. 
Beide, sowohl GR Eva Hofbauer, als auch Dr. Wolfgang Kretschmer erwähnen das wesentlich verbesserte 
Gesprächsklima seit Bürgermeister Ing. Alexander Raicher, wünschen sich einen fairen Wahlkampf und 
wünschen den Anwesenden frohe Weihnachten. 
 
Bürgermeister Ing. Alexander Raicher berichtet 
 

über die nachfolgend angeführten Themen: 
 

• Hochwasser September 2024 
o Danke an alle Einsatzkräfte, das Team des Bauhofs und der Bevölkerung für deren 

Hilfsbereitschaft und Engagement 
o NÖ Katastrophenfonds – Ein Großteil der Anträge wurde bereits ausbezahlt 
o Allfällige Problemstellen wurden in einer eigenen Sitzung mit den Freiwilligen Feuerwehren 

behandelt 
o Gesetzte und geplante Maßnahmen: 
▪ Anschaffung von Benzinpumpen für den Regenwasserkanal 
▪ Vorantreiben der Umsetzung weiterer Regenrückhaltebecken 
▪ Herstellung eines zeitgemäßen wasserrechtlichen Konsens für den Waldteich in Würnitz 

• Die Sohlräumung des Donaugrabens wurde fast fertiggestellt. 

• Die Hallenerweiterung am Bauhof läuft gut voran. Die Fertigstellung ist für das Q2/2025 geplant. 

• Das Regenrückhaltebecken Herbersteingasse ist baulich fast fertiggestellt und sinngemäß 
funktionsfähig. Im Frühjahr muss noch der Notüberlauf mittels Steinen gesichert werden. 

• Beim Regenrückhaltebecken im Mühlweg sollen im Frühjahr die Erdarbeiten durchgeführt 
werden. Das Erlangen der Funktionsfähigkeit ist im zweiten Quartal 2024 geplant. 

• Mit der Errichtung der Tagesbetreuungseinrichtung in Würnitz wurde bereits begonnen. Die 
Inbetriebnahme ist mit Beginn des Kindergartenjahres 2025/26 geplant. 

• Die Sanierung und Erweiterung der Mittelschule Harmannsdorf befindet sich im Bauzeitplan. 
Die Fertigstellung zu Beginn des Schuljahres 2025/26 geplant. 

• Ein Großteil des ersten Bauabschnitts des Radroutennetzes wurde bereits erfolgreich 
umgesetzt. 
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• Das Projekt „Nahversorgung und Gesundheitszentrum“ nimmt Formen an. Zeitnah findet eine 
Ausschusssitzung diesbezüglich statt. 

• Am Dienstag, den 17.12.2024 findet wieder ein parteiübergreifender Punsch im Hof des 
Gemeindeamts statt. 
Bgm. Alexander Raicher wünscht allen Gemeinderäteinnen und Gemeinderäten sowie allen 
Zuhörerinnen und Zuhörern einen schöne sowie besinnliche Weihnachtszeit, ein frohes 
Weihnachtsfest und alles Gute im neuen Jahr. 

 
Da Keine weiteren Wortmeldungen mehr anliegen, endet die Sitzung um 21:42 Uhr. 
********************************************************************************************** 
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Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am xx.xx.2025 

genehmigt --- abgeändert --- nicht genehmigt. 
 

 
 
 
 

 ………………………………………                          …………………………………. 
 
         Bürgermeister                   Schriftführer 
 
 
 

……………………………………… 
Vizebürgermeister 

 
 
 

 
 

………………………………...        ………………………………………       ………………..………………. 
Gf. Gemeinderat ÖVP           Gf. Gemeinderat SPÖ   Gf. Gemeinderat FPÖ 

 
 
 
 
 
 
            ………………………………………             ……………………………………… 
 
        Gemeinderat 7-OBL     Gemeinderat GRÜNE 


